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Vorwort 


Haben wir im TheKla 12 fast ausschließlich Texte der Midnight Notes ver- 
öffentlicht, die vom UFO aus eine strategische Einschätzung wagten, so 
sind in diesem TheKla mehr Texte von uns. Sie beschäftigen sich alle mit 
Themen der wildcat in den letzten Jahren. In den TheKlas wollen wir 
Artikel veröffentlichen, die uns für die wildcat zu lang oder zu speziell er- 
scheinen. Insofern sind die Texte Hintergrundmaterial, Thesen, Diskus- 
sionsanstöße und Kritik - auch unserer eigenen Praxis. 

Der weltweite Zusammenbruch des Realsozialismus veranlaßt uns, - 
wenigstens im Nachhinein - eine Analyse dieser Gesellschaftsformationen 
anzugehen. Wir versuchen dies hier anhand von zwei Ländern, zwei ver- 
schiedenen sozialistischen Modellen - Polen und China. 

Dabei möchten wir betonen, daß diese Artikel bereits im Herbst letzten 
Jahres geschrieben und teilweise nur leicht aktualisiert wurden. 


Zunächst denken wir, daß der Zusammenbruch des sozialistischen 
Akkumulationsmodells nicht auf einen, im Vergleich zu Breschnew, un- 
freundlichen Andropow oder Gorbatschow, und auch nicht allein auf den 
Weltmarkt zurückzuführen ist. 

Andropow, und mehr noch Gorbatschow, mußten versuchen, einen 
neuen Akkumulationszyklus in Gang zu bringen, nachdem die Industriali- 
sierung in der herkömmlichen Gratwanderung von Kollektivierung der 
Landwirtschaft, Förderung der Schwerindustrie und Befriedigung sich ent- 
wickelnder Konsumbedürfnisse gescheitert war. Der Plan, dessen Haupt- 
aufgabe die beschleunigte Entwicklung sein sollte, ist an die Grenze der 
Klassenkämpfe gestoßen. Wie zwei Jahrzehnte zuvor der keynesianische 
Planstaat im Westen. Dessen Krisenlösung war die Zersetzung der Klasse, 
die politisch in die Knie gezwungen wurde und die Durchsetzung eines 
niedrigen Lohnniveaus, was neuen Mehrwert ermöglicht hat. Dies hat die 
Probleme des sich in der Industrialisierung befindenden Sozialismus nur 


’ 


verschärft, da das westliche Kapital aus der "Energiekrise" gestärkt Bi 
vorgegangen ist. Die Antwort auf die Kämpfe, auf die sinkende Produkti- 
vität und die Stagnation der Profitschöpfung im Osten ist konseqn- zig 
weise die Einführung eines neuen Akkumulationsmodells, das ähnlich wie 
im Westen auf Klitschenwirtschaft um einige zentrale (Joint-Venture-) 
Fabriken setzen wird, ist die Integration der Klasse als Motor der Entwick- 
lung. Dazu muß aber auch eine institutionalisierte Form gefunden werden: 
Freie Gewerkschaften und Demokratie. : 
Und es ist die Preisgabe einer isolierten, beschleunigten Entwicklung 
einer vom Weltmarkt abgeschotteten Zone. Indem die sozialistische 
Wirtschaft jetzt dem Weltmarkt ausgesetzt wird, wird die Klasse ul nr 
Zange genommen: Arbeitslosigkeit, Abschaffung sozialer Puffer, Preiser- 
höhungen - wer den neuen Rhythmus nicht tanzen will, dem steht je 
Wasser bis zum Hals. Die Fabriken im Osten konnten nicht einmal in I 
rem Reservat funktionieren; für das internationale Kapital werden sie nun 
Räume und Orte sein, in denen es sich einrichten kann, um endlich wieder 
Kapital in die Verwertung pumpen zu können. Aber auch Orte, an dene 
s sich mit einer Rigität konfrontieren muß, die zu brechen der "Partei der 
Arbeiterklasse" 40 Jahre nicht gelang. a 
Die Kämpfe haben in Osteuropa, der Sowjetunion und China vielleicht 
andere Ausdrucksformen, es sind aber Klassenkämpfe wie in den anderzl 
kapitalistischen Ländern. Ganz sicher waren es auch keine "Übergangs- 
erscheinungen", die mit der "Weiterentwicklung des Sozialismus" ver- 
schwänden, 
$o unterschiedlich die Sozialismuskonzepte und -realitäten auch Yu 
ten, eins war ihnen gemeinsam: Jedes Regime mußte die Klasse dazu brin- 
gen, Mehrwert zu produzieren und Akkumulation von Kapital betreiben - 
und dies nötigenfalls mit Gewalt durchsetzen. Die Methoden waren he 
schieden, wie das Beispiel China zeigt: Der sogenannte "Kampf zweier 
Linien” war ein Machtkampf innerhalb der Parteibürokratie um die Frage, 
wie das Kapitalverhältnis am besten durchgesetzt werden kann. Auf der 
einen Seite die "linken" Parteibürokraten um Mao, die auf die "ideologi- 
sche Erziehung der Massen" setzten und den Sozialismus als Erziehungs- 
iktatur durchsetzen wollten; auf der anderen Seite die "rechten" Pragma- 
tiker, denen es nicht so sehr auf die Ideologie, sondern nur auf die materi- 


ellen Ergebnisse der Produktion ankam und die mehr auf die klassischen 
Methoden der Ausbeutung setzten. 


in 
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Diese Auseinandersetzung war der "Klassenkampf", den Mao in der 
sozialistischen Gesellschaft "anerkannte", aber nicht die Selbsttätigkeit der 
Klasse. Wenn sich der "Klassenkampf" innerhalb der Parteistrukturen 
austobte, dann war das genehmigt und konnte für die eigenen Zwecke 
ausgenutzt werden. Sobald sich die Klasse autonom bewegte, wurde sie 
vom Militär niedergemetzelt, wie in der "Kulturrevolution". 

Die Maoisten versuchten über die ideologische Schiene, den Überbau, 
die materiellen Gegebenheiten zu überwinden. Sie betonten die Bedeutung 
der "ideologischen Erziehung der Massen" als Hebel für die Umgestaltung 
der Gesellschaft. Dies erklärt auch, warum so viele Schüler und Studenten, 
sowohl in China selbst als auch in Westeuropa, auf den Maoismus abge- 
fahren sind. Er schien in der damaligen Zeit tatsächlich eine Alternative 
zum sowjetischen Modell des Sozialismus darzustellen, wurden hier doch 
immerhin Widersprüche in der sozialistischen Gesellschaft angesprochen. 
Einmalig in der Geschichte des Staatssozialismus war sicher auch die Tat- 
sache, daß eine Fraktion in der KP zum Angriff auf den gesamten Partei- 
apparat blies ("Bombardiert das Hauptquartier!"). Doch selbst der Angriff 
auf die Partei lief letztendlich in der Parteilogik ab und wurde nur solange 
geduldet, bis die "rechten" Funktionäre abgesetzt waren. Die Kulturrevo- 
lution wurde nach drei Monaten bereits abgeblasen. 

Der Artikel China - Massaker für die Reformen setzt allerdings erst 
später an und erspart sich weitgehend die Auseinandersetzung mit der 
maoistischen Ideologie. Hier soll gezeigt werden, wie sich die eine Vari- 
ante durchgesetzt hat, welche Veränderungen die "Deng’schen Reformen" 
mit sich brachten, und daß die Niederschlagung der Klassenbewegung im 
Juni 89 keineswegs ein Bruch mit diesem Konzept ist, sondern für dessen 
konsequente Weiterführung unvermeidlich war. 

Der lange Marsch des Kapitals in China ist ein Artikel aus der 
spanischen Zeitschrift Etcetera, der einen kurzen Überblick über die Ge- 
schichte Chinas im 20 Jhd. gibt. Er versucht gegen die ideologischen My- 


stifikationen des Maoismus eine materialistische Analyse der chinesischen 
Gesellschaft und des sozialistischen Aufbaus. 


Auch zu den Klassenkämpfen in Polen könnten wir die lange Ge- 
schichte seit 1956 nachzeichnen, könnten all die gescheiterten Versuche 
von Arbeiterräten, Industrialisierung, die explosiven Arbeiteraufstände 
und die alltägliche Verweigerung beschreiben. Die polnische Arbeiter- 
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klasse hatte - wie keine andere im RGW-Block - ständig ihre Macht ge- 
zeigt: in den Aufständen von 1956, 1970, 1976, 1980 und einer erneuten 
Streikwelle 1983. Den Höhepunkt fanden die Kämpfe zu Beginn der 80er, 
als die Klasse nicht mehr anders zu kontrollieren war, als durch die 
Kriegserklärung seitens der PVAP, militärische Besetzung der Betriebe 
und Straßen. Damit konnte in Polen für sieben Jahre Ruhe geschaffen 
werden, aber auch die Produktion ruhte mehr und mehr. Bis ein neuer 
Kampfzyklus den Machthabern eine grundlegende Kursänderung auf- 
zwang. Der Sozialismus und die PVAP sind nach 40 Jahren an ihre letzte 
Grenze gestoßen und darüberhinausgezwungen worden - die Kapitulation. 
Wir werden in Autonome Arbeiterkämpfe gegen sozialistische Verwer- 
tung diesen Kampfzyklus, die Rolle der Gewerkschaft und den vorbereite- 
ten Machtwechsel beschreiben; und im Fehlenden unsere eigenen Schwä- 
chen offenbaren müssen. Es gelingt uns noch nicht, einen genaueren 
Einblick in die Klassenverhältnisse zu erlangen. Dazu fehlen die Kontakte 
zu den Militanten in den Fabriken und die Diskussionen mit ihnen. So 
müssen wir auch hinnehmen, daß mit der relativen Ruhe seit dem 
Machtwechsel die Informationsstränge für uns zunächst gerissen sind. 
Noch deutlicher werden die Schwächen in dem angerissenen, aber 
noch nicht ausgeführten Projekt, das Zentrum des Sozialismus, die Sow- 


Jetunion zu beleuchten. Wir werden dazu in einem weiteren TheKla Mate- 
rial veröffentlichen und Stellung beziehen. 


Schauplatzwechsel: Westeuropa. Hier boomt das Kapital seit mehreren 
Jahren. Die Neuzusammensetzung der Klasse hat neue Profitraten ermög- 
licht. Die alten Muster der Klasse, dem entgegenzutreten, funktionieren 
nicht mehr. Nach einem Jahrzehnt bitterer Niederlagen in den Abwehr- 
kämpfen ist der Anteil der Klasse an den Profiten niedrig wie zuletzt 1960, 

Die Arbeitskraft in den neuen Sektoren macht Jetzt erst ihre Erfahrun- 
gen in Kämpfen. Seit wenigen Jahren nehmen die Kämpfe im Dienstlei- 
stungssektor und im öffentlichen Dienst an Geschwindigkeit zu. Die Frage 
nach der Macht, die Ausweitung der Kämpfe erfordern jetzt eine ganz 
neue Diskussion und Organisation - wir stehen erst am Anfang. Finis 
Terrae ist unseres Wissens der erste Text, der diese Diskussion beginnt. 
Er ist ein Versuch, die verschiedensten autonomen Streikbewegungen in 
Westeuropa seit 1985 zu vergleichen, gemeinsame Elemente herauszufil- 
tern und die Schwächen und Gefahren, aber auch die großen Chancen auf- 
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zuzeigen. Der Artikel erschien im Frühjahr 1989 in der italienischen 
Zeitschrift CollegamentilWobbly. 

Die Klasse ist erst dabei, Strategien der Gegenmacht in der neuen 
Zusammensetzung zu entwickeln, beginnt erst die Fesseln der "sozialen 
Verantwortung" der ArbeiterIn im "Dienstleistungssektor" in Frage zu 
stellen. Und sie muß einige ihrer bisher gefundenen Antworten schon jetzt 
wieder in Frage stellen, weil sie noch nicht die nötige Schärfe und Radika- 
lität haben. So ist die Kritik der Koordinationen ein Versuch, die Gren- 
zen dieser Antwort aufzuzeigen. Eine Antwort, die wir selbst auch zu 
schnell übernommen haben, die uns in den Mobilisierungen, besonders in 
den Kliniken, einige Schritte vorwärts erlaubt hat, bis ihre Schwäche zu 
einer Schwäche der ArbeiterInnen wurde, und die Auseinandersetzung im 
letzten Sommer stockte. 

Aus der Sicht einer beteiligten Krankenschwester wird das Problem ei- 
ner neuen gewerkschaftsähnlichen Struktur im Interview Die Generation 
der Krankenschwestern deutlich. 


Der letzte Schwerpunkt in diesem Heft ist Großbritannien. Die "engli- 
sche Krankheit" wurde in den 70er Jahren weit über seine Grenzen hinaus 
bekannt. In den 80ern schien der Thatcherismus der Arbeiterklasse harte 
Schläge beigebracht zu haben - wie werden die 90er aussehen? 

GenossInnen aus Bremen haben uns eine umfassende Materialsamm- 
lung geliefert, die wir für sehr wertvoll halten. Wir stimmen allerdings mit 
ihren ideologischen Interpretationen nicht überein. Das Folgende ist daher 
als Diskussionsbeitrag gedacht. 


HamburgliKiel, April 1990 


Autonome Arbeiterkämpfe gegen 
sozialistische Verwertung - 


Gewerkschaften gegen 
autonome Klassenkämpfe 


Polen 1988 /89 


Im Sommer 1989 wurde in Polen der erste nichtkommunistische Minister- 
präsident im Machtbereich der Sowjetunion gewählt. Von hier ging der 
entscheidende Anstoß für eine gesellschaftliche Umstrukturierung der Sa- 
tellitenstaaten Moskaus aus. Nicht zufällig. In Polen gibt es eine Tradition 
und Kontinuität von Klassenkämpfen wie in keinem anderen Land des 
RGW. 

Nach einem langem Winter, der 1981 mit dem Kriegsrecht begann und 
sieben Jahre dauern sollte, entstand im Frühjahr 1988 ein neuer Kampf- 
zyklus, der 1989 das Ausmaß, nicht den Charakter, eines Generalstreiks 
annahm und die Kommunisten die politische Macht verlieren ließ. Wir 
versuchen, diesen Zyklus zunächst nachzuzeichnen und die Protagonisten 
herauszuarbeiten. 

Aber wie so oft aus der Ferne sind die größten Lücken gerade da, wo 
es am interessantesten wäre. Die "Klasse" bleibt eine abstrakte Größe und 
weitgehend im Dunkeln. Das erscheint weniger wichtig, solange sie sich 
bewegt, doch diese Schwäche zeigt sich in vollem Ausmaß, wenn ober- 
flächlich Ruhe einkehrt. Dann sind wir auf Vermutungen angewiesen, und 
die politisch wichtige Vorwegnahme von Entwicklungen wird unmöglich. 
So ist es auch ein Aufruf an die LeserInnen, sich an der Diskussion mit 


Material, Interviews, Kontakten, Übersetzungen und Beiträgen zu beteili- 
gen. 
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Die Generation des Krieges 


"Die Streikaktionen würden hauptsächlich von jüngeren verbitterten 
Arbeitern getragen, die sich nicht nur über die offiziellen Gewerk- 
schaften, sondern teilweise auch über die "Solidarität" hinweggesetzt 
hätten." 

Kölner Bundesinstitut für ostwissenschaftliche Studien, Frühjahr 88 


1986 wurde in der noch illegalen Zeitung der Solidarnosc Tygodnik Ma- 
zowsze ein Versuch gemacht, die Subkultur der Jugendlichen zu durch- 
leuchten. Die Generation, die heute in den Fabriken und Universitäten ist, 
war 80/81 noch zu jung, um am gesellschaftlichen Prozeß beteiligt zu sein. 
Sie wuchs unter den Bedingungen des gesellschaftlichen Krieges auf und 
wurde mit einer Solidarnosc konfrontiert, die gespalten war, sich zu wei- 
ten Teilen aber an der Machtbeteiligung orientierte. Die Jugendlichen or- 
ganisierten sich scharf entlang ihrer Schulbildung. Vor allem an höheren 
Schulen (Liceum, als Eintritt in die Universität) und an Universitäten for- 
mierten sich Selbstbildungszirkel, die sich hauptsächlich - jenseits der of- 
fiziellen Lehrpläne - mit Geschichte, Politik und Gewerkschaft beschäftig- 
ten. Allein in Wroclaw gab es 1985 70 Zirkel. Teilweise war ein Drittel 
der Schüler in diesen Zirkeln organisiert, die solange bestanden, wie sie an 
der Schule waren und einem ständigen Zerfalls- und Neugruppierungspro- 
zeß unterworfen waren. Häufig wurden Solidarnosc-Aktivisten eingela- 
den, um über 80/81 und den Untergrund zu informieren. Liceumschüler 
aus Warschau bildeten eine "Organisation der Kämpfenden Jugend", wei- 
Se Gruppen gab es in Gdansk, Wroclaw, Nowa Huta und Gorzow, die 
sich dem TKK (Vorläufige Koordinierungskommission; Untergrundfüh- 
fung der Solidarnosc) unterstellten. Sie erwarteten finanzielle und ideolo- 
gische Unterstützung durch die Solidarnosc und Handlungsanleitungen 
von der Untergrundführung. Sie beteiligten sich 1985 an Kampagnen der 
Solidarnosc gegen Preiserhöhungen und die Wahlen. Aber obwohl Teile 
der Solidarnosc in ihnen, vor allem den Selbstbildungszirkeln, die neuen 
Kader sah, war das Interesse der Organisation gering, und die Zusammen- 
arbeit lief recht spärlich. 

Auf völlige Ablehnung und Unverständnis seitens der Gewerkschaft 
stieß die "Bewegung für eine alternative Gesellschaft" (RSA). Sie tauchte 
das erste Mal mit mehreren Hundert auf der Demonstration am 1.Mai 
1985 in Gdansk auf. Gefärbte Haare, blaue Sonnenbrillen, schwarze Jak- 
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ken, schwarze Transparente "Solidarnosc kämpft", waren sie wohl der 
Schrecken der Funktionäre. Im RSA organisierten sich Schüler der berufs- 
bildenden Schulen und einige wenige Studenten. Fast alle lebten in den 
Arbeitervierteln Grabowek und C'hylonia, Viertel aus denen schon 1970 
die meisten revoltierenden Arbeiter kamen. Die Mitglieder des RSA waren 
überall da anzutreffen, wo sich Jugendliche versammelten. Obwohl sie die 
damals gängigen Widerstandsformen der Solidarnosc mit ihren kirchli- 
chen Messen und Victory-Zeichen belächelten, verteilten sie ihre Flugblät- 
ter auch auf den Wallfahrten nach Czestochowa. Zwar beteiligten auch sie 
sich an der Kampagne gegen die Wahlen, aber wichtiger war ihnen prakti- 
scher Widerstand, wie etwa der militante Straßenkampf gegen die ZOMO- 
Einheiten. Sie verteilten dazu viele Flugblätter von der Art, wie wir sie zu 
Beginn der 80er zuhauf produziert haben. Und sie knüpften landesweit 
Kontakte, vor allem auch zu jungen Arbeitern. In einer Zeitung von Stahl- 
arbeitern der Lenin-Hütte in Nowa Huta erschienen Interviews mit ihnen 
und Berichte über ihre Kämpfe. Keine drei Jahre später wird. der wilde 
Streik der Arbeiter von Nowa Huta das Ende der sozialistischen Regierung 
einleiten. Ohne Unterstützung durch Kirche oder Gewerkschaft unternah- 
men das RSA und ähnliche Gruppen organisatorische Anstrengungen in ih- 
rer Generation, die von den "Alten", den Kadern der Solidarnosc genauso 
enttäuscht war, wie von den "Roten". Die Subkultur dieser Gruppen wurde 
von der Regierung massiv angegriffen und von der Gewerkschaft übergan- 
gen. Weitsichtigere Kader haben sie immerhin noch zur Kenntnis genom- 
men, ihre Hilflosigkeit zeigte sich aber in den Einschätzungen der Bewe- 
gung als terroristisch, faschistisch oder noch der Reifung bedürftig. Der 
Bruch zwischen den Jugendlichen und den jungen Arbeitern einerseits und 


der "alten" Solidarnosc andererseits findet in ihnen einen organisierten 
Ausdruck. 


Mai 88 - ein neuer Kampfzyklus 


"Die Zukunft Polens liegt zur Zeit ganz in den Händen des Volkes, 
besonders der Arbeiterklasse " 


Regierungssprecher Urban, Mai 88 


Der letzte größere Streik liegt drei Jahre zurück, um die Solidarnosc ist es 
still geworden, die Regierung versucht, die Wirtschaftsreform weiterzu- 
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führen, die offizielle Gewerkschaft hat mit harten Lohnverhandlungen bei 
den ArbeiterInnen Boden gewinnen können. Im Februar gibt die Regie- 
rung massive Preiserhöhungen bekannt. Am 27.April stoppt ein Arbeiter 
in der Lenin-Hütte Nowa Huta die Walzstraße. Etwa die Hälfte der über 
30.000 Arbeiter treten in den Streik. Sie fordern 50% Lohnerhöhung für 
alle, gleichfalls eine Lohnerhöhung für GesundheitsarbeiterInnen und die 
Wiedereinstellung entlassener Solidarnosc-Aktivisten. In den folgenden 
Tagen weiten sich die Streiks aus. 3000 Arbeiter eines Stahlwerkes in 
Stalowa Wola beginnen einen Tag später zu streiken, am 2. Mai besetzen 
3000 Arbeiter die Lenin-Werft in Gdansk, 1700 Arbeiter einer Elektroma- 
schinenfabrik in Wroclaw sind im Bummelstreik, ihre Forderung nach 
Lohnerhöhung wird sofort erfüllt, am 5.Mai treten die Busfahrer in Scze- 
czin für mehr Lohn in Ausstand. Häufig werden Streiks abgewendet, in- 
dem den Lohnforderungen schnell nachgegeben wird. Die politische For- 
derung nach Wiedereinstellung von Aktivisten und der Wiederzulassung 
der Solidarnosc wird, soweit bekannt, nur in Gdansk und Nowa Huta von 
den Streikenden gestellt. Dort ist die Situation schnell festgefahren, die 
Verhandlungen werden abgebrochen. In der Nacht zum 5.Mai wird die Le- 
nin-Hütte in Nowa Huta von Spezialeinheiten der Polizei gestürmt. Trotz 
der militärischen Besetzung des Werkes wird es aber noch Tage dauern, 
bis ein Normalbetrieb durchgesetzt werden kann. Ein Drittel der Arbeiter 
meldet sich erstmal krank. Soldaten werden in die Produktion geschickt. 
Wenige Tage später brechen die letzten 700 Arbeiter auf der Lenin-Werft 
den Ausstand ab. 

In diesen zwei Wochen ist das Programm der Kommunisten zur gesell- 
schaftlichen Befriedung und zur Einleitung des wirtschaftlichen Auf- 
schwungs zusammengebrochen. Es wird deutlich, daß ihnen jetzt alle Mit- 
tel fehlen, die Produktivität zu erhöhen und mittels restriktiver Programme 
die Arbeiter zu mehr Arbeit und Konsumverzicht zu zwingen. Ihre Ge- 
werkschaft ist in diesen Streiks zerrieben worden. Die OPZZ versucht ich 
auf ihrer alten Linie der Lohnforderungen zu bewegen, aber der Zug ist 
schon längst abgefahren. Die mühsam erworbene Basis in der Arbeiter- 
schaft schmilzt unter dem politischen Druck nicht mehr verhandelbarer 
Lohnforderungen dahin. Die polnischen Kommunisten können der Klasse 
nur noch militärischen Widerstand entgegensetzen. Damit gewinnen sie 
noch ein Jahr Zeit, bevor sie weggefegt werden. Ein Jahr, das sie nutzen 
werden, um eine Nachfolge zu sichern, ehe die Arbeiter selbst die Macht 
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an sich reißen könnten. 

Und die Erben biedern sich an. Die Solidarnosc ist überrascht, als es 
zum Ausbruch der Kämpfe kommt. Sie kennt erst nach zwei Tagen die 
Streikführer von Nowa Huta, eine ihrer alten Hochburgen. Vor allem auf 
der Lenin-Werft und in der Lenin-Hütte sind es die jungen Arbeiter, die 
den Streik führen und sich nicht mehr allein mit mäßigen Lohnerhöhungen 
und Versprechungen begnügen. Im ganzen Land sind Aktivisten der Soli- 
darnosc unterwegs, um neue Streiks zu organisieren und sich an die Spitze 
der Bewegung zu stellen. Aber sie müssen auch feststellen, daß die Jungen 
Arbeiter schon beginnen, eigene überbetriebliche Strukturen auszubilden, 
daß sie mehr und mehr der Solidarnosc mißtrauen. Walesa, die mythische 
Figur des Intellektuellenflügels, verkörpert die Zweischneidigkeit der al- 
ten Gewerkschaft. Er fordert über ausländische Rundfunksender die Ar- 
beiter in den Fabriken auf, die Streikenden in Nowa Huta zu unterstützen, 
meldet sich aber pünktlich zum Streikbeginn auf der Lenin-Werft krank, 
hält sich trotzdem im Betrieb auf, distanziert sich vom Streik, stellt sich 
der Regierung zur Verfügung und schickt wortradikale Botschaften ins 
Ausland. Die Intellekwellen und Solidarnosc-Aktivisten sind regelrecht 
verärgert, ist doch ihre Planung, im Sommer mit einer kalkulierten Pro- 
testbewegung die Arbeiter hinter sich zu sammeln und der Regierung die 
Legalisierung abzutrotzen, gestört worden. Der Sommer birgt für sie jetzt 
mehr Gefahren seitens der jungen Arbeiter, aber auch mehr Chancen ge- 
genüber der Regierung. Und so wird weiter vorbereitet. 


August 88 - der inszenierte Aufstand 


"Die Kumpel haben im Dezember 1981 am längsten um die Solidar- 
nosc gekämpft und haben auch ihr Blut vergossen. Heute sind sie die 
Hauptkräfte des Ringens um Solidarnosc und um die Rechte der Ar- 
beiter." 


Walesas Grußwort an die Bergarbeiter in Jastrzebie im August 88. 


Am 15.August treten Bergarbeiter der Zeche Manifest Lipcowy in Jastrze- 
bi in den Streik. Innerhalb weniger Tage schließen sich im oberschlesi- 
schen Kohlerevier über ein Dutzend Gruben dem Streik an. Ebenso wird 
der Sczecziner Hafen bestreikt. Diesmal liegt die Führung der Streiks in 
den Händen von Solidarnosc. Es sind ihre Hochburgen, wo die Streikwelle 
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lau Traktorenfabrik 


astrzebie 


beginnt, Betriebe, wo sie auch nach sieben Jahren Illegalität die Fäden zie- 
hen können. Viel schneller als noch im Mai werden neben Lohnforderun- 
gen, Abschaffung der Samstags- und Sonntagsarbeit, Reform der Renten, 
politische Forderungen nach Wiederzulassung der Solidarnosc und einem 
Gewerkschaftspluralismus gestellt. 

Bis zum 20.August verfolgt die Regierung eine gemäßigte Linie. Die 
bestreikten Betriebe sind zwar von Polizeikräften umstellt, aber den Di- 
rektoren wird freie Hand für Lohnverhandlungen gegeben. Die politischen 
Forderungen werden noch als nicht verhandelbar und illegal abgelehnt. 
Eine Woche später haben die Streiks auf die Werften und den Hafen in 
Gdansk, fast alle Busdepots in Sczeczin, die Stahlhütte in Stalowa Wola 
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und ein Stahlwerk in Warschau übergegriffen. Ein Streik der 25.000 Ar- 

beiter im Traktorenwerk Ursus wird durch militärische Besetzung des Be- 

triebes verhindert. Insgesamt befinden sich etwa 76.000 Arbeiter im 
Streik. Etliche Zechen und der Sczecziner Hafen werden von den Arbei- 
tern verbarrikadiert, nachdem die Polizei und Militär sie umstellt haben. In 
Sczeczin stürmt die Polizei zwei besetzte Straßenbahndepots und ein Bus- 
depot. Der Innenminister kündigt im Fernsehen - in Armeeuniform - die 
militärische Lösung an. Walesa erklärt in der besetzten Lenin-Werft, er ha- 
be die Streiks verhindern wollen und warte auf ein Verhandlungsangebot 
seitens der Regierung. 

Am 25.August werden vier bestreikte Zechen von paramilitärischen 
Polizeieinheiten gestürmt. Dennoch gehen die Streiks weiter und weiten 
sich aus. In Nowa Huta wird gestreikt, in verschiedenen Betrieben Wroc- 
laws kommt es zu vorübergehenden Streiks, den Lohnforderungen der Ar- 
beiterInnen wird schnell nachgegeben, im Kupferrevier beginnt der Streik. 
Am 26.8. distanziert sich die kommunistische Partei Polens von den kom- 
munistischen Generälen in der Regierung. Von Vermittlern wird zuerst der 
Vorschlag gemacht, die politischen Forderungen von den anderen zu tren- 
nen und gesondert zu verhandeln. Dabei müßte auch die Solidarnosc in 
den Dialog mit der Regierung miteinbezogen werden. Die Solidarnosc 
selbst reagiert sofort: in der Zeche, in der die Streikwelle ihren Ausgang 
nahm, und die fest in der Hand der Solidarnosc zu sein scheint, bilden sich 
zwei Streikkomitees. Eins ist für die Verhandlungen um Lohn und Ar- 
beitsbedingungen mit dem Direktor, das andere für die politischen Ver- 
handlungen mit der Regierung zuständig. Das Streikkomitee der Sczeczi- 
ner Hafenarbeiter erteilt Walesa die volle Verhandlungsvollmacht für die 
streikenden Hafenarbeiter. Walesa selbst erklärt sich zu Gesprächen be- 
reit. In der Regierung vollzieht sich ein Wandel. Eine Gruppe um Jaru- 
zelski und den Innenminister Kiszczak ist zu Verhandlungen nach Beendi- 
gung der Streiks bereit, während gleichzeitig die militärische Option offen 
gehalten wird. Besonders für die Solidarnosc birgt das Unternehmen Ge- 
fahren. Sie hat zwar die Streikwelle ausgelöst, doch nun droht ihr der Ver- 
lust der Kontrolle über die Bewegung. Es beteiligen sich mehr und mehr 
Betriebe, die schon im Mai ohne sie handelten und verhandelten. Und die 
Jungen Arbeiter, die im Mai die Streiks führten, haben kein Interesse an 
Gesprächen mit der Regierung. Der Appell Walesas, die Streiks zu been- 
den, damit der Dialog mit der Macht beginnen kann, stößt bei ihnen zu- 
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nächst auf hartnäckigen Widerstand. Überall tauchen die alten Führungsfi- 
guren der Solidarnosc auf, um gegenüber den Arbeitern die Linie Walesas 
durchzusetzen. Bis heute ist nicht klar, welche Rolle dabei die Streikkomi- 
tees spielten, die meist in der Hand der Solidarnosc waren. 

Dem Walesa-Flügel der Solidarnosc ist es schließlich doch gelungen, 
die von ihr selbst provozierte Streikwelle in Grenzen zu halten. Am 
4.September waren alle Streiks beendet. Sie konnte sich damit gegenüber 
der Regierung legitimieren, und war ihrem Ziel, der Anerkennung als Ge- 
werkschaft, einen großen Schritt näher gekommen. Nach über sechs Jalı- 
ren Illegalität wurde Solidarnosc als gesellschaftliche Kraft anerkannı 
Alle anderen Forderungen bezüglich des Lohnes, der Arbeitsbedingungen 
und Sozialleistungen wurden von den Streikkomitees nach Beginn der po- 
litischen Verhandlungen sofort ersatzlos fallengelassen. Es liegt der 
Schluß nahe, daß sie mehr ein Vehikel zur Einbindung der Arbeiter im 
Kampf um aıe Anerkennung der Gewerkschaft waren, als daß sie wuklich 
durchgesetzt werden sollten. 


Die Spiele am "Runden Tisch" 


"Er sei bereit, alles zu vergesser. was im Dezember 81 geschehen sei" 
General Jaruzelzki, September 88 


Ende August beginncu die Gespräche am "Runden Tisch" zwischen Ver- 
tretern der Regierung ur“: der Gewerkschaft Solidarnosc. Von der sitzen 
allerdings nur Walesa und die Intellektuellen der vor allem katholisch ge- 
prägten Intelligenz am Tisch. Ihnen gu es um die Legalisierung der Ge- 
werkschaft, Pluralismus und Lumokratie, Die ersten konkreten Ergebnisse 
gibt’s nach vier Tagen - Walesa und andere Köpfe der Solidarnosc reısen 
im Land umher, um die streikenden Arbeiter zur Wiederaufnahıne der 
Arbeit zu bewegen. Danach sollte es Monate dauern, bis die Regierung zu 
den zugesagten Gesprächen bereit ist. Im November droht ein landeswei- 
ter Streik, als die Regierung die Schließung der Lenin-Werft im Zuge der 
Wirtschaftsreform ankündigt. Walesa betont auch hier, er sei nicht an 
Streiks interessiert, Polen brauche stattdessen Arbeit. Und es bleibt noch- 
mal ruhig. Walesa hat erneut unter Beweis gestellt, daß er, und nicht die 
Regierung, die Arbeiter vom Streik abhalten kann. 
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"Gewerkschaftsregierung" gegen den Klassenkampf: 


1988 hatte sich indessen die wirtschaftliche Lage in Polen weiter ver- 
schlechtert. Konsumgüter und Dienstleistungen kosteten Ende des Jahres 
60% mehr als zu Beginn, die Inflation nahm zu, Importe konnten vom 
Staat immer weniger bezahlt werden und wurden infolgedessen reduziert. 
Anfang 1989 wurden zwar die Mindestlöhne und Renten erhöht, aber auch 
die Preise für Nahrungs- und Genußmittel um 15%. Im Februar stiegen 
auch die Preise für Milchprodukte und Fette. Im gesamten Transportwe- 
sen, privat oder öffentlich, stiegen die Preise durch Tariferhöhungen und 
Benzinpreiserhöhungen. Die Arbeiter reagierten mit einer Serie wilder 
Streiks. Zunächst wurden sie oft von der offiziellen Gewerkschaft begon- 
nen, die sich so profilieren wollte, und ihren Widerstand gegen die Ge- 
spräche zwischen Regierung und Solidarnosc ausdrückte. Doch verlor sie 
immer wieder die Kontrolle über die Streiks. Der Arbeiterkampf schien 
aber zum Spielball der Organisationen zu werden. Die Solidarnosc wurde 
im Licht dieser Entwicklung nun endlich an den Verhandlungstisch geholt, 
gleichzeitig versuchten Walesa und andere Führer der Solidarnosc immer 
wieder die Streiks zu schlichten. Im Kohlebergwerk Belchatow unterstütz- 
ten die örtlichen Solidarnosc-Funktionäre den Streik erst, als die Streiken- 
den in ihrem Forderungskatalog auch die Wiederzulassung der Solidar- 
nosc forderten. Über diese Streiks liegen leider nur wenige detaillierte An- 
gaben vor, sodaß kaum bekannt ist, wer diese Streiks getragen hat und 
welche Forderungen tatsächlich gestellt wurden. Deutlich wird nur, daß es 
auf jeden Fall auch Lohnforderungen waren, daß es wieder junge Arbeiter 
waren, die sie organisierten, und daß die Gesamtzahl der Streiks schon im 
Januar und Februar 89 die Zahl der Streiks des Jahres 88 überschritt. Al- 
lein im Februar gab es 1000 Konflikte über Löhne und Arbeitsbedingun- 
gen, die zum größten Teil ohne Streiks gelöst wurden. Fast überall konn- 
ten die Arbeiter Lohnerhöhungen durchsetzen. Im Kohlebergbau setzten 
die Arbeiter den Verzicht auf Samstagsarbeit durch. Weil die Arbeitsstun- 
den nicht durch neue Arbeitskräfte ersetzt werden konnten, sollen Kohle- 
gruben geschlossen werden, muß die Stahlproduktion gedrosselt werden. 
Die Politik der Regierung, durch Preiserhöhungen und eine restriktive 
Lohnpolitik wieder ein günstigeres Verhältnis von Produktivität und Kon- 
sum herzustellen, oder einfacher, die Arbeiter zu mehr Arbeit für gleichen 
Konsum zu zwingen, bricht zusammen. Im Gegenteil: statt des diskutier- 
ten Leistungslohnes fordern die Arbeiter einer Möbelfabrik in Radomsko 
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23.000 Zloty mehr für alle. 

Und zum ersten Mal scheint es so gewesen zu sein, daß die Streiks 
nicht mehr die bisher in Polen übliche Dynamik hatten, letztendlich in ei- 
nem politischen Streik zu enden. Dieser Eindruck scheint uns nicht ein 
Zeichen der Schwäche, sondern vielmehr der Hinweis zu sein, daß die Ar- 
beiter auch mit dem politischen Spiel der Solidarnosc enttäuscht abge- 
schlossen haben. 

Die Vertreter der kommunistischen Partei drängten die Solidarnosc in 
dieser Phase, Regierungsverantwortung mitzuübernehmen. Die lehnte aber 
eine Koalition mit der PVAP ab. Ihr war klar, daß sie damit wohl ihre letz- 
ten Reste an Ansehen bei den Arbeitern verspielen und ihr Schicksal mit 
dem der untergehenden PVAP verknüpfen würde. 

Im April wird das Reformabkommen unterzeichnet, das "freie" Wahlen 
und eine gemeinsam getragene Wirtschaftsreform vorsieht. Die Wahlen 
finden im Juni statt und sind dann doch nicht so frei, wie sie immer gefor- 
dert wurden. Denn als die "Bürgerkomitees” der Solidarnosc zwar die 
Mehrheit in beiden Kammern des Parlaments erreicht hatten und sie nach 
westlichen Gepflogenheiten nun hätten die Macht übernehmen dürfen, 
stürzte das beide Seiten des "Runden Tisches" in eine Krise. Es war dort 
abgesprochen worden, daß die PVAP natürlich weiterhin die entscheiden- 
den Posten in der Regierung und das Amt des Staats- und Ministerpräsi- 
denten behält. Sowohl gegen die Wahl Jaruzelskis zum Staatspräsidenten 
als auch gegen die noch kommunistische Regierung kommt es zu Protest- 
demonstrationen und -streiks. 

Mitte Juni ’89 werden erneut die Preise, besonders für Benzin, Diesel, 
Zucker und Weißwaren, erhöht. Jetzt bezeichnet selbst das Bürgerkomitee 
Solidarnosc, die inzwischen als eindeutiger Sieger der ersten freien Wah- 
len kurz vor der Machtübernahme stehen, die Maßnahme als unausweich- 
lich. Schließlich hat die Solidarnosc den Preiserhöhungen am "Runden 
Tisch" zugestimmt, und Wirtschaftsfachleute schätzen diese Runde von 
Preiserhöhungen der noch kommunistischen Regierung als Vergrößerung 
des Spielraums einer wahrscheinlich folgenden Solidarnosc-Regierung 
ein. Zum 1.August 1989 gibt die kommunistische Regierung auch die Le- 
bensmittelpreise, mit Ausnahme von Brot und Magermilchprodukten, frei 
und hebt die Fleischrationierung auf. Es wird mit einer Preissteigerung 
von 300-500% gerechnet - und mit sozialen Unruhen, weil zwar die Preise 
für Nahrungsmittel sprunghaft ansteigen dürften, aber selbst wer es sich 
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noch leisten kann, wird noch immer vor leeren Regalen stehen. 

Nach den Vereinbarungen am "Runden Tisch" im April ging die Zahl 
der Streiks zunächst zurück. Mit den im Juni einsetzenden Preiserhöhun- 
gen stiegen sie aber wieder sprunghaft an. Die Bus- und Straßenbahnfah- 
rer in Bydgoszcz eröffneten die Streikwelle, die sich bis Mitte August mit 
dem schließlich letzten Streik der Eisenbahner in Lodz hinzog. Die Soli- 
darnosc versuchte, den primär wirtschaftlichen Streiks einen politischen 
Charakter zu geben. Der Höhepunkt war eine am 11.8. beginnende Serie 
befristeter, lokaler Generalstreiks gegen die Preiserhöhungen, aber auch 
gegen die Regierung Kiszczak und die Nomenklatura. Die Solidarnosc 
schießt das Land für eine Regierungsübernahme sturmreif. Noch im Juli 
hat der Fraktionsvorsitzende der Solidarnosc-Fraktion Geremek eine Be- 
teiligung an der Regierung abgelehnt, mit der Begründung, in der derzeiti- 
gen Situation könne auch die Solidarnosc nichts gewinnen, weil sich die 
notwendigen wirtschaftlichen Maßnahmen immer auf die Regierung aus- 
wirken würden. Und die Solidarnosc machte eine Regierungsbeteiligung 
von reichlicher Wirtschaftshilfe aus dem Westen abhängig. 

Die ersten einschneidenden Wirtschaftsmaßnahmen wurden noch von 
den Kommunisten vorgenommen. Und am 24.8.89 war es dann endlich 
soweit. Mit der Koalitionsregierung unter Mazowiecki, einem Berater Wa- 
lesas und Vertreter der Katholiken, wurde erstmals seit dem Krieg die 
kommunistische Partei von der Macht entbunden. Eine seiner ersten Amis- 
handlungen ist es, den Ausstand der Eisenbahner in Lodz zu beenden. Zu- 
nächst werden die Streiks ausgesetzt, um die Regierung zu unterstützen. 
Die Solidarnosc nimmt jetzt Abstand von allen Aktionen, die "ihrer" Re- 
gierung Schwierigkeiten bereiten könnten. Der Westen beginnt zu frohloc- 
ken, die erste kommunistische Bastion ist gefallen, das Ende der Planwirt- 
schaft eingeleitet, und es scheint eine Kraft an die Macht gekommen zu 
sein, die das Vertrauen der ArbeiterInnen besitzt; eine Kraft, die in der La- 
ge ist, die Streiks einzudämmen und eine Kopplung von Produktivität und 
Lohn durchzusetzen, die Kapitalverwertung erlaubt. Der Osten wird für 
das Kapital geöffnet. 

Aber die Solidarnosc ist sich des Risikos bewußt. Entgegen allen Spe- 
kulationen wird nicht Walesa selbst, sondern nur ein enger Vertrauter Mi- 
nisterpräsident. Er gilt als die "letzte Kugel im Revolver", er soll der 
Transmissionsriemen zu den ArbeiterInnen sein, der befürchtete soziale 
Explosionen bei der Restrukturierung Polens auffängt. Und im Westen tritt 
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er als drohender Spendensammiler auf. Um den Preis des drohenden Unter- 
gangs, mit der Erpressung, die letzte integrative Kraft zu sein, hat der Soli- 
darnosc-Flügel um Walesa, seine Berater und fast die gesamte alte Füh- 
rung ihr Ziel der Regierungsübernahme erreicht. Begründet liegt es in dem 
Widerstand der ArbeiterInnen gegenüber der kommunistischen Regierung, 
den Preis für die Restrukturierung zu bezahlen. Die anhaltende Weigerung 
der ArbeiterInnen, Kapital zu verwerten, also entsprechend zu malochen, 
erzwingt den Machtwechsel, erzwingt ein neues politisches Konzept, er- 
zwingt die "Demokratie", mittels derer der Widerspruch zwischen dem 
Verwertungsinteresse des Kapitals und der "Machtlosigkeit" der Arbeiter 
vermittelt werden soll, bevor der Widerspruch zwischen Arbeiterklasse 
und Kapital sich explosiv - in einer revolutionären Überwindung des Kapi- 
talverhältnisses - löst. Die Kämpfe der ArbeiterInnen bringen die Solidar- 
nosc an die Macht, die sich immer wieder als ihr Vertreter artikulieren 
konnte und immer wieder mit ihren kontrollierten, inszenierten Streiks 
deutlich zu machen versuchte, daß sie die ArbeiterInnen beherrscht. 


Die ökonomischen Ausgangsbedingungen 


In der ersten Hälfte des Jahres 89 verschlechterte sich der Zustand der pol- 
nischen Wirtschaft immer mehr. Stetig verlangsamtes Wachstum, Inflation 
und eine katastrophale Versorgungslage kennzeichnen die Situation. Im 
ersten Halbjahr betrug der wirtschaftliche Zuwachs nur noch 1%, im zwei- 
ten Quartal war es sogar ein Minus von 1%. Diese Entwicklung wird auf 
- die sich verschlechternde Versorgung der Betriebe mit Rohstoffen und 
Halbwaren zurückgeführt. Zwar versuchte die Regierung hier, wie auch 
auf dem Konsumgütermarkt, die Lücken mit Importen zu stopfen. Vor al- 
lem im Westen kaufte die Regierung ein. Der für sie weitaus günstigere 
Osthandel - hier kann mit Rubel anstatt mit teuren Dollars bezahlt werden 
- ging weiter zurück. Als Gründe sind einmal die mangelhafte Qualität der 
Produkte, sowie Lieferschwierigkeiten der anderen Ostblockstaaten anzu- 
nehmen. Demzufolge wuchs die Verschuldung im Westen auf 40 Mrd. 
US-Dollar. Zwar haben andere Länder im Ostblock eine wesentlich höhere 
Pro-Kopf-Verschuldung als Polen, aber das Vertrauen in die Produktivität 
der ArbeiterInnen dort ist seitens des westlichen Kapitals auch größer, was 
deutlich wird, wenn wir z.B. Ungarn angucken. Dort ist zwar die Pro- 
Kopf-Verschuldung weit höher, aber die Reformen wurden weniger auf- 
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grund offensiver Klassenkämpfe als vielmehr auf der Grundlage einer 
weiterblickenden Schicht technokratischer Funktionäre eingeleitet. 

Auf dem Binnenmarkt wuchs das Ungleichgewicht zwischen Löhnen 
und Warenangebot. Das trieb die Preise in die Höhe, aber während die 
Preise um durchschnittlich 80% im ersten Halbjahr anstiegen, stiegen die 
Löhne aufgrund der Streiks um 119%. In Polen ist der Zusammenhang 
zwischen Leistung und Lohn längst verlorengegangen. Das Kapital rea- 
giert darauf mit einer zunehmenden Geldentwertung, und so wird eine In- 
flationsrate für Ende ’89 bei etwa 800-1000% für wahrscheinlich gehalten. 
Der Zloty verliert für die Polen jeglichen Wert; wen wundert’s, daß in Po- 
len nur für Dollars überhaupt etwas zu bekommen ist, und warum Polen 
inzwischen ein Kleinhändlernetz und eine Arbeitsmigration vom Berliner 
Polenmarkt und rheinischer Landwirtschaft über Basare in Istanbul bis an 
israelische Strände gebildet haben. Und wer viel unterwegs ist, kann natür- 
lich nicht auf der Maloche erscheinen. Die Höhe des Absentismus ist nicht 
bekannt, aber geschlossene Geschäfte, nicht ausgelieferte Post und stehen- 
de Fließbänder werden im Sommer 89 nicht mehr nur mit Materialmangel, 
sondern direkt mit Fernbleiben der ArbeiterInnen in Verbindung gebracht. 
Bei einem durchschnittlichen Monatsverdienst von knapp 20 $ "sehen vie- 
le Arbeiter keine Veranlassung mehr, auf ihrer staatlichen Arbeitsstelle zu 
erscheinen"!. Und wenn gearbeitet wird, dann aber auch vernünftig: 92% 
der ausgelieferten Fernseher müssen nach einem Bericht der Tageszeitung 
Gazeta Wyborcza nach dem Kauf zur Reparatur. 

Zudem ist die Infrastruktur mehr als schlecht. Es fehlt an Wohnungen 
und Telefonen, das Transportwesen ist unterentwickelt. Bevor es in Polen 
zu einem Aufschwung kommen kann, müssen Milliarden Dollar in struk- 
turelle Verbesserungen investiert werden, andernfalls wird in Produktions- 
mittel investiertes Kapital auf der Straße bleiben. 


Das wirtschaftliche Programm 

der neuen Solidarnosc-Regierung 

Der jetzige Versuch, den ArbeiterInnen eine neue Stufe der Mehrwertab- 
pressung aufzuzwingen, basiert auf drei Säulen: Demokratisierung der Ge- 
sellschaft, westliche Technologie und westliches Management, und eine 


1 FAZ "Blick durch die Wirtschaft", 12.9.89 
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politische Schicht, die in den Kämpfen zu Beginn der 80’er gewachsen ist. 
Die polnische Entwicklung unterscheidet sich insofern auch von den Re- 
formprozessen in anderen Ländern der RGW-Staaten. Eine Demokratisie- 
rung hat sich in der "Gesellschaft im Untergrund" längst vollzogen. Ihre 
Formalisierung, die Integration der politischen Eliten, muß den gesell- 
schaftlichen Charakter wieder reduzieren auf eine westliche Demokratie 
im Sinne einer Vermittlung des Klassenkonfliktes in geregelten Bahnen 
von politischen Parteien, bzw. wirtschaftlichen Parteien, den Tarifparteien. 

In einer Arbeitsteilung wird Polen für die Umstrukturierung reif ge- 
macht. Die Kommunisten haben in ihren letzten Tagen noch die Preise 
freigegeben, was ja zunächst eine sprunghafte Preiserhöhung nach sich 
zieht. Dann übernahm die Solidarnosc die Macht. Und alle Streiks, die in- 
folge von Preisanstiegen in Polen üblich waren, wurden vorläufig "zur Un- 
terstützung" der neuen, "eigenen" Regierung ausgesetzt. Und der Wechsel 
wurde notwendig, weil nur noch so westliches Kapital, wenn überhaupt, 
ins Land zu holen war. Die Solidarnosc hat schon früh darauf hingewie- 
sen, daß auch sie nur die ArbeiterInnen kontrollieren und einer neuen Ver- 
wertungsstufe zuführen könne, wenn Kapital ins Land kommt. Die neue 
Regierung erwartet vom Internationalen Währungsfond und der Weltbank 
jeweils 3 Mrd. Dollar, weitere 4 Mrd. von einzelnen westlichen Industrie- 
ländern. Dafür wird ihnen zugebilligt, daß sie jedes einzelne Investitions- 
vorhaben überprüfen dürfen. Denn die Vorbehalte sind groß. Schon zu Be- 


ginn der Gierek-Ära Anfang der 70er wurde versucht, mittels westlichem 
Kapital einen Produktivitätsschub herbeizuführen. Aber die Millionen 
Dollars wurden stattdessen schlicht von den ArbeiterInnen konsumiert. 
Mit der weltweiten Krise der 70er, der unterentwik-kelten polnischen 
Landwirtschaft und den Kämpfen der ArbeiterInnen, die schließlich 1976 
ihren Höhepunkt mit dem Streik in Radom fanden, "scheiterte der Ver- 
such, die Schwelle kapitalistischer Produktivität allein auf dem Wege des 
Rückgriffs auf moderne Technologien zu überspringen".2 Über Preissub- 
ventionen mußte ein großer Teil der Investitionsmittel und des Mehrwerts 
wieder der Klasse zugeführt werden. 

In der prekären Situation, einer "demokratischen" Regierung einerseits, 
des Klassendrucks andererseits, sowie in der Hoffnung, daß der Osten für 
den Zugriff des westlichen Kapitals endlich reif ist, werden großzügig Hil- 
fen gewährt. Weitgehende Versprechungen wurden seitens der neuen Re- 
gierung gemacht, und der /WF nutzt seine zugesagten Möglichkeiten der 
Einflußnahme. In Absprache mit ihm wird für 1990 ein Wirtschaftspro- 
gramm erarbeitet. 

In diesem Wirtschaftsprogramm ist die freie Konvertierbarkeit des 
Zlotys ebenso wie die Streichung von Subventionen und Selbstverantwort- 
lichkeit der Betriebe vorgesehen. Die Folgen wären eine weitere massive 
Teuerungswelle und mehrere Hunderttausend Arbeitslose.“ Aber schon im 
Sommer 89 betonte ein polnischer Wirtschaftswissenschaftler, daß Polen 
die Arbeitslosigkeit benötige, um eine höhere Mobilität und größere Ar- 
beitsdisziplin durchzusetzen. Es liegt auf der Hand, daß sich der Angriff 
gegen die starre ArbeiterInnenklasse richten muß. Auf dieser Linie liegen 
auch die Projekte des "Joint Venture". Für das westliche Kapital ist die 
Aussicht auf die Vernutzung billiger polnischer Arbeitskraft sehr verloc- 
kend, und gerade damit lockt Walesa Investoren ins Land. In Polen wird 
erwartet, daß der Investitionsumfang dieser Projekte im Jahr 89 bei etwa 
einer Mrd. Dollar liegt. An den bis zum Herbst vereinbarten 450 Projekten 
waren BRD-Firmen fast zur Hälfte beteiligt. Dennoch sind die Polen ent- 
täuscht. "Das Interesse ist groß, der Kapitalfluß ist schmal". Die meisten 
Joint-Venture-Projekte haben nur ein Stammkapital von 400.000 bis 


2 Henri Simon, "Polens Arbeiter auf dem Weg der Selbstbefreiung”, Hilversum 
1981 
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600.000 DM. Aber neben den Devisen wird in Polen vor allem auf eine 
Machtverschiebung mittels neuer Technologien und neuen, westlichen 
Marugements in den Betrieben gesetzt. Vor allem sind sie an einer Diszi- 
plin’“rung der Arbeiter, Verringerung ihrer Mitbestimmung und Freiset- 
zung von Arbeitskraft interessiert. "Man sei froh, wenn in den Betrieben 
Ruhe einkehre"”. Das Zurückdrängen der ArbeiterInnenmacht ist denn auch 
der reale Gehalt der Joint-Venture-Projekte. 


Ob das Konzept einer "neuen", "demokratischen" Vermittlung seitens 
der politischen Elite eine Umstrukturierung in Polen durchsetzen kann, ob 
es möglich sein wird, den Klassendruck so zu mindern und einen neuen 
Verwertungszyklus in Gang zu setzen, diese Nagelprobe wird sich in den 
nächsten Jahren entscheiden. Gerade weil in Polen der Klassenkonflikt am 
weitesten fortgeschritten war, gerade weil in Polen die Impulse zu einer 
"westlichen" Vermittlung der Klassenwidersprüche im gesamten Ostblock 
gegeben wurden, wird auch der Erfolg dieser Strategie entscheidend von 
der Entwicklung in Polen abhängen. Hier muß sich das Kapital den 
kampferfahrensten ArbeiterInnen Osteuropas stellen. 


4 


Wir können heute zwar sehen, daß auf der Ebene der wirtschaftlichen Zahlen positive 
Ergebnisse verbucht werden können. Die Inflation ist gestoppt, aus den dreistelligen Ra- 
ten sind für März 90 24% geworden, und es wird angenommen, daß sie noch weiter fällt. 
Der Zloty wird in Polen wieder als Zahlungsmittel benutzt, für Zloty ist eigentlich alles 
zu haben, nur ist fast alles unerschwinglich teuer geworden. Zusätzlich sind die Reallöh- 
ne seit Beginn des Jahres um 30% gefallen. Parallel sinkt die Produktion von Waren. 
Inländische Produkte sind teuer und schlecht, im Vergleich zu ausländischen Produkten. 
Damit einher geht eine sich beschleunigende Arbeitslosigkeit. Ende März waren schon 
266.000 Arbeitslose gemeldet (1,5%), bis Ende des Jahres wird inzwischen mit einer Ar- 
beitslosenquote von 10% gerechnet. 
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CHINA - 
MASSAKER FÜR DIE REFORMEN 


Die Ereignisse im Frühjahr und Sommer letzten Jahres in China sind breit 
kommentiert worden. Für die meisten ging es dabei um die Forderung der 
Massen nach "Demokratie", hauptsächlich von den Studenten vorgebracht. 
Andere sahen in den "Demokratie"-Forderungen und in der angeblich 
hauptsächlich studentischen Zusammensetzung der Bewegung den Beweis 
für ihren bürgerlichen, antikommunistischen Charakter. Wieder andere 
kramten die Kulturrevolution aus der Mottenkiste der Geschichte und be- 
tonten, daß sie schon immer gesagt hätten, Deng Xiaoping sei ein "Rech- 
ter". Doch mit all diesen ideologischen Erklärungsmustern kommen wir 
nicht weit, um die sowieso komplizierte Situation in China zu analysieren. 
Ich will daher zunächst eine Reihe von Fakten darstellen und daraus einige 
Thesen entwickeln. (Der Artikel entstand im Oktober/November 89 mit 
einer Aktualisierung im März 90.) 


Die 80er Jahre in China sind gekennzeichnet von einer Reihe weitge- 
hender Veränderungen der ökonomischen und gesellschaftlichen Bezie- 
hungen, gemeinhin als "Reformen" bekannt. Die Öffnung des Landes, d.h. 
vor allem der billigen chinesischen Arbeitskraft fürs ausländische Kapital, 
die Einführung sogenannter Marktmechanismen, die Abschaffung be- 
stimmter Sicherheiten des Proletariats kennzeichneten eine Wende im chi- 
nesischen Staatskapitalismus, ein Anpassen an den Weltmarkt. 


Ende der "Eisernen Reisschale" 


Eine der wichtigsten Änderungen ist das Ende der "Eisernen Reisschale", 
der lebenslangen Arbeitsplatzgarantie. Vorher konnten ArbeiterInnen in 
China nicht entlassen werden. Seit 1979 liefen in Shanghai und Beijing 
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Modellversuche, nach denen Entlassungen möglich gemacht wurden, z.B. 
bei mangelnder Arbeitsdisziplin oder häufigem Fehlen (15 Tage hinterein- 
ander oder 30 Tage im Jahr unentschuldigt). Außerdem wurden Lohnabzü- 
ge bis zu 20% verhängt, wer "zu spät kommt, zu früh geht, die Produktion 
unterbricht... oder aus Unverantwortlichkeit Verluste verursacht"\. In Bei- 
jing bekamen ab 83 Neueingestellte nur noch befristete Verträge. Sie kön- 
nen entlassen werden, "wenn die Betriebslage dies erfordert"2. Eignungs- 
tests und Probezeit sollen aussieben; wenn ein Betrieb geschlossen wird, 
endet das Arbeitsverhältnis automatisch. 

Entgültig in Kraft gesetzt wurde diese Regelung mit dem neuen Ar- 
beitsgesetz vom 1.10.86: für Neueingestellte gibt es nur noch Verträge mit 
Befristungen von 1 bis 5 Jahren und 6-monatiger Probezeit. Freiwerdende 
Arbeitsplätze werden öffentlich ausgeschrieben und nach Qualifikation 
vergeben. Kündigungen sind möglich bei Verstoß gegen die "Arbeitsdiszi- 
plin". Für Beschäftigte, die wegen Entlassung, Auslaufen des Vertrags 
oder Schließung des Betriebs arbeitslos werden, gibt es eine Unterstüt- 
zung, die auf 1-2 Jahre begrenzt ist und 50-75% des letzten Lohns beein- 
haltet. Finanziert wird diese Arbeitslosenunterstützung durch Beiträge der 
Arbeiter und der Unternehmer. Bei Einführung des Gesetzes gab es bereits 
3,5 Mio. Vertragsarbeiter (4% aller staatlichen Industriearbeiter); knapp 
ein Jahr später bereits über 5 Mio. Im Gegensatz zu früher bekommen die 
Vertragsarbeiter nicht mehr die üblichen Sozialleistungen wie Werks- 
unterkunft, Kindergärten, kostenlose medizinische Versorgung, Rente u.a. 
Die ‘Arbeiterzeitung’ berichtet, sie würden zu Arbeitern zweiter Klasse 
und z.B. bei Lohnerhöhungen und Zuschlägen nicht berücksichtigt 3. 

Gleichzeitig wurde mit Prämiensystemen und Akkord experimentiert, 
um die Arbeitsmoral und die Produktivität zu steigern. Zwischen 1949 
(der Ausrufung der Volksrepublik) und 1956 mußten 46% aller Industrie- 
arbeiter und 70% der Bauarbeiter im Akkord arbeiten. Während des ‘Gro- 
Sen Sprungs nach vorn’ (1958) wurde er als bürgerlich geächtet und glei- 
cher Lohn für alle eingeführt. 1978 wurde das Stücklohnprinzip und ein 
Bonussystem wiedereingeführt. Auf dem Land soll nach Abschaffung des 
Einheitslohns die Agrarproduktion gestiegen sein. Das Problem sei aber 
"die städtische Lethargie", vor allem "seit die städtischen Arbeiter poli- 
tisch bewußter sind" .4 Ideologische Auszeichnungen konnten die Klasse 
nicht bewegen, mehr zu arbeiten. So gab denn die Regierung die Leitlinie 
aus: "Mehr Lohn ist besser als alle Parolen". Dies war auch nicht länger 


28 


zu vermeiden, denn 1978 gab es in den staatlichen Betrieben erhebliche 
Unruhe wegen ausbleibender Lohnerhöhungen. Daraufhin wurden die drei 
untersten Lohngruppen angehoben und zum ersten Mal Prämien einge- 
führt. Das System sieht eine Bezahlung nach der individuellen Leistung 
und eine Gewinnbeteiligung vor. Das sogenannte "Selbstverantwortungs- 
system" soll die Beschäftigen dazu bringen, den Umsatz zu erhöhen. Da- 
durch, daß alles, was über den Plan hinaus produziert wird, als Gewinn 
dem Unternehmen verbleibt, soll die Identifikation mit dem "eigenen Un- 
ternehmen" und die Konkurrenz zu den ArbeiterInnen anderer Betriebe 
gefördert werden.5 

Aus einem Interview mit dem stellvertretenden Gewerkschaftsvorsit- 
zenden Chen Bingquan: 
"Das Fahrzeugmotoren-Reparaturwerk Xianyang in der Provinz Shaanxi 
experimentierte zehn Jahre lang bei ständigen Verlusten mit dreimaligen 
Änderungen der Produktionsabläufe, die alle erfolglos blieben, so daß die 
Arbeiter kaum bezahlt werden konnten. Die Wirtschaftsreform stimulierte 
die Arbeiter, über die Probleme der Fabrik nachzudenken, wie wenn sie 
selbst deren Leiter wären. Fortgeschrittene Arbeiter gründeten Arbeits- 
gruppen, die Erfahrungen sammelten, Vorschläge für technische Neuerun- 
gen und zur Verbesserung des Managements machten. Schließlich begann 
die Firma, Gewinne zu machen und konnte 1985 erstmalig dem Staat 
210.000 Renminbi überweisen, nachdem der eigene Gewinnanteil, die um 
18% aufgestockten Prämien der Arbeiter und die Ausgaben für 20 vom 
Betrieb geplante Objekte wie Wohngebäude und Kindergärten abgezogen 
worden waren."6 

Besonders angegriffen von den Reformen sind die Arbeiterinnen, die 
in ihre traditionelle Frauenrolle zurückgestoßen werden und somit ihre zu- 
mindest formale Gleichstellung in der Gesellschaft aufgehoben wird. Der 
Anteil der Arbeiterinnen an der gesamten Arbeitskraft in China ist hoch; 
in der Textilindustrie beträgt ihr Anteil bis zu 80%. Soziale Sicherungen 
werden jetzt nach und nach abgeschafft. Früher hatten sie Anspruch auf 
Mutterschaftsurlaub und auf täglich zwei Stunden bezahlte Stillpausen. 
Seit Einführung des Vertragssystems werden nur noch unverheiratete jun- 
ge Frauen eingestellt und entlassen, wenn sie heiraten oder schwanger 
werden. Die Stillpausen wurden gestrichen und Arbeiterinnen, die wegen 
Schwangerschaft und Geburt zu Hause bleiben, wird ein Teil ihres Lohnes 
gestrichen. 60% der Entlassungen in den letzten Jahren betraf weibliche 
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Arbeitskräfte. Die Lohngleichheit zwischen Männern und Frauen wird im 
Zuge der Aufhebung der "Gleichmacherei" und der Einführung des Lei- 
stungsprinzips ebenso abgeschafft. Viele Arbeiterinnen wurden zurückge- 
stuft, bei Zuschlägen werden sie prinzipiell benachteiligt; all dies ge- 


schieht mit der Begründung, daß Frauen doch schließlich nicht so gut ar- 
beiten könnten wie Männer.? { 


Privatbetriebe in China 


Bisher war nur die Rede von den chinesischen Staatsbetrieben, in denen 
1980 noch 80% der damals 100 Mio. IndustriearbeiterInnen beschäftigt 
waren; inzwischen sind es 150 Mio. Gleichzeitig hat sich ein Netz von pri- 
vaten Kleinbetrieben entwickelt, vom Staat gefördert als "Entwicklung der 
Eigeninitiative der erwerbstätigen Menschen". Bis 1982 gab es bereits 
5-10 Mio. private Kleinbetriebe (vor allem Reparatur, Dienstleistung und 
Kleinhandel), wo ein Großteil der 26,5 Mio. J ugendlichen beschäftigt ist, 
die während der Kulturrevolution aufs Land verschickt worden waren und 
jetzt in die Städte zurückgekehrt sind; außerdem städtische Arbeitslose, 
die in Staatsbetrieben keine Stelle finden. Der Verdienst ist wesentlich 
geringer als in den Staatsbetrieben, es gibt auch keinerlei Sozialleistungen. 
Mitte der 80er waren bereits 70% der neueingestellten Jugendlichen in 
Privatbetrieben beschäftigt, die vor allem auch die Aufgabe haben, die 
steigende Nachfrage an Konsumartikeln zu befriedigen und gleichzeitig 
als Billiglohnsektor zusätzlichen Mehrwert zu produzieren. Außerdem 
wurden sogenannte "Arbeitsdienstunternehmen" gegründet (wohl eine Art 
Sklavenhändler), "die die Kräfte auf allen Seiten mobilisieren sollen, um 
den Unternehmergeist zu fördern, neue Produktions- und Dienstleistungs- 
bereiche zu eröffnen und die Beschäftigung zu erweitern", so der Arbeits- 
minister. Diese sollen demnächst 7 Mio. Arbeitskräfte beschäftigen.8 


Ausländische Unternehmen und Joint-Ventures 


Kernstück der kapitalistischen Reformen sind aber die ausländischen Un- 
ternehmen und die als Joint-Venture betriebenen Fabriken. Bis 1985 wa- 
ren es 2300 chinesisch-ausländische Joint-Venture-Projekte, 3700 Ge- 
meinschaftsprojekte und 120 von Ausländern geleitete Firmen.9 Viele die- 
ser Betriebe befinden sich in "Wirtschaftssonderzonen" <Freie Produk- 
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tionszonen> wie der in Shenzhen, gegenüber von Hongkong. Dort allein 
beschäftigen 14.000 Betriebe mit ausländischer Beteiligung 300.000 Ar- 
beiterInnen.10 Deren Manager spielten auch die Vorreiterrolle in der Ein- 
führung befristeter Verträge und der Kündigungsmöglichkeit. Direkt nach 
Errichtung der ersten Sonderzonen 1979 forderten die Manager das Recht, 
Arbeiter entlassen zu können. Die Arbeitsbedingungen in einigen dieser 
Fabriken ähneln denen Südkoreas oder anderer südostasiatischer Schwitz- 
buden. Nach Angaben der ‘Volkszeitung’ arbeiten alleine in Guangdong 
150.000 Wanderarbeiter, ehemalige Landarbeiter aus der Nachbarprovinz 
Hunan unter "entsetzlichen Bedingungen". Ein Gewerkschafter berichtet 
aus Shenzhen: "Die Arbeiter in einigen Fabriken machen 6-8 Überstunden 
und haben weniger als einen Tag Pause im Monat. Einige sind vor Müdig- 
keit ohnmächtig geworden und Unfälle an den Maschinen sind nichts un- 
gewöhnliches". Eine Wanderarbeiterin aus einem anderen ausländischen 
Unternehmen beklagte sich: "Wir arbeiten 13 Stunden am Tag, einschließ- 
lich Zwangsüberstunden, aber wir haben niemals die Überstunden bezahlt 
bekommen. Der Chef erlaubt uns nicht, während der Arbeit Wasser zu 
trinken; wir werden am Körper durchsucht, wenn wir nach Hause gehen 
und leben in unglaublich überfüllten Schlafstätten - 20 bis 30 in einem 
Wellblechraum zusammengepfercht - ohne Toiletten und Waschgelegen- 
heiten."\1 

Doch der große Durchbruch ist dem internationalen Kapital damit 
nicht gelungen. Bisher hat ihm die Rigität der chinesischen Klasse Gren- 
zen gesetzt, oder die Staatsbürokratie erwies sich als Hindernis. Die Mana- 
ger jammern über die chinesische Arbeitsmoral. Die ArbeiterInnen hätten 
zwar eine 48-Stunden-Arbeitswoche, aber sie würden die Mittagspause 
sehr früh beginnen und nach dem Mittagessen erstmal ihren Mittagsschlaf 
abhalten. Bis Feierabend würden sie dann auch nicht mehr allzuviel arbei- 
ten.12 Insgesamt werden die Sonderzonen vom internationalen Kapital we- 
nig genutzt; z.B. kommen in Shenzhen 80-90% der Investitionen aus 
Hongkong. Das Paradehochhaus, das Firmen aus der ganzen Welt anlok- 
ken sollte, steht weitgehend leer.13 Schwierigkeiten hat das Kapital auch, 
genügend qualifizierte Arbeitskräfte zu finden. Manager beklagten sich, 
daß sie lange Zeit nicht einfach Arbeitskräfte einstellen durften, sondern 
die ihnen von einer staatlichen Stelle zugeteilten ArbeiterInnen überneh- 
men mußten, die auch den Lohn festsetzt, der 20-30% über dem in einem 
chinesischen Staatsbetrieb liegt.14 Im Dezember 86 wurde dann ein neues 
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duktionsbrigaden und den Volkskommunen selbst. Die Entlohnung lief 
nicht mehr nach den kollektiv erreichten Arbeitspunkten, sondern nach der 
individuellen Leistung. Gleichzeitig wurden 15% des Kollektivland privat 
verteilt. Der Rest blieb zwar offiziell kollektiv, wurde aber zur Produktion 
an die Bauern aufgeteilt, die individuell für den Ertrag verantwortlich 
wurden. Alles, was über ein bestimmtes Plansoll hinaus produziert wurde, 
konnte auf dem "freien Markt" verkauft werden. Dafür wurden die An- 
kaufpreise für Agrarprodukte um 20-50% erhöht. Einkommensunterschie- 
de seien wichtig für den wirtschaftlichen Fortschritt, verkündete die Re- 
gierung. Einzelne Bauern konnten sich bereichern, es gab Spekulation mit 
Privatland, einige Bauern stellten für die Plansollproduktion Landarbeiter 
ein und verlegten sich auf lukrativere Arbeiten; es sollen auch Bauern ihr 
Privatland an Funktionäre verkauft haben, die darauf ein Haus bauten. Ei- 
ne 1979 gegründete Landwirtschaftsbank stellte private Anleihen an Bau- 
ern zur Verfügung, um sie zur Viehzucht und zum Aufbau von Heimindu- 
strien anzuregen.17 

So ganz glatt verlief diese Entwicklung allerdings nicht. Zunächst gab 
es starken Widerstand in der Zentralregierung und der Partei gegen erste 
Vorschläge in diese Richtung. 1978 gab es in den Provinzen Sichuan und 
Anhui starke Forderungen von Bauern nach mehr eigenverantwortlicher 
Produktion, unterstützt von lokalen Parteifunktionären, die erste "Experi- 
mente" förderten. Erst nach den ersten dadurch erreichten Produktionsstei- 
gerungen wurden diese Modellversuche ausgeweitet, und schließlich mit 
einem ideologischen Trick das "Verantwortungsystem" offiziell als "Form 
sozialistischer Kollektivwirtschaft" anerkannt. "Früher waren die Funktio- 
näre an der Macht, jetzt ist der Bauer Herr im eigenen Haus. Das hat den 
Enthusiasmus und die Arbeitseinstellung bedeutend gefördert", erklärte 
ein Regierungsvertreter.18 Die Agrarproduktion ist zwischen 1979 und 
1983 um jährlich 6,5% gestiegen gegenüber 2,7% pro Jahr zwischen 1952 
und 1979. 

Die angestrebte Mechanisierung der Landwirtschaft wurde aber zu die- 
ser Zeit noch nicht in Angriff genommen, da sie viele Arbeitskräfte freige- 
setzt hätte, für die keine Ersatzarbeitsplätze in der Industrie zur Verfügung 
standen. Die starke Konzentration der Bevölkerung auf dem Lande behin- 
dere die Modemisierung und Mechanisierung der Landwirtschaft, erklärte 
der damalige Generalsekretär Hu Yaobang!9. So wurde erst einmal ver- 
sucht, die individuelle Arbeitsleistung zu steigern, indem durch materielle 


Anreize ("Bereichert euch!”) Produktivität und Einkommen stärker anei- 
nander gekoppelt wurden. Für besonders hohe Produktionsleistung gibt 
der Staat spezielle Prämien an die Bauern aus. Wer sich auf Schweine- 
mast, Fischzucht und Obstbaumkultur spezialisiert hat, gehört schnell zu 
den reichsten Bauern. Ein Bauer aus Yan’an erzählt: "Das Einkommen ist 
gleichgeblieben oder sogar gestiegen, aber die Arbeit ist heute mehr. Frü- 
her hat man sich gegenseitig geholfen, heute merkt man nichts mehr da- 
von."20 Der Einkommenszuwachs war außerdem je nach Provinz sehr un- 
terschiedlich, die Bauern in einigen armen Regionen spürten absolut nichts 
davon. 

Die Volkskommune ‘Marco-Polo-Brücke’ nahe Beijings wurde An- 
fang 1983 umgewandelt in ein Kombinat für Landwirtschaft, Industrie und 
Handel. Unter der Parole "Der Hauptstadt dienen und die Bauern berei- 
chern!" bearbeiten jetzt 28.000 ArbeiterInnen 2000 Hektar Land, verteilt 
auf 19 “Zweiggesellschaften’ , die früheren Produktionsbrigaden. Im Unter- 
schied zu früher herrscht Arbeitsteilung und Spezialisierung, die Kosten 
für Pflanzgut, Düngemittel und Heizung muß der einzelne Bauer selbst be- 
zahlen und nun auch Steuern an den Staat entrichten. Die Zahl der priva- 
ten Kleintraktoren ist in die Höhe geschnellt. Einzelne Bauern haben ihre 
Profite zusammengelegt, um eine Mühle oder ein Elektrizitätswerk zu 
bauen, mit dem sie zusätzlich Geschäfte machen können. Es gab Vorschlä- 
ge von Seiten der Partei, daß die Bauern in den Dörfern Grundschulen pri- 
vat aufbauen und die Lehrer selbst bezahlen sollen. Dies bedeutet aber 
nicht die Aufgabe des für die Maoisten früher so wichtigen Bereichs der 
Bildung und Propaganda: die ideologische Schulung der Bauern sei wei- 
terhin wichtig, damit sie nicht "zu Kapitalisten werden" 21. 

Im Zuge der Privatisierung hat sich auch ein System von privaten Zwi- 
schenhändlern, Grossisten und Transportunternehmern herausgebildet. 

Die Einkommensunterschiede zwischen den einzelnen Bauern haben 
zu weitreichenden neuen Konflikten geführt. Bereicherung bedeutet fü; 
andere eben Verarmung und so hat die Polizei in manchen Gegenden Son- 
dereinheiten aufgestellt, um die wohlhabenden Bauern vor zunehmenden 
Überfällen und Diebstählen zu schützen.22 

1984 zeigte eine Rekordernte die Beschränkungen des staatlichen Ver- 
teilungssystems: Bauern mußten tagelang warten, um ihre Produkte ablie- 
fern zu können, die Transportwege waren überlastet, teilweise verdarben 
die Produkte. Dies veranlaßte die Regierung, private Transport- und 
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Dienstleistungsunternehmen zu fördern: "auf der Grundlage der Stabili- 
sierung und Verbesserung des Verantwortungssystems die Produktivität 
steigern, die Zirkulationskanäle erweitern und die Warenproduktion ent- 
wickeln“. Ziel sei nun der Übergang von der sich selbstversorgenden Natu- 
ralwirtschaft zu einer arbeitsteiligen Warenwirtschaft23. Es wurden soge- 
nannte “Spezialhaushalte’ zugelassen, die spezialisiert nur bestimmte Pro- 
dukte herstellen, Weiterverarbeitung von Agrarprodukten oder Handel und 
Transport betreiben. Damit soll die zunehmende Nachfrage nach Zirkula- 
tionskanälen und allgemein nach Dienstleistungen befriedigt werden. Vor 
allem aber soll eine Umstrukturierung der ländlichen Produktion erreicht 
werden. Prof. Lu Wen vom ‘F. orschungszentrum für die Entwicklung der 
ländlichen Gebiete Chinas’: "In bezug auf die Regulierung der Produk- 
tionsstruktur werden wir aktiv die Viehzucht und die Forstwirtschaft, die 
ländliche Industrie, das Verkehrswesen und die Dienstleistung fördern. 
Wir haben uns vorgenommen, bis zum Ende dieses Jahrhunderts die Rela- 
tion auf dem Land zwischen landwirtschaftlich und industriell Tätigen wie 
folgt zu verändern: 40 Prozent der ländlichen Bevölkerung werden in der 
Industrie und im Dienstleistungssektor tätig sein und 50 Prozent der ge- 
samien Produktion auf dem Land erzeugen. Eine Parole lautet: "Viele, 
aber nicht alle Gebiete auf dem Land werden industrialisiert." Nur 30 
Prozent werden mit dem Ackerbau beschäftigt sein, 20 Prozent werden 
Viehzucht, Fischerei und Forstwirtschaft betreiben, und 10 Prozent wer- 
den in die städtische Industrie und den Bergbau abwandern. Außerdem 
werden wir auf dem Lande viele Markiflecken errichten, damit die ländli- 
chen Gebiete allmählich verstädtern."24 
Die "freigesetzten" Bauern sind bisher in die Konsumgüterindustrie, die 
Hüttenindustrie und den Bau- und Transportsektor geschickt worden. Von 
1984-87 wurden 3 Mio. ländliche Gewerbebetriebe gegründet: "Sie be- 
schäftigen 35 Mio. Menschen, 22,4 Prozent der Arbeitskräfte auf dem 
Lande, mehr als die staatlichen Fabriken in den letzten 30 Jahren aufge- 
nommen haben“, Sie sollen "überschüssige Arbeitskräfte aufnehmen" und 
"Kapital für die die Investition in die Landwirtschaft anzusammeln"35. 4 
Mio. ehemaliger Bauern sind Unternehmer geworden, davon 1 Mio Trans- 
Portunternehmer. 

1987 verabschiedete die Regierung ein neues Gesetz: Bauern können 
nun ihre Landnutzungsrechte an andere Bauern abtreten. Bisher lag viel 
Land brach, weil die ehemaligen Bauern in die Industrie abgewandert 
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waren, das Land aber nicht weiterverpachten oder verkaufen durften. Jetzt 
soll erreicht werden, daß diese Länder an andere Bauern verteilt werden 
und damit eine höhere Konzentration von Land entsteht, die eine maschi- 
nelle Nutzung rentabler macht.26 Durch die steigende Ernte sanken aber 
auch die Preise und den Bauern wurde nur noch 30% ihrer Emte zum ga- 
rantierten Aufkaufpreis abgenommen. Dafür stiegen die Preise für Kraft- 
stoff, Pestizide und Wasserpumpen um 30%. Die Unzufriedenheit der 
Bauern wächst seither ständig. Seit Ende 88 hatte der Staat mehrmals kein 
Bargeld, um den Bauern die Getreideernte abzukaufen und gab stattdessen 
Schuldscheine aus. Aus Berg- und Steppenregionen sind 100 Mio. Men- 
schen abgewandert, zunächst in die Bauindustrie, die bis 1988 noch 18 
Mio. zusätzliche Arbeiter einstellte und in Handel und Transport. Die wei- 
tere Mechanisierung der Landwirtschaft wird in den nächsten 10 Jahren 
noch ca. 200 Mio. ländliche Arbeitskräfte "freisetzen".27 


Migration und Schwarzarbeit 


Mit der Auflockerung der staatlichen Kontrolle der Gesellschaft stellten 
sich auch andere Phänomene ein, die vorher undenkbar waren. Seit Mitte 
der 80er strömen immer mehr LandarbeiterInnen außerhalb der Pflanz- 
und Erntezeiten in die Städte, wo sie auf den illegalen Arbeitsmarkt drän- 
gen. Dies wurde erst möglich gemacht durch die Abschaffung der Lebens- 
mittelgutscheine, die bis 1985 über die Betriebe verteilt wurden. Die Ar- 
beitsmigrantInnen vom Lande können so die polizeiliche Meldebescheini- 
gung umgehen, die 30 Jahre lang die Überfüllung der Städte verhindern 
sollte. Die meisten Schwarzarbeiter gibt es auf dem Bau, wo inzwischen 
die Hälfte der Arbeiter mit Kurzzeitverträgen angestellt ist; die wenigsten 
von ihnen sind offiziell gemeldet. Es soll jetzt aber schon Baufirmen ge- 
ben, die mit ganzen Dörfern oder Vororten Verträge abschließen über die 
Lieferung von "legalen" Arbeitskräften. Dies hat den Hintergrund in der 
Blockierung von Investitionen in den Bausektor auf dem Land, wodurch 
Millionen von Arbeitslosen nur die Migration in die Städte übrigbleibt. 
Der illegale Status drückt natürlich auch die Löhne, ganz zu schweigen 
vom Wegfall von Sozialmaßnahmen wie subventionierten Wohnungen 
usw. Mietspekulationen sind damit Tür und Tor geöffnet. Andere "Illega- 
le" handeln mit geklautem Material aus Fabriken (Aluminium und Kup- 
fer); weitere häufige Schwarzjobs sind Tischler und Hausmädchen.28 


37 


Stark angestiegen ist auch die Anzahl der Zweitjobs. Immer mehr Ar- 
beiterInnen nehmen nach Feierabend einen Zweitjob an, um die Reallohn- 
verluste durch die Inflation auszugleichen. Nach einer Umfrage des Zen- 
tralen Statistikamtes (!) haben in Guangzhou 30% der ArbeiterInnen eine 
zweite Arbeitsstelle; in Shanghai sind es 16,3% (1 Mio.). In Tianjin stieg 
der Anteil von 2% 1982 auf 20% 1988. Laut einer Untersuchung in der 
Provinz Hunan waren 29,1% "in solchen Tätigkeiten wie Nähen, Haare 
schneiden, Fotographie sowie Instandhaltungsdienstleistungen beschäf- 
tigt.. 26,7% arbeiteten in ihren eigenen Unternehmen und Restaurants, 
16,3% beschäftigten sich mit Unterricht, Beaufsichtigung von Kindern, 
Rechtsberatung, Herausgebertätigkeit und anderen technischen Dienstlei- 
stungen."29 Es soll häufiger vorkommen, daß ArbeiterInnen, um ihren 
Zweitjob machen zu können, sich im "Erstjob" krankmelden oder auch 
einfach der Arbeit fernbleiben. 


Die Klasse gegen die Reformen 


Neben dem untergründigen Verhalten gegen die zunehmende Ausbeutung 
hat die Klasse die ganzen 80er Jahre über auch in offenen Kämpfen ver- 
sucht, die Reformen anzugreifen. Bereits Anfang der 80er hatte die Bewe- 
gung der polnischen ArbeiterInnen auf China ausgestrahlt, Die Streiks im 
ganzen Land, die in Shanghai und Wuhan ihre Hochburg hatten, mündeten 
alle in die Forderung nach "unabhängigen Gewerkschaften". Im Stahlwerk 
von Tayuan (Provinz Shanxi, 240 Meilen südwestlich von Beijing) 
gründeten die Arbeiter eine unabhängige Gewerkschaft und forderten den 
"Sturz des Systems der politischen Bürokratie" und "das Recht, die eigene 
Zukunft selbst zu entscheiden". Träger des Streiks waren "unzufriedene 
Junge Arbeiter", die dagegen protestierten, daß sie ihre Familien vom 
Land nicht nachkommen lassen durften. Als Reaktion auf den Streik 
wurde der Urlaub für Ledige von 12 auf 20 Tage und für Verheiratete von 
20 auf 30 Tage erhöht. Nach Angaben der offiziellen Gewerkschaft seien 
mehrere Hundert Mio. Familien "aufgrund der Erfordernisse des soziali- 
stischen Aufbaus” getrennt.30 Weiterhin gab es Streiks der Bergarbeiter, 
der Werkzeugmacher, der Chemiearbeiter und der Belegschaft des Stahl- 
werks in Anshan (Provinz Liaoning) im Nordosten, dem größten Stahl- 
werk in China. Bummelstreiks und Demonstrationen waren an der Tages- 
ordnung. Die ArbeiterInnen waren auch gezwungen, sich mit der örtlichen 
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Bürokratie auseinanderzusetzen. In Kunming im Südwesten gab es einen 
dreitägigen Streik in einem Transformatorenwerk gegen die Zuteilung 
neuer Wohnungen an Fabrikmanager, Partei-.und Gewerkschaftsfunktio- 
näre. Die Arbeiter forderten die Wohnungen für sich und setzten dies 
durch Sit-Ins vor den Wohnungen und dem Büro der Betriebsleitung 
durch.31 

Die sozialen Unruhen führten zu einer Polemik zwischen Partei- und 
Gewerkschaftsbürokratie. Die Partei warnte vor dem "polnischen Virus" 
und beschuldigte die Gewerkschaften, die Arbeiter nicht genügend zu ver- 
treten, während die Gewerkschaft der Partei vorwarf, sich in den Betrieben 
auf die Seite der Manager zu stellen. Um die Unruhen zu bekämpfen, be- 
schlossen beide, den Arbeitern "mehr Entscheidungsmacht über die wirt- 
schaftliche Entwicklung" zu geben. Dies müßte allerdings ausbalanciert 
werden mit der Notwendigkeit stärkerer Zentralisierung. Aufgabe der Ge- 
werkschaften sei jetzt der "Kampf gegen Bürokraten, die sich nicht um die 
demokratischen Rechte und das Wohl der Arbeiter kümmern .32 Partei und 
Gewerkschaften nahmen die Arbeiterdrohung sehr ernst und setzten alles 
daran, die Situation in den Griff zu bekommen. 1982 wurde ein großer 
Teil der Gewerkschaftsführung ausgetauscht und die Aufrufe zum Kampf 
gegen die "Bürokratie" wechselten sich ab mit der Forderung nach mehr 
Produktivität ("Vervierfacht die Produktion bis zum Jahr 2000").33 

Im Herbst und Winter 85 waren es vor allem die Studenten, die auf die 
Straße gingen, um gegen die Preiserhöhungen und die Korruption der 
Funktionäre zu protestieren. Anlaß war die Öffnung des chinesischen 
Marktes fürs japanische Kapital. Die Studenten warfen der Regierung den 
Ausverkauf des Landes vor und bezogen sich auf den 50. Jahrestag der 
antijapanischen patriotischen Studentenbewegung von 1935.34 Ein Jahr 
später wiederholte sich diese Bewegung in größerem Ausmaß. In 19 Städ- 
ten, darunter den Industriezentren Wuhan und Hefei gab es wochenlang 
Demonstrationen; am 21. Dezember lieferten sich 70.000 Studenten in 
Shanghai Straßenschlachten mit der Polizei. Neben dem Protest gegen die 
Preiserhöhungen und die schlechte Verpflegung der Studenten standen 
nun auch Forderungen für ein "Ende des Bürokratismus" und für "Demo- 
kratie". In Shanghai beteiligten sich auch Arbeiter an den Demonstratio- 
nen und forderten die Freigabe der vom Staat festgesetzten Löhne. Die 
Führung reagierte empfindlich auf gemeinsame Aktivitäten von Studenten 
und Arbeitern: die einzigen, die nach den Shanghaier Straßenschlachten 
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verurteilt wurden, waren 7 Arbeiter. Gleichzeitig wurden einige geplante 
Preiserhöhungen zurückgenommen.35 

Mit der zunehmenden Ausbreitung ausländischen Kapitals in China 
wurden diese Betriebe zum Zentrum der Streikbewegung, so vor allem die 
Sonderzone Shenzhen. Selbst nach Gewerkschaftsangaben gab es 1987 
100 wilde Streiks, davon die meisten in Shenzhen. Aus Shekou, dem indu- 
strialisiertesten Bezirk von Shenzhen, werden 27 Streiks von Zeitverträg- 
lern gemeldet. Obwohl es meistens um "Arbeiterrechte" gegangen sei, hät- 
te es auch "irrationale Forderungen" gegeben. Die Gewerkschaft versuch- 
te zu spalten und übernahm nachträglich einige der wilden Streiks. Wie 
wenig die Arbeits- und Gewerkschaftsgesetze den Beziehungen zwischen 
chinesischen ArbeiterInnen und ausländischen Managern angepaßt sind, 
zeigen folgende Beispiele: 

In einer Spielzeugfabrik, die einem Hongkonger Manager gehört, wur- 
de ein Arbeiter entlassen, der zusammen mit 30 Arbeiterinnen einen Streik 
organisiert hatte gegen täglich 6 Überstunden einschließlich Sonntag bei 
geringer Bezahlung. Nach Beschwerden des Gewerkschaftsbundes berief 
sich der Manager darauf, daß es in China keine Gesetze gäbe, die Über- 
stunden regelten. "In einem China-Hongkong-Joint-Venture beschuldigten 
Parteikader das Hongkong-Management, zu hohen Profit zu machen. Ihre 
Haltung wurde anscheinend unterstützt vom chinesischen Partner und die 
Produktion wurde behindert und die Gesellschaft ging fast bankrott. <Ge- 
neralsekretär> Zhao Ziyang mußte persönlich intervenieren."36 

Auch 1988 ließen die sozialen Unruhen nicht nach: Studentenproteste 
in Beijing, Straßenkämpfe auf der Insel Hainan, Bauerndemonstrationen 
in den Vororten von Beijing, Fußballriots in Sichuan, Sturm auf die Bank 
in Guanzhou. 

In Hangzhou legten 700 Textilarbeiterinnen die Arbeit nieder, nach- 
dem das Management ihnen die Zahlung von Prämien verweigert hatte. 
Besonders in Beijing, Quingdao, Shanghai und Shenyang ist die Zahl der 
Streiks rapide in die Höhe geschnellt. Von April bis Juni 88 hat sich die 
Zahl der Streiks gegenüber den Vormonaten verdoppelt. Nach Angaben 
der Polizei in Guangdong gibt es eine "alarmierende Zunahme von Streiks 
und öffentlichem Protest wegen Preiserhöhungen und gegenwärtigem 
Lohnniveau in der Provinz, die eine ernsthafte Bedrohung für Gesetz und 
Ordnung darstellen". In mehr als 200 Städten sind deshalb schon mobile 
Einsatzkommandos der bewaffneten Polizei aufgestellt worden, und zwar 
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in Zusammenarbeit mit Polen, Österreich und Frankreich.37 

Auslöser für die Streiks sind zu geringe Löhne und die Preiserhöhun- 
gen aufgrund der hohen Inflation. 1987 sarık der Reallohn um 20% und bis 
Anfang 1989 auf 40%, so daß Generalsekretär Zhao Ziyang eine sofortige 
Lohnerhöhung um 20% vorschlug, um die Situation zu beruhigen. 

In Shenyang, einem der Streikzentren, wurden in der ersten Hälfte von 
1988 40.000 ArbeiterInnen entlassen. 


Boom und Krise 


In kaum einem Land hat das Kapital in den 80er Jahren ein solches 
Wachstum erlebt wie in China. Der zunehmende Abbau der staatlichen 
Kontrolle der wirtschaftlichen Entwicklung, die Einführung der "Markt- 
mechanismen" und des Prinzips "Bereichert euch!" hat, neben dem Anlok- 
ken des ausländischen Kapitals, auch intern eine Entwicklungsdynamik 
entfacht. Der Anstieg der industriellen Entwicklung vor allem in den Kü- 
stenprovinzen, die Steigerung der Agrarproduktion nach der Abschaffung 
der Volkskommunen und der Einführung privater Anreize für die Bauern 
schien China zu einem Musterland kapitalistischer Entwicklung zu ma- 
chen. Auf der einen Seite gabe es die "Reformgewinnler", hauptsächlich 
"städtische Gewerbetreibende" und "stadtnahe Gemüsebauern"38. Diesen 
stand die Masse derer gegenüber, für die die Reformen in erster Linie eine 
Verschlechterung ihrer Situation bedeuteten: die ArbeiterInnen in den 
staatlichen Fabriken und die Beschäftigten im öffentlichen Dienst. Für sie 
machten sich die Preissteigerungen von 30% besonders bemerkbar. Hinzu 
kam die Korruption der Funktionäre, die sich das doppelte Preissystem zu- 
nutze machten, Waren zum billigen Staatspreis aufkauften und auf dem 
"freien Markt" teuer weiterverkauften. 

Finanziert wurde der Boom durch eine gewaltige Auslandsverschul- 
dung aufgrund der negativen Handelsbilanz: die Importe überstiegen die 
Exporte um ein Vielfaches. Da die Klasse sich nicht so produktiv wie er- 
wünscht zeigte, bestand auch keine Aussicht auf kurz- oder mittelfristige 
Verringerung des Schuldenanteils. Die Regierung fror deshalb viele Im- 
porte ein und versuchte, über Preissteigerungen und teilweise direkte 
Lohnsenkungen in den Staatsbetrieben zusätzlich Geld aufzutreiben. Je- 


doch verstärkte dies den passiven Widerstand der Klasse und führte zur 
weiteren Stagnation der Wirtschaft. 
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1987 hatte die Inflation bereits 10% erreicht, doch nach der Ankündigung 
einer Preisreform im Sommer 88 kam es zu "Panikkäufen" und Leerräu- 
men der Sparkonten, was die Inflation weiter anheizte; die Regierung ver- 
suchte durch einen Angriff auf das Einkommen der Klasse, die Situation 
in den Griff zu kriegen: "Einfrieren der Investitionen, Blockierung der 
Kredite, Verschärfung der Kontrolle über die Preise und Löhne."39 Die 
Preisreform, nach der die staatlichen Festpreise und d.h. die Subventionie- 
rung bestimmter Lebensmittel abgeschafft werden sollten, wurde bis auf 
weiteres aufgeschoben. Das Industriewachstum lag Anfang 89 nur noch 
bei 8% und die Preissteigerungen hatten 28% erreicht, was einen erhebli- 
chen Reallohnverlust für die ArbeiterInnen bedeutete. 

Ein weiteres Ergebnis der schnellen Akkumulation ist die ungleiche 
regionale Entwicklung: der Boom fand vor allem in den Küstenprovinzen 
statt, die vom ausländischen Kapital überschwemmt wurden; Wachstums- 
raten von 30% waren hier keine Seltenheit. Anfang 89 war sie in der Pro- 
vinz Guangdong noch bei 24%, während gleichzeitig in einigen ländlichen 
Provinzen Zentralchinas das Wirtschaftswachstum negativ war, was 
Flüchtlingsströme an die Küste auslöste. 


Westdeutsche Firmen in China 


In den letzten 10 Jahren haben sich die Investitionen des BRD-Kapitals in 
China ständig erhöht. Im Sommer 89 gab es in China 400 westdeutsche 
Unternehmen und 12 Banken. Darüberhinaus gibt es 30 chinesisch-deut- 
sche Gemeinschaftsunternehmen. Die Investitionen stiegen von 62 Mio. 
DM 1985 auf 81 Mio. 1987 und auf 107 Mio. 1988. Die Hauptbranchen 
sind Automobilindustrie, Elektrotechnik und Chemie. 

Eines der größten Projekte ist die seit 1985 bestehende chinesisch- 
deutsche ‘Shanghai Volkswagen Automotive Company’. In diesem Werk 
mit 2.300 Beschäftigten wurden 1988 15.500 ‘Santana’-PKW’s herge- 
stellt. Der Plan für 1989 sah 18.000 Pkw’s vor, doch alles kam anders. Die 
Streikbewegungen im Frühjahr und die Austeritätspolitik der Regierung 
führten zu einer erheblichen Stagnation der Produktion. Darüberhinaus er- 
höhte die Regierung die Preise für Autos, da sie als "Luxusgüter" angese- 
hen werden, die zu beschränken sind. Sie schlug mehrere Steuern auf den 
Preis, wodurch der Käuferkreis erheblich eingeengt wurde. Dann reduzier- 
te die Regierung den Kauf von Dienstwagen (bisher 1.500 pro Jahr) . Im 
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Oktober 89 wurde die Produktion in Shanghai für mehrere Wochen einge- 
stellt; 4000 PKW’s standen auf Halde, Bazend das Management gerade 
die Kapazitäten auf 60.000 bis 100.000 PRW s pro Jahr ausbauen wollte. 
Bei den anderen Autokonzernen sah es ähnlich aus. Als Ausgleich beka- 
men die Automobilwerke (VW, Cherokee und Peugeot) 100 Mio. Yuan als 
Finanzhilfe von der chinesischen Regierung. Als Reaktion auf die Krise 
der Automobilindustrie haben General Motors und Fuji ihre Beteiligung 
an einem Auto-Joint-Venture zurückgezogen.40 

Es steht in den Sternen, was aus den weiteren geplanten Projekten von 
VW wird: ab Mitte der 90er sollte in Shanghai ein zweites Werk mit einer 
Kapazität von 300.000 PKW’s gebaut werden, da das bestehende zu klein 
sei. Dies war im Februar 89 verkündet worden. Ab 1990 sollten in 
Shanghai 100.000 Motoren produziert werden, die zu 70% für den Export 
bestimmt sind. In einem weiteren Joint-Venture-Betrieb soll ab Mitte der 
90er in Changchun (Mandschurei) pro Jahr 150.000 AUD/ 100 produziert 
werden. 

Siemens und AEG sind an einem Großprojekt mit einem Umfang von 
450 Mio. DM beteiligt: dem U-Bahn-Bau in Shanghai. Dafür gewährt die 
BRD-Regierung China einen "Entwicklungshilfekredit" von 460 Mio. 
DM. Offizieller Träger ist das Firmenkonsortium ‘German Shanghai 
Metro-Group’. Das Geschäft wurde Anfang 89 abgeschlossen.41 Weiter- 
hin hat Daimler-Benz einen Vertrag über den Bau eines LKW-Werkes in 
der Inneren Mongolei abgeschlossen. 

Auch nach dem Massaker werden sich die BRD-Konzerne nicht aus 
dem China-Geschäft zurückziehen; eventuelle Anzeichen waren nicht 
mehr als kurzfristige symbolische Gesten, Krokodilstränen des Kapitals. 
Einige Textilfirmen hatten teilweise erst in den letzten Jahren ihre Produk- 
tion aus Hongkong nach Südchina verlagert, wegen der geringeren Lohn- 
kosten. Auch was den Handel betrifft, boomte das Geschäft: Mannesmann, 
Thyssen und Krupp liefern Großanlagen (2/3 der BRD-Exporte nach China 
sind Investitionsgüter). Textilien sind die am meisten aus China exportier- 
ten Waren, jedoch hat die Elektrotechnik die höchsten Zuwachsraten.42 
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Die Frühjahrsbewegung 89 


Die soziale Unzufriedenheit äußerte sich im Frühjahr in einer Bewegung, 

die offen auf der Straße auftrat. Am 15.April, dem Todestag des ehemali- 

gen Parteichefs Hu Yaobang, der nach den Studentendemonstrationen vom 

Dezember 86 abgesetzt worden war, gingen Studenten auf die Straße. Ihre 

Hauptforderungen waren: 

1. Neubewertung der Rolle des im Januar 1987 gestürzten ehemaligen 
Parteichefs Hu Yaobang für den Reformprozeß; 

2. Rehabilitierung der Intellektuellen, die in den letzten Jahren Opfer 
der Kampagnen gegen den "bürgerlichen Liberalismus" und die 
"geistige Verschmutzung” geworden waren, sowie die Entlassung al- 
ler politischen Gefangenen; 

3. Aufstellung klarer Regeln, die die Pressefreiheit garantieren; 

4. Maßnahmen gegen den Amtsmißbrauch und die Korruption der Par- 
teikader; 

5. Mehr Geld für den Ausbau des Erziehungswesens und Verbesserung 
der sozialen Lage der Studenten; 

6. Aufhebung der Einschränkungen des Demonstrationsrechts vom De- 
zember 1986; 

7. Korrekte Berichterstattung über die Protestbewegung in den Me- 
dien."4#3 


Die Studenten gehören mit zu den von der Reform am meisten getroffenen 
Teilen der Klasse; sie konnten sich in keiner Weise bereichern, hatten 
auch keine Möglichkeiten durch Bonuszahlungen etwas mehr Einkommen 
zu ergattern. Für sie bedeuteten die Preissteigerungen erhebliche Einkom- 
menseinbußen. 

Am 24. April treten über 100.000 Studenten in Beijing in einen unbe- 
fristeten Streik. Demonstrationen, an denen sich teilweise mehr als 
100.000 Personen beteiligen, sind an der Tagesordnung. Bis zum Mai 
wächst die Bewegung Tag für Tag. Während ein Teil des Regimes und der 
Parteibürokratie, darunter auch Deng Xiaoping, der Bewegung von An- 
fang an frontal gegenübertreten, will die "Reformfraktion" um Zhao 
Ziyang die Studenten für ihre Linie benutzen. 

Am 4. Mai feiern die Studenten den 70.Jahrestag der Aufstandsbewe- 
gung von 1919, in deren Tradition sie sich stellten. 

Den StudentInnen schließen sich andere Gruppen an: Journalisten, An- 
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gestellte und nun auch ArbeiterInnen gehen auf die Straße, um ihren Un- 
mut über die Verschlechterung ihrer Lage zu äußern. In Beijing besetzen 
Hunderttausende den Tiananmen-Platz; ähnliche Kundgebungen gab es in 
Shanghai, Nanking, Chengdu, Chongquin, Tianjin, Xian, in der Mand- 
schurei... Am 13. Mai beginnen die StudentInnen auf dem Tiananmen ei- 
nen Hungerstreik für ihre Forderungen. Am 17. Mai demonstrieren über 
eine Million Arbeiter, Angestellte, Studenten und Intellektuelle in Beijing. 
Am 19. Mai wird der Ausnahmezustand verhängt. 


Der Autonome Arbeiterverband 


Auch 1989 setzte sich die Streikwelle der Vorjahre fort. Die Zentren wa- 
ren die Städte Shanghai und Wuhan. Die Hafenarbeiter in Tanggu, dem 
Hafen der nördlichen Industriestadt Tianjin, befanden sich seit Monaten in 
einem Bummelstreik um mehr Lohn. Andere Streiks wurden berichtete 
aus Shanghai, Beijing, Quingdao und Skenyang.44 Die Demonstrationen 
der Studenten boten den ArbeiterInnen die Gelegenheit, sich anzuschlie- 
Ben. An den Demonstrationen nahmen ab Mitte Mai nun auch "Eisenbahn- 
arbeiter und Bergleute, Textilarbeiter und Hotel- und Behördenangestel- 
lte"#5 teil. Die anfängliche Distanz zu den Studenten und Intellektuellen 
verschwand mit dem Willen zur gemeinsamen Aktion. 

Am 19. Mai verkündeten Arbeiter die Gründung eines "Autonomen Ar- 
beiter-Verbandes Beijing" und riefen zum Generalstreik zur Unterstützung 
der Studenten auf. Gleichzeitig befanden sich bereits mehrere Tausend 
Stahlarbeiter in Beijing im Streik. Eine Gruppe von etwa hundert Arbei- 
tern errichtete auf dem Tiananmen-Platz ein Hauptquartier aus Zelten. Es 
waren "Produktionsarbeiter, Dienstleistungsarbeiter und Arbeiterintellek- 
tuelle... Stahlarbeiter, Eisenbahner, Arbeiter in der Luftfahrtindustrie, 
Köche, Studenten und Anwälte"46, Sie beanspruchten, in mehr als 40 Indu- 
striebetrieben präsent zu sein und über 100.000 ArbeiterInnen zu vetreten. 
Darüberhinaus waren in den Zelten auch Arbeiter aus Tianjin, Shanxi, 
Jiangsu und aus Städten im Nordosten. Nach wenigen Tagen waren 
bereits 3000 Mitgliedskarten in Beijing ausgegeben. Ein Sprecher sagte: 
"Die Arbeiter haben endlich erkannt, daß sie nicht darauf vertrauen kön- 
nen, daß die Parteiorganisationen wirklich die Interessen der Arbeiter 


vertreten. Jetzt werden wir immer stärker werden. Die Regierung kann uns 
nicht zerschlagen."47 
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Am 30. Mai verhaftet die Polizei 11 Aktivisten der Beijinger Organisa- 
tion; zwei Tage später wird der ‘Autonome Arbeiterverband’ offiziell 
verboten. Anfang Juni wird der Generalstreik in Beijing zu 100%, in 
Shanghai zu 60% befolgt; in Chengdu demonstrieren 10.000 ArbeiterIn- 
nen.48 

Der Sturm auf den Tiananmen und das nachfolgende Massaker fordert 
auch zahlreiche Opfer unter den Aktivisten des Arbeiterverbandes. Deren 
Anhänger werden in den Wochen danach besonders verfolgt. In Shanghai 
werden mehrere Arbeiter zum Tode verurteilt, weil sie einen Zug ange- 
zündet hatten. Offensichtlich fürchtet das Regime nichts mehr als das 
Überspringen der Bewegung von den Studenten auf die gesamte Klasse. 


Liberation 30.5.89: 


Die Arbeiterforderung des chinesischen Mai 


Trotz der Drohungen beabsichtigen die Arbeiter, ihre Bewegung fort- 


zusetzen. Sie gründen eine freie Gewerkschaft und fordern mehr Frei- 
heit und Demokratie. 


"Wo ist der chinesische Lech Walesa", äußerte vor zwei Wochen ein klei- 
nes Transparent verloren inmitten der Brandung der studentischen Trans- 
parente, geschwungen von einer Gruppe Arbeiter der Metallfabrik Nr.1. in 
Beijing. Anfangs zögernd, kamen die Arbeiter nach Ausrufung des Kriegs- 
rechtes auf die Straße, um ihre Solidarität mit den Studenten zu bekunden. 
Und trotz der eindeutigen Drohungen der Parteiautoritäten in den Fabri- 
ken. Die Idee einer freien Gewerkschaft nahm ihren Lauf. "Die Risiken 
sind enorm und wir bereiten uns auf alle Eventualitäten vor", erläutert 
Chen Yinshan, 27 Jahre, eins der Mitglieder des leitenden Komitees der 
autonomen Arbeiterunion von Beijing. Weißes Hemd, blaue Leinenhose 
und roten Seidenschal um den Hals. Chen wartet im Moment auf einen 
Operationsschlag der Polizei gegen die Führung der freien Gewerkschaft. 
"Mein Handkoffer ist gepackt...Ich weiß, daß ich ins Gefängnis komme 
oder vielleicht unter irgendeinem Vorwand erschossen werde. Die Zivilpo- 
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lizisten haben mich schon bei einigen Gelegenheiten fotographiert", sagt 
er lächelnd, "aber für die lohnenswerte Sache sind die Opfer niemals un- 
nütz". Die autonome Arbeiterunion hat ihr Hauptquartier in einem Hof 
hinter den Purpurterrassen des Tors am "Platz des himmlichen Friedens" 
eingerichtet: da wo das gigantische Mao-Porträt aufgehängt ist. Dort be- 
ginnen etwa 50 Arbeiter lebhafte Diskussionen. Seit der Gründung ihrer 
unabhängigen Gewerkschaft am 19.Mai sind sie weder zu ihrer Arbeit 
noch zu ihrer Wohnung zurückgegangen. "5500 Personen sind schon in 
unsere Organisation eingeschrieben", fügt Chen hinzu. "Wir haben seither 
in jeder der 2000 Fabriken von Beijing mindestens einen Repräsentanten", 
fährt er fort, während er versichert, daß die Listen geheim gesichert sind. 
Die gewerkschaftliche Mobilisierung in Shanghai, einer Arbeiterstadt par 
excellence, sei "mindestens genauso wichtig". Viele der gewerkschaftli- 
chen Arbeiter gehören zur chinesischen Eisenbahngesellschaft, und mit 
den Zügen zirkulieren die Neuigkeiten. Ein Eisenbahner, der gerade aus 
Wuhan (im Inneren des Landes) kommt, dringt durch ein Gitter in die 
kleine bewachte Umfassung ein. Er bringt schlechte Nachrichten mit: die 
30 Arbeiter, die im Eisenhüttenwerkzentrum von Wuhan Mitte Mai einen 
Zweig der autonomen Gewerkschaften gegründet hatten, sind letzten Frei- 
tag von der Polizei verhaftet worden. Mit demselben Lächeln gefällt Chen 
sich, zu sagen: "Sehen Sie!". 

Zhao Linpu, ein Tischler von 35 Jahren, erzählt, daß die prinzipielle 
Entscheidung, eine freie Gewerkschaft zu gründen, auf dem Tiananmen 
getroffen wurde, während die Studenten im zweiten Tag des Hungerstreiks 
waren. 

"Ein Dutzend von uns traf sich da, und die Idee etwas zusammen zu 
machen, schien uns sehr natürlich. Die offiziellen Gewerkschaften nützen 
quasi gar nichts, außer im Übermitteln der Anordnungen der Regierung". 

"Bis jetzt hatte ich niemals die geringste Absicht, mich in derartige po- 
litische Aktivitäten zu begeben", fügt Chen hinzu. "Ich bin ein gut beurteil- 
ter Arbeiter, ich habe Kinder und eine Frau, die mich aufgefordert hat, 
damit aufzuhören, aber das ist gar keine Frage. Wir sind im Recht." 

Ihre Forderungen: Die offizielle Anerkennung ihrer gewerkschaftli- 
chen Union ("wie das der Fall war für die Solidarität in Polen"), die Frei- 
heit der Presse und die "Demokratie", sagen sie. Symptom einer tiefen Ar- 
beiterunzufriedenheit und der Wiederkehr einer "proletarischen” Militanz. 
Die offizielle Presse warnt seit einem Jahr vor einer Eskalation der sozia- 
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len Konflikte zwischen den Fabrikdirektoren und den Beschäftigten. Laut 
eines Verantwortlichen einer offiziellen Gewerkschaft brachen im letzten 
Jahr mehr als 100 Streiks aus. 

Die Motivationen der Anhänger der autonomen Gewerkschaft scheinen 
insgesamt sehr verschieden gegenüber denen der Studenten zu sein. "Die 
Inflation (30% pro Jahr, Anm. der Redaktion) macht uns das Leben 
schwer, während die Söhne der Kader keine Probleme haben", regt sich 
ein junger Arbeiter auf, der bekräftigt, daß der Direktor der chinesischen 
Luftfahrtgesellschaft ein Bankkonto in der Schweiz hat, oder daß einige 
Kadersöhne einer Verurteilung entgangen sind, nachdem sie dem Richter 
einen Krug Wein zukommen ließen. "Die Korrupten sollen nicht, wie das 
meist der Fall ist, einfach nur aus der Partei ausgeschlossen oder geta- 
delt, sondern ordnungsgemäß verurteilt werden." 

"Zu Zeiten von Mao oder von Hua Guofeng waren die Offiziellen we- 
nigstens nicht korrupt", fährt Chen fort. Der Politiker, den er am meisten 
respektiert, ist ohne Vergleich Mao Zedong. Die Kulturrevolution (1966- 
76), eingeleitet von Mao, während der Dutzende von Millionen Chinesen 
verfolgt wurden "war am Anfang eine gute Sache", erläutert Zhao, "es 
handelte sich darum, die korrupten Bürokraten rauszuschmeißen und die 
Partei zu reinigen". "Die machthabende Klasse gebrauchte diese Bewe- 
gung für ihre Zwecke und die Auswüchse waren Jatal", bekennt er, "aber 
es war nicht der Fehler von Mao." 

"Wir unterstützen völlig die kommunistische Partei", fügt C'hen hinzu, 
"aber sie muß demokratisch werden. Die Parteiversammlungen müssen 
ebenso offen sein wie ein Parlament gegenüber Meinungsströmungen." 
Ein Gedanke, den Zhang, 38 Jahre, ein anderer Führer der autonomen Ar- 
beitergewerkschaft, sich bemüht, zu relativieren: "Hier liegt sicherlich ein 
Problem des politischen Systems zugrunde, das wir nicht ignorieren." Er 
fährt mit halber Stimme fort: "Wenn China arm ist, ist der Sozialismus da- 
für nicht der Grund?" Zhang, Elektriker in einer Fabrik im Beijinger Au- 
Benbezirk erinnert sich an die berühmte "Mauer der Demokratie", dem 


Treffpunkt der Protestierenden 1979. "Es gab zu viel Theorien, zuviel an- 


geführte Zitate von Marx und Lenin in den dazebaos <Wandzeitungen,>, 
nicht konkret genug... Heute ist es vielmehr Gorbatschow, Polen oder die 
Volkserhebungen in Birma gegen den Feudalsozialismus von Ne Win und 
die Studentendemostrationen in Südkorea gegen die Diktatur, was uns in- 
teressiert. Übrigens kennt die Regierung unsere Inspirationsquellen, denn 
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seit einem Monat strahlt das chinesische Fernsehen keine Bilder von De- 
monstrationen in Südkorea mehr aus." 

Zhang und seine Genossen geben sich bescheiden über die Aktionsfor- 
men, die sie anstreben. "Wir haben noch nicht die Mittel, um einen Streik 
auszurufen", meinen sie. Viele unter ihnen haben die Aufgabe übernom- 
men, dazebaos an die Fabrikausgänge anzuschlagen. Aber sie wagen sich 
kaum hinein. Seit Ausrufung des Kriegsrechts am 21.Mai drohen die Fa- 
brikleitungen, die Arbeiter, die demonstrieren, zu entlassen. Seit Samstag 
machen in den Unternehmen Gruppen von Politkommissaren die Runde, 
um schwarze Listen zu erstellen. Der Aufruf der Studenten zum General- 
streik in Beijing in der letzten Woche wurde praktisch nicht befolgt: "Ein 
Arbeiter, der aus der Arbeit gejagt wurde, hat weder eine Unterkunft für 
sich und seine Familie, noch irgendwelche Geldmittel", erklärt Zhang. 

Im Moment konnten die Mitglieder der unabhängigen Gewerkschaft, 
dank der Mitgliedsbeiträge der Arbeiter und den Gaben der Händler, einen 
Minibus als Gelegenheitskauf erstehen. Er dient ihnen als "Propaganda- 
fahrzeug". Mit zwei Lautsprechern ausgerüstet, fährt er Tag und Nacht 
durch Beijing. Aus Furcht vor einer neuen Mobilisierung des Volkes wagt 
sich die Polizei noch nicht, einzugreifen. Aber das wird nicht mehr lange 
dauern. 


Flugblatt der ‘Autonomen Arbeiterunion von Beijing’: 


DAS VOLK AN DIE MACHT! 


Seit vielen Jahren befindet sich dieses Land mit einer Bevölkerung von 11 
<?> Milliarden Menschen unter einer Diktatur einer Handvoll Bürokraten, 
die das Banner des Sozialismus hissen, während sie in Wirklichkeit eine 
Politik betreiben, die das Volk für dumm verkauft und die Intellektuellen 
unterdrückt. Sie sind ganz oben an der Spitze der herrschenden Stufe und 
üben absolute Macht jenseits der Reichweite des verfassungsmäßigen 
Rechts und der Parteiregeln aus. Sie schaffen sich ihren eigenen Hofstaat 
aus Verwandten und engen Mitarbeitern, um ihre Herrschaft zu stützen. 
Von all diesen Leuten ist die herausragendste die Kaiserinwitwe49 unserer 
Zeit. Er manipuliert die Politik hinter den Kulissen. Ihm ist alles egal au- 
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Ber dem Bridge-Spiel. Er verschließt seine Augen vor dem Leiden des 
Volkes und spaltet daher die Massen und setzt sich selbst in Widerspruch 
zum Volk. Das Land sitzt daher in der Falle innerer und äußerer Schulden, 
während die Lebensbedingungen des Volkes hart von schweren Steuerla- 
sten und unkontrollierbarer Inflation getroffen werden. China, dieses riesi- 
ge Land mit mehr als zehn <?> Milliarden Menschen, gilt als eins der 
rückständigsten Länder der Welt. Obwohl die Fakten wohlbekannt sind, 
versucht er, indem er die Massenmedien manipuliert, immer noch, das 
Volk so dumm zu halten, daß es glaubt, China hätte das höchste Bruttoso- 
zialprodukt und all dieses Zeug. Warum sind wir - so menschlich wie alle 
anderen - so arm und rückständig? Etwa weil wir unfähig sind? Wenn die 
Ausrede die ist, wir hätten eine zu große Bevölkerung, ist Japan dann nicht 
auch ein intensiv bevölkertes Land? Und wenn die Ausrede die ist, die 
USA hätten eine längere Geschichte als unsere Republik, was ist dann mit 
Taiwan und Südkorea? Warum sind all diese Länder besser als unseres? 
Die Bürokraten sind in den letzten Jahren immer korrupter und die Füh- 
rung immer unfähiger geworden. Warum? Die Menschen verlangen schon 
lange eine Antwort. Li Peng hat sich hingestellt und gesagt, seine drei 
Kinder hätten ihre Position nicht zu ihrem wirtschaftlichen Vorteil ausge- 
nutzt, aber als Premier reicht das nicht. Du mußt allen Mißbrauch stoppen. 
Als Premier konntest du bisher noch nicht die korruptesten Bürokraten he- 
rausfinden und wer seine Macht am meisten mißbraucht. Was tust du dann 
da oben? Ihr habt China, das reich an menschlichen und natürlichen Res- 
sourcen ist, zugrundegerichtet. Zu sagen, daß China keine Erfahrung im 
Aufbau des Sozialismus hat und daß die Partei ihr Volk durch den Fluß 
führt und dabei für jeden Schritt, den sie nach vorne macht, einen Stein 
zum drauftreten zu orten versucht, war schon immer eine leichte Ausrede. 
Jetzt sind es schon mehr als zehn Jahre, und Milliarden von Menschen 
versuchen, die Steine zum Drauftreten zu orten, aber wo geht es lang? Es 
muß viele Menschen gegeben haben, die die Steine nicht gefunden haben 
und ertrunken sind. Ist das Leben der Menschen so wertlos, daß die Büro- 
kraten damit spielen können, als wäre es eine Spielmünze in ihrer Hand? 
Seit mehr als zehn Jahren wird jetzt die Reform durchgeführt, aber worauf 
steuern wir zu? Welcher Bürokrat kann uns eine solide Antwort geben? 
Natürlich gibt es dieses Sprichwort: Weiße Katze oder schwarze Katze - 
die, die Mäuse fängt, ist eine gute Katze. Aber wenn die beiden Katzen 
sich um diesselbe-Ratte streiten, kommen nur Verwirrung und Wider- 
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spruch dabei heraus. Die Spaltung wird vertieft werden. Das Ergebnis 
wird sein, daß der Bürokrat immer fetter und das Volk immer magerer 
wird. Ist das die angemessene Art, das Land zu regieren? 

Premier Zhou Enlai sagte einmal: Wer die Studenten gewinnt, wird die 
Zukunft gewinnen. Der Vorsitzende Mao sagte: Wer versucht, die Studen- 
tenbewegung zu unterdrücken, wird sich in der Sackgasse befinden. Staub 
bleibt liegen, wenn man keinen Besen benutzt, um ihn wegzufegen. Reak- 
tionäre ebenso. Wir müssen kämpfen, um sie zu stürzen. Es muß Opfer ge- 
ben. Wir müssen uns darauf vorbereiten, wenn wir für Demokratie kämp- 
fen. Die herrschende Klasse wird die Bühne der Geschichte nicht von al- 
lein verlassen. Sie werden uns keine demokratischen Kämpfe schenken. 
Wir müssen es selbst in die Hand nehmen. Ohne Demokratie kann Macht- 
mißbrauch nicht ausgerottet werden; und damit Demokratie echt verwirk- 
licht werden kann, muß das System des lebenslangen Beamtentums abge- 
schafft werden. Mit einer Ein-Mann-Diktatur ist Demokratie nur ein leeres 
Wort. Ohne Demokratie gibt es keine Menschenrechte, und ohne Men- 
schenrechte sind wir einfach Sklaven. Alle Menschen, die nicht Sklaven 
sein wollen, sollen sich starkmachen und sich erheben. Laßt uns nicht uns 
selbst schlechtmachen; wir wollen die Herren der Welt sein. Wir dürfen 
die Gelegenheit nicht verstreichen lassen und wir müssen das Feuer der 
Demokratie am Brennen halten. Es hat sich in der Praxis gezeigt, daß die 
jetzt stattfindende Demokratie-Bewegung zuerst und vor allem eine Frage 
der politischen Macht ist. Nur wenn wir den Weg frei machen, indem wir 
die Diktatoren stürzen, gibt es für die Demokratie-Bewegung Hoffnung, 
voranzukommen. Sonst wird uns die Rache der Diktatoren erwarten. Wir 
sind hier, um auf den Aufruf der Demokratie-Bewegung zu antworten. 
Wir zitieren den Text des Universitätsliedes der antijapanischen Universi- 
tät von Yenan: 


Arbeiter, Studenten und Kaufleute, vereinigt euch und reiht euch ein 
in den Kampf der patriotischen Bewegung. Hört, die Stimme der 
Demokratie ruft. Seht, das Banner der Freiheit weht. Wir Arbeiter, 
Studenten und Kaufleute laufen zusammen in den Wirbelsturm und die 
rauhen Wellen, um den Sonnenaufgang zu empfangen. Arbeiter, 
Studenten, Kaufleute und das ganze Volk, erhebt euch, lauft und reiht 
euch ein in den Kampf der patriotischen Bewegung. 
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Genossen, wir sind zwar gegen einige Führer in der Partei, aber das heißt 
nicht, daß wir gegen die Führung der Partei sind. So wie wir gegen einige 
Führer in der Regierung sind, lehnen wir nicht den Sozialismus ab. Liegt 
es nicht am Mangel an Demokratie, daß die Diktatoren uns, wie sie wol- 
len, wegen etwas anklagen können, was wir nicht sind? Sollen wir zulas- 
sen, daß sich das wiederholt? Das Volk wird es nicht zulassen. Das ganze 
Volk, schließt euch zusammen; wir müssen Deng Xiaoping so bald wie 
möglich von der Bühne der Geschichte fegen, um China und das Volk zu 
retten und ein neues Kapitel der Demokratie und der Freiheit in China auf- 
zuschlagen. 


Autonome Arbeiterunion von Beijing 


(ins Englische übersetzt von C.N. Yuen) 


aus: ‘Selection of source documents from chinese democracy movement’ 
des “Anarchist Movement Hongkong’ (TAA) 


Kapitalentwicklung nach dem Massaker 


Alle Welt redet vom "Ende der Reformära", von der "Rückkehr zur zentra- 
len Planwirtschaft". Doch geht dies an der Realität vorbei. Was in China 
nach dem Massaker von oben durchgesetzt wurde, war ein Abbremsen des 
Booms: zum einen, um die steigende Inflation in Griff zu bekommen, zum 
andern, um die durch die kapitalistische Entwicklung freigesetzte soziale 
Dynamik zu unterbrechen. Dies blieb natürlich nicht ohne Folgen: ein ver- 
hängter Lohnstopp, vermittelt über die Streichung von Bonuszahlungen in 
den staatlichen Fabriken, bewirkte einen deutlichen Rückgang in der Ar- 
beitsproduktivität: von 9% im Jahr 88 auf 2,1% 1989; im Juli 89 waren es 
noch 4%, im August 2,1% und im September 1,8%. Die Industrieproduk- 
tion insgesamt wuchs im September um 0,9% und im Oktober sank sie so- 
gar um 2,1%50. Darüberhinaus wächst die Unruhe in den Fabriken; seit 
Anfang letzten Jahres blieben die Löhne weit unter der Inflationsrate. Ver- 
einzelt gab es bereits wieder Arbeiterdemonstrationen, so in Chengdu, 
Wuhan und mehreren anderen Industriestädten. 
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Die politischen Folgen des Massakers zeigten sich also auf zwei Ebe- 
nen. Einerseits wurde den Arbeitern klar gemacht, daß ihre Beteiligung am 
"Wohlstand" ihre Grenzen hat und mit dem Austeritätsprogramm wurde 
ihnen jede Illusion, über mehr Arbeit mehr zu verdienen, genommen. An- 
dererseits wurde mit dem Massaker der Mittelschicht als potentieller tech- 
nokratischer Elite eine Absage erteilt. Ihr Engagement wird zur Zeit nicht 
mehr so geschätzt, vor allem wohl wegen ihrer "westlichen Orientierung". 
Somit haben die Machthaber sämtliche Subjekte verprellt, von denen eine 
gesellschaftliche Dynamik kam, die sich das Kapital zunutze machen 
konnte. 

Doch gab es für das Regime kurzfristig wohl kaum eine andere Lösung 
als die Niederschlagung der sozialen Bewegungen: so widersprüchlich sie 
auch waren, sie stellten eine Gefahr dar für die Macht der Parteibürokra- 
ten, die trotz aller "Reformabsichten" und "wirtschaftlichen Liberalisie- 
rungen" nicht daran denken, auch ein westliches politisches System einzu- 
führen. Zhao Ziyang, der dies vorhatte, wurde kaltgestellt. Aber es war 
eben nicht mehr als eine kurzfristige Lösung. Die Wirtschaftspolitik der 
Regierung wird in nächster Zeit verstärkt zu Streiks und Unruhen führen, 
da sich die Lebensbedingungen weiter verschlechtern. Die Intellektuellen 
als Integrationsschicht und als Stabilisatoren des Regimes scheiden für die 
nächste Zeit wohl aus, aber es ist auch nur eine Frage der Zeit, wann sich 
der "Reformflügel" in der Partei wieder zu Wort meldet, Deng Xiaoping 
ist sicher bald bereit, wieder die Fronten zu wechseln. Doch unabhängig 
von den parteipolitischen Konstellationen laufen die Auslandsinvestitio- 
nen in China weiter. Gerade hat die Weltbank wieder einen neuen Kredit 
gewährt; kurz danach auch JapanSl. 


55 


Pe 


Fe 
2 Q. 
BE | Tu. \ >} 
ran. |‘ }) \ 
r _ % an Pe | 
3 i | 
. nn. ’S 
/ 
/ MAP OF PEOPLES- 
mn) 
) - - 
ı f 
i L, 
Fa 
\ 
ö . 
\. 
Urümgi { 
\ 
m 
: £ ee m 
Pa ar =, 
x = > 
Fa H — 
i ——n, 
E ® Gansu ; 
u S 
er nn. 
5 Bw ee a a 
nu . Ä 
f N 35 ö 
Nr we’ ' 
u‘ Xining 7 ®N 
f © x | 
$ > | 
Ä ® Qinghai & = 4 
3 Pr 
En FB | 
De a U 
ee ET ro 
a En i 
9 Fa N 
Saar} 
o H Chengdu 
i o 
> - @®Sichuan 
- A a | 
A. x Un. 
L Pr; 
ııLl 
m ge 5} nz “> 
Pr Kunming 5 
= = 
SL: FEN 
we 
ii ® Yunnan “ 
n?’ r 
Numerals I - 30 affixed to all provinces, municipalities and | a 


autonomous regions indicate their code number assigned by 


the State Council on January 1,1981 to facilitate com- pri < 5 
puterized administrative control. IN 
N { zn > 


n 


"en, Changchun 


m % 


„er Shenyang 7 
2) : 


\Shijiazhuan 


3 
" Nanjing IS ® Shanghai E> 
FE 


v 
NAT ä Changsha s ” 
2 , C = ser 
: « ®Jiangxi i ee 
iuizhou &-, @Hunan  :; oe 
® 4 Pe 
Guiyang Eee; 
£ e N 
ö iz Kr u 
Fu 
 ® Guangxi „@ Guangdong 
f 
$ >} 
“> o Pr Guangzheu 
H Xianggang 
(Hongkong) } 5 soon 
7 kn 


Thesen zur Entwicklung in China 


Es wird immer behauptet, das Massaker auf dem Tiananmen-Platz sei ein 
Rückschlag für die Reformen gewesen. Ich möchte hier einmal das Ge- 
genteil behaupten. Die chinesischen Reformen unterscheiden sich um eini- 
ges von der Perestroika in der Sowjetunion. Gemeinsam ist beiden Ver- 
suchen, die ineffektive Ausbeutung der sozialistischen Wirtschaft auf eine 
neue Grundlage zu stellen, wobei natürlich Anleihen beim Westen 
gemacht werden. Während aber in der Sowjetunion der Versuch gemacht 
wird, die Effektivierung der Ausbeutung und Umstrukturierung des Pro- 
duktionssystems mit der Hinwendung zu der dem Kapitalismus adägaten 
politischen Form, nämlich der bürgerlichen Demokratie, zu verbinden (in- 
klusive der sogenannten Glasnost), mußten die chinesischen Planer gerade 
darauf verzichten, weil sie wohl zu Recht befürchteten, daß ihnen dann die 
Situation aus der Hand gleite und unkontrollierbar würde. Dies zeigt na- 
türlich auch, daß ihre Machtbasis wesentlich dünner ist. 

Auf gewisse "keynesianische” Elemente können zwar auch sie nicht 
verzichten (siehe Materialsammlung), aber alles streng kontrolliert. Dafür 
spricht auch, daß in den letzten Monaten einige Veränderungen der Um- 
strukturierung stagnierten, bzw. rückgängig gemacht wurden (Beispiel 
VWWerk), aber grundsätzlich diente das Massaker den Zielen der Refor- 
men: für Ruhe im Land zu sorgen und die Menschen zur Arbeit zu zwin- 
gen. 

Oberflächlich gesehen hat die Bewegung von Anfang des Jahres zwar 
"Demokratie" gefordert - was immer dies auch heißen mag -, aber Tatsa- 
che ist doch, daß diese Bewegung eine Reaktion auf die im Gange befind- 
lichen geselischaftlichen Veränderungen war: Ende der "eisernen Reis- 
schale", also der garantierten Arbeitsplätze, zunehmende Arbeitslosigkeit, 
Wohnungsnot, Reallohnverlust usw. Gerade in Umbruchphasen kapitali- 
Stischer Ausbeutung und Herrschaft besteht für das Kapital die Gefahr von 
revolutionären Arbeiteroffensiven. Deshalb hat die chinesische Führung 
alles daran gesetzt, die Verhältnisse zu kontrollieren. Wobei nicht gesagt 
ist, daß sie die Sache jetzt im Griff hat. Aber immerhin handelte sich sich 
bei der Juni-Bewegung seit langem um eine der ersten eigenständigen Ak- 
tivitäten der chinesischen Klasse (und nicht nur der Studenten, wenn diese 
vielleicht auch die Auslöser waren). 

Die Versuche einer kapitalistischen Umstrukturierung nach westlichem 
Vorbild und die bürokratische Haltung des Apparats, die ausländische In- 
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vestoren eher abschreckt, scheinen sich auf den ersten Blick zu widerspre- 
chen. So interpretiert es auch die westliche Presse. Doch der "Stalinismus" 
der Staats- und Parteiführung hat keine ideologischen Gründe - wie etwa 
bei der "Viererbande" - , sondern er entspringt der schlichten Notwendig- 
keit, die Klasse politisch zu kontrollieren. Denn in der Folge der kapitali- 
stischen Reformen explodieren die Widersprüche in der chinesischen Ge- 
sellschaft. Um diese in Griff zu bekommen, müssen sie diesen Balanceakt 
zwischen "wirtschaftlicher Liberalisierung" und "politischer Diktatur" ver- 
suchen: 

- die Arbeiterklasse läßt sich die Reformen nicht so ohne weiteres auf- 
zwingen; sie besteht auf den lange für sie gültigen "Errungenschaften" wie 
garantiertem Arbeitsplatz ohne das Druckmittel der Kündigung und auf 
dem "sozialistischen" Arbeitstempo. Und wenn sie schon "auf westliche 
Weise" arbeiten müssen, dann wollen sie auch den entsprechenden Anteil 
am Kuchen, also höhere Löhne, mehr Konsummöglichkeiten, größere per- 
sönliche Freiheiten (was immer das auch im einzelnen heißen mag): also 
all die Ansprüche, die zur Zeit überall die staatskapitalistischen Systeme 
ins Wanken bringen <Anfang Nov. 89>, ohne natürlich eine revolutionäre 
Alternative darzustellen. Solange diese Arbeiterrigidität nicht besiegt oder 
aufgeweicht ist, werden die Reformen keinen durchschlagenden Erfolg 
fürs Kapital bringen können; andererseits muß die chinesische Führung 
behutsam vorgehen, um die Unruhe nicht weiter eskalieren zu lassen. 

- die Studenten und Intellektuellen, vielleicht die gesamte Mittel- 
schicht, haben mehrheitlich wohl nichts gegen die Reformen einzuwen- 
den, fordern aber für sich und für die Gesellschaft mehr "westliche 
Freiheiten”, wobei sie die Herrschaft der KP nicht grundsätzlich in Frage 
stellen, sondern hauptsächlich gegen die Bürokratie vorgehen wollen. Sie 
sehen als Beispiel die "viel besser funktionierenden” westlichen Länder. 
Wahrscheinlich stellten sie in einem flexibleren politischen System eine 
neue politische Schicht, eine neue Managerklasse dar. 
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SPIEGEL 5.1.87 

FEER 3.11.88 

THE GUARDIAN 26.8.88; NZZ 26.10.88; TAZ 9.8.88 
DER ÜBERBLICK 9/89 

LE MONDE 1.6.89 
CHINA-AKTUELL 9/89; 11/89 
CHINA-AKTUELL 2/89 

TAZ 7.6.89 

DER ÜBERBLICK 9/89 
NAHAN 1/90 

FAZ 15.7.89 

NAHAN 1/90 

NAHAN 1/90 

TAZ 6./7.6.89 


Anmerkung des Übersetzers: ‘Kaiserinwitwe’ wurde in den 70er Jahren Qiang Jing 
(Viererbande), Maos Ehefrau genannt. Hier ist damit Deng Xiaoping gemeint. 
FEER 25.1.90 


TAZ 10.2.90, 1.3.90 
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"Die Revolution fest in der Hand haben, um die Produktion anzuregen 


Das Ziel bei der Großen Proletarischen Kulturrevolution ist die Revolu- 
tionierung der Ideologie der Menschen, damit die Arbeit auf allen Gebie- 
ten mehr, schneller, besser und wirtschaftlicher geleistet wird. Wenn die 
Massen restlos"mobilisiert und entsprechende Vorkehrungen getroffen 
werden, ist es möglich, Kulturrevolution und Produktion weiterzuführen, 
ohne daß sie einander behindern, während die hohe Qualität aller unserer 
Arbeit garantiert ist. 

Die Große Proletarische Kulturrevolution ist für die Entwicklung der 
gesellschaftlichen Produktivkräfte unseres Landes eine gewaltige treiben- 
de Kraft. Jede Ansicht, die Große Proletarische Kulturrevolution der Ent- 
wicklung der Produktion entgegenzusetzen, ist falsch." 


Beschluß des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei Chinas 
über die Große Proletarische Kulturrevolution vom 8. August 1966 


DER LANGE MARSCH DES KAPITALS IN CHINA 


aus: Etcetera (Barcelona), Dezember 89 


Im Laufe des 19. Jhds. konsolidiert sich das Kapital vor allem in einigen 
großen Regionen des weiten Chinas. Das westliche Kapital dringt in die 
großen Zentren Shanghai, Kanton und die Küstenzonen ein, und der japa- 
nische Kapitalismus in die Mandschurei. Diese kapitalistische Entwick- 
lung bringt ein starkes Aufbegehren der Arbeiter gegen die neuen Ausbeu- 
tungsmechanismen mit sich, das ihren Höhepunkt in den 20er Jahren die- 
ses Jahrhunderts hatte. Es kommt zu Streiks in den meisten Städten: Läh- 
mung des Hafens von Hongkong, Generalstreik bei der Eisenbahn in Bei- 
Jing und Hangkou... Die neugegründete und durch die Komintern geführte 
KPCh wird sehr darauf achten, diesen revolutionären Impuls zu liquidie- 
ren. Mit der von Moskau befürworteten Taktik der Klassenkollaboration 
und der Unterstützung nationaler Befreiungsbewegungen (Eintritt in die 
Kuomintang) liefert sie das Proletariat Chiang Kaishek aus, der es mit dem 
Putsch von 1927 niedermetzeln läßt... 

Nachdem die Arbeiterbewegung zerschlagen war, organisiert Mao 
Zedong ein Bauernheer, im Konflikt mit Chiang, das eine breite Zone des 
Südens kontrolliert. Als es dort von Chiang angegriffen wird, organisiert 
er seinen langen Marsch nach Nordosten, wo er sich niederläßt und die 
chinesische Sowjetrepublik gründet; er enteignet das Land und verwaltet 
es in Kooperativen. Er erklärt Japan, das ins chinesische Territorium ein- 
dringt, den Krieg und bietet Chiang, im Namen einer patriotischen Front 
mit der nationalen Bourgeosie, einen Pakt an und gibt die kollektivierten 
Länder ihren ehemaligen Besitzern zurück. 

1949 ergreift Mao Zedong schließlich die Macht, die einen bäuerlichen 
und bürokratischen Ursprung hat. Da die Wirtschaft durch den Krieg des- 
organisiert ist, lanciert er eine Agrarreform, die das Land konzentriert und 
die Produktivität erhöht, so daß es möglich wird, einen Überschuß zu er- 
zielen, der in die Industrie investiert wird. Der erste Fünfjahresplan (1952- 
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57) faßt die Nationalisierung der Industrie (seit den russischen Investitio- 
nen befindet sich China im Bereich des russischen Imperialismus) und die 
Zwangskollektivierung des Landes ins Auge (96% des Bodens unter der 
Kontrolle des Staates). Die Ablehnung und der Widerstand der Bauern ge- 
gen solche Maßnahmen führt zu einem starken Rückgang der Agrarpro- 
duktivität, die zusammen mit dem Bevölkerungszuwachs China an den 
Rand des Chaos bringt. Das Problem ist, die Agrarproduktion zum Steigen 
und die Bauern zum Arbeiten zu bringen, damit sie einen Überschuß er- 
zeugen. 

Dafür lanciert Mao 1958 den ‘Großen Sprung nach vorn’; er besteht 
im Übergang vom massiven Einsatz von Kapital zu einem massiven Ein- 
satz ländlicher Arbeitskraft, d.h. darin, Maschinerie durch Menschen zu 
ersetzen. Die Ideologie, die Mao für diese Ausbeutung propagiert, nach- 
dem der liberale und moderme Einfluß der Intellektuellen und Fachleute 
1957 mit den "Hundert Blumen“ beseitigt ist, basiert auf der Rückkehr 
zum primitiven China: "Chinas Reichtum liegt in seiner Armut", "Vorherr- 
schaft des Roten über den Techniker". Er organisiert das Land in Volks- 
kommunen, die nichts anderes sind als von der Partei geleitete Verwal- 
tungseinheiten und die Ausbeutungsrate um 40% erhöhen. Zur selben Zeit 
leert er die Städte von einem widerspenstigen Proletariat und verwandelt 
es in billige Arbeitskraft für die großen Arbeiten der Bewässerung und 
Verkehrswege. Billig oder sogar kostenlos mit der Ausbreitung der 
Zwangsarbeitslager (die 20-30 Mio. Personen umfassen), die immense, 
unwirtliche Gebiete der Mandschurei bebauen und einige Industrie- und 
Verkehrszweige entwickeln. In den ersten Lagern dieser Landzwangsar- 
beit (Reis und Soja) wird täglich 10-12 Stunden gearbeitet; mit dem Gro- 
Ben Sprung werden 16 Stunden gearbeitet. 

Ein weiteres Mal läßt der Bauernwiderstand gegen diese Überausbeu- 
tung den ‘Großen Sprung’ scheitern. Die Wirtschaft bricht zusammen und 
der Hunger breitet sich aus. Mao wird von Kritikern angegriffen. 1959, bei 
der Konferenz von Lushan, kritisiert Peng Dehuai den ‘Großen Sprung 
nach vorn’; Peng wird offiziell verurteilt, aber seine Kritik und seine Ge- 
danken werden akzeptiert. Es wird anerkannt, daß die Daten der Emten 
gefälscht wurden. Mao sieht sich gezwungen, die tatsächliche Macht an 
Liu Shaogi abzugeben (Mao ist weiterhin Parteivorsitzender und Deng 
Xiaoping Sekretär). Liu, der sich früher schon gegen Mao gewandt hatte, 
als er sagte, daß die Mechanisierung der Landwirtschaft der Kollektivie- 
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rung vorausgehen muß, isoliert Mao (1959-65), umgibt sich mit Techni- 
kern und arbeitet mit Deng an einer stärkeren Integration in den Block des 
russischen Staatskapitalismus, der Entwicklung eines privaten Sektors der 
Kapitalakkumulation mit Technologie und der Liberalisierung des Binnen- 
und Außenmarktes. So geht der III. Fünfjahresplan (1962-66) voran, stei- 
gert die Produktivität in der Landwirtschaft und investiert den Überschuß 
in die industrielle Entwicklung. Mechanisierung und Einführung der Pro- 
duktivitätsprämien, die die ideologischen Anreize Maos ersetzen. 

Mao, der seit 1959 von der tatsächlichen Macht entfernt ist, macht 
1965 einen Putsch innerhalb der Partei; ein minuziös ausgearbeiteter 
Putsch, ausgehend von der Eroberung der Armee durch seinen Anhänger 
Lin Biao. Die Armee verdrängt die Partei. Die Kulturrevolution (1966-68) 
- per Dekret begonnen - ist ein Kampf um die Macht zwischen Führern, 
die auf verschiedene Arten die Kapitalakkumulation in China durchführen 
wollen. Für Mao ist die Bürokratie (Partei, Gewerkschaften, Betriebslei- 
ter...) ein Hindemis für die Akkumulation. Die "Revolutionskomitees", 
gleichzeitig Organe der Führung und der Vertretung der Arbeiter, seien ei- 
ne weniger kostspielige Form der Kontrolle als die Bürokratie. Mao be- 
ginnt damit eine starke Veränderung des Arbeitsprozesses: Lohnkürzung 
und Abschaffung der Produktivitätsprämien; Auflösung der Arbeiterorga- 
nisationen; Kontrolle der Fabriken durch die Roten Garden; Kontrolle der 
Arbeiter durch die Armee, damit sie 8 Stunden am Arbeitsplatz sind... Auf 
dem Rücken des internen antibürokatischen Kampfs, der von Mao lanciert 
wurde, und gegen diese Methoden der Überausbeutung tritt eine starke Ar- 
beiterbewegung auf: im Januar 1967 streiken die Hafenarbeiter von 
Shanghai und der Generalstreik weitet sich auf die ganze Stadt und andere 
Städte aus wie Kanton, Wuhan; Generalstreik bei der Eisenbahn, Stillstand 
in der Mandschurei, dem Hauptindustriezentrum; Besetzungen von Fabri- 
ken und öffentlichen Gebäuden; Absentismus und andere Formen der Ar- 
beitsverweigerung... 

Diese Rebellion wurde durch die Armee niedergeschlagen, die Tausen- 
de von Arbeitern ermordete. Die von Mao ausgelöste antibürokratische 
Bewegung war über den von der Partei vorgesehenen Rahmen hinausge- 
gangen; sie mußte eingedämmt werden. Nun (Ende 1967) kam die ‘Drei- 
erallianz’ (Armee, Rote Garden, Partei), um die Disziplin in der Arbeit 
wiederherzustellen. 1969 wurden die Säuberungen durchgeführt und der 
Strom von der Stadt aufs Land wird wieder eingeführt. Der IX. Kongreß 
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der KPCh beendet die Kulturrevolution wie sie begann - per Dekret - und 
läßt China ein weiteres Mal am Rande des Chaos. 

Die untypischen Aspekte gegenüber der offiziellen kommunistischen 
Ideologie, vorgeblich antibürokratisch und antitechnisch, mit denen Mao 
eine neue Macht legitimieren wollte, stricken in Europa die Legende des 
Maoismus. 

Der X. Kongreß 1973 rehabilitiert Deng Xiaoping und seine Linie der 
Modernisierung. Chou Enlai lanciert die Kampagne der vier Modernisie- 
tungen (Landwirtschaft, Industrie, Wissenschaft und Technologie, Lan- 
desverteidigung). Nach dem Tod von Chou Enlai und Mao bestätigt der 
XI. Kongreß 1977 Deng, der alle Wissenschaftler und Professoren rehabi- 
litiert und eine Fusion zwischen den Parteikadern und den Intellektuellen 


beginnt, was die neue Tendenz der technisch-bürokratischen Modernisie- 
rung stärkt. 


(.) 

Die ganze Anstrengung der chinesischen Revolution seit der Bildung der 
Volksrepublik 1949 war es, sich an die wirtschaftliche Entwicklung anzu- 
koppeln, die im Westen nach dem 2.Weltkrieg eintrat. Trotzdem versuchte 
Mao mit der Kulturrevolution, einen außergewöhnlichen Weg zu suchen, 
ein chinesisches Entwicklungsmodell, das sich mehr an seine Realität und 
Geschichte anpaßte. Darüber hinaus trat die Kulturrevolution als Macht- 
mittel auf durch den Terror, den die Parteifraktion, die Mao repräsentierte, 
zu ihren Gunsten benutzte. 

Unter diesen Bedingungen kehrt die von Deng veranlaßte Reform dazu 
zurück, die Herausforderung auf sich zu nehmen, die Ressourcen im Rah- 
men des Prozesses der internationalen Kapitalakkumalation produktiver zu 
machen. Dafür werden die chinesische Wirtschaft und Gesellschaft sich 
den Erfordernissen eines Entwicklungsmodells anpassen müssen, das im 
Westen vorherrscht und mit dem sie verhandeln und konkurrieren muß. 
Dies bedeutet vor allem, mit den Besonderheiten Schluß zu machen, die 
fortbestehen und hemmen und die Entwicklung der Reform unmöglich 
machen. 

Welches sind die Besonderheiten der chinesischen Ökonomie damals 
gegenüber dem herrschenden Modell? An erster Stelle die kollektive Or- 
ganisation der Landarbeit: die Kommune. Diese Produktionseinheiten, die 
landwirtschaftliche und industrielle Aufgaben vereinen und es anstreben, 
selbstversorgerisch und autonom zu sein. 1979 beabsichtigt Deng, das 
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Kommunensystem aufzulösen, um die Agrarproduktion zu verbessern. 
Man neigt zur Freigabe der Preise der Produkte und ihrer Regulierung 
über den Markt. Die Entkollektivierung erreicht in den ersten Jahren der 
Reform eine Steigerung der Agrarproduktion. Andererseits provoziert die 
Freigabe der Preise eine starke Erhöhung der Grundnahrungsmittel, und 
die Regierung sieht sich gezwungen, die Reformpolitik zu ändern: es wer- 
den Preise und Mengen für die als notwendig angesehenen Produkte fest- 
gesetzt und für den Rest etabliert sich ein freier Markt. Da die von der Re- 
gierung festgesetzten Preise im allgemeinen niedrig sind, sinkt die Pro- 
duktion von Weizen und Schweinefleisch, die die Hauptmahlzeit in China 
darstellen. Aber alle diese Tatsachen können uns nicht überraschen, die 
wir es gewöhnt sind, die Irrationalität des Wirtschaftssystems zu erleiden, 
in dem wir leben. 

Darüber hinaus können wir weitere drei Besonderheiten erwähnen, die 
dazu führen, daß das Kapital sich nicht voll in dieser Weltregion entfalten 
kann: die in der Bevölkerung weit verbreitete Mentalität des Egalitaris- 
mus, die teilweise die Maßnahmen zur Einführung des Prämiensystems in 
der Produktion scheitern ließ; die extensive Akkumulation und die Selbst- 
versorgerökonomie. 

Die extensive Akkumulation bedeutet, für eine Wirtschaftsentwicklung 
zu optieren, die Technologie benutzt, die auf dem massiven Einsatz von 
Arbeitskraft beruht, auch auf die Gefahr hin, weniger zu produzieren. Die- 
se Charakteristik des chinesischen Wirtschaftssystems wird diskutiert und 
die Maßnahmen der Reform werden dahingehen, kapitalintensive Techno- 
logie anzuwenden, was dazu geführt hat, daß die Arbeitslosigkeit als allge- 
meines soziales Phänomen auftaucht. Was die Selbstversorgerökonomie 
betrifft, so hat dieser Wille, nicht vom Ausland abzuhängen, eine reale 
Isolierung Chinas in den internationalen Beziehungen bewirkt. Diesbezüg- 
lich machen die Reformvorschläge von Deng ziemlich klar, daß es eines 
der Hauptziele ist, diese Isolierung zu durchbrechen, den Eintritt von aus- 
ländischem Kapital zu erleichtern und sich deshalb vollkommen in die in- 
ternationale Arbeitsteilung einzureihen. 
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FINIS TERRAE 


(Editorial von Collegamenti/Wobbily Nr.23/24, Frühjahr 89) 


Ich will im folgenden mit ungeeigneten Instrumenten und ohne ausrei- 
chende Diskussion drei Fragen angehen, die verschiedentlich Thema die- 
ser Zeitschrift waren. Ich will versuchen, die Fragen so zu ordnen, daß sie 
vertieft werden können, auch wenn das einen gewissen Schematismus zur 
Folge hat. 


Die drei Fragen sind: 


* Ist heute eine radikale gesellschaftliche Umgestaltung möglich auf der 

Basis einer Selbstorganisation der Unterklassen, in der sie nicht bloß 
"Kraft" sind, sondern eben die Subjekte dieser Umgestaltung? Dazu müs- 
sen wir Begriffe wie Bewegung, Selbstorganisation usw. neu definieren, 
weil sie sich sonst auflösen oder zu ideologischen Formeln ohne Bezug 
zur Realität werden. Unsere Zeitschrift wie auch andere Kollektive haben 
in den letzten Jahren in dieser Richtung gearbeitet, aber wir sind noch 
nicht sehr weit gekommen. 


* Was sind die grundlegenden Merkmale der Kämpfe, die sich seit eini- 
gen Jahren hauptsächlich in mehreren europäischen Ländern entwik- 
keln? Bilden sie einfach die Physiologie der kapitalistischen Umgestal- 
tung, sind es verstreute Phänomene, die nicht wirklich zur Begründung ei- 
nes allgemeinen antikapitalistischen und antistaatlichen Standpunktes bei- 
tragen können, oder sind sie im Gegenteil Teile eines neuen Kampfzyklus, 
also Dynamiken mit eigenen Inhalten und Praktiken, einer eigenen Spra- 
che und Identität? Ich sage "eigene", weil jeder Kampfzyklus nur dann 
von seinen Akteuren und Theoretikern verstanden werden kann, wenn sie 
zu der Umgebung, in der er sich entfaltet, und zu den Problemen, die er 
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angeht, eine Beziehung haben. Er bleibt unverständlich, wenn nicht un- 
sichtbar, wo man sich anmaßt, ihn mit Kategorien zu analysieren, die me- 
chanisch von vorhergehenden Erfahrungen übernommen wurden, so ein- 
drucksvoll sie auch seien. Wir sprechen hier in erster Linie über einige eu- 
ropäische Länder, weil unsere Kenntnisse begrenzt sind; der Bezug auf ei- 
nen allgemeineren Rahmen ist sicherlich notwendig, aber im Moment un- 
genügend vertieft. 


* Wie können wir einen Standpunkt entwickeln, der der jetzigen Phase 
angemessen ist? Diese Aufgabe können wir nur angehen, wenn wir Ant- 
worten auf die vorherigen Fragen gefunden haben, und seien sie noch so 
offen, problematisch, hypothetisch. Eine kritische Theorie, die sich auf 
sich selbst stützt oder undialektisch nur auf den ökonomischen Zyklus 
oder nur unmittelbare Form der Kämpfe oder einen anderen Teilaspekt des 
Klassenkampfs bezieht, entspricht bei weitem nicht unseren Ansprüchen, 
denn sie könnte bestenfalls den unmenschlichen Charakter der kapitalisti- 
schen Ausbeutung moralisch verdammen und schlimmstenfalls als leere 
Rhetorik, kraftlose Sprache und Begründer neuer Hierarchien und neuer 
theoretischer und politischer Fehler sich selbst verewigen. 


Die erste Frage bezieht sich unmittelbar auf die historisch bestimmte 
Existenzform der Unterklassen und dabei in erster Linie auf ihr Verhältnis 
zur Lohnarbeit. Wir erleben gerade die Beschleunigung einer grundlegen- 
den Dynamik der kapitalistischen gesellschaftlichen Verhältnisse und d.h. 
des abstrakten, austauschbaren, nicht unmittelbar an die Produktion be- 
stimmter Güter gebundenen Charakters der Arbeit. Diese Tendenz wurde 
oft untersucht und vorhergesagt, und nicht zufällig behaupten einige Ge- 
nossen, daß erst heute die praktische Wahrheit und die volle Wirksamkeit 
des Marx’schen Analysemodells des Kapitalismus überprüft werden kann. 
Dem abstrakten Charakter der Arbeit entspricht ein Anwachsen der Bezie- 
hungen sowohl innerhalb von Raum und Zeit, je mehr Produktion und Di- 
stribution der Waren integriert sind und je mehr alle lebendige Erfahrung 
yon der Ausbildung bis zur Pensionierung zur Ware wird. Diese zweite 
Dynamik ist voll entfaltet in den zentralen Bereichen des kapitalistischen 
Weltsystems, wo die kapitalistischen Produktionsbeziehungen und sozia- 
len Beziehungen immer mehr als zwei Seiten desselben Prozesses wirken. 
Wissen, Arbeitskraft, Beziehungssysteme erscheinen nicht mehr als Res- 
sourcen, die das Kapital übernimmt, sondern als Phasen, Gliederungen, 
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" Momente des Kapitals selbst. Daraus ergibt sich eine wachsende Dichte 
von Beziehungen und der, im kapitalistischen Sinne, unmittelbar gesell- 
schaftliche Charakter allen Handelns und jeder Erfahrung, oder umge- 
kehrt: jedes Konfliktes zwischen Kapital und Arbeit. 

Damit will ich nicht behaupten, daß die Arbeit in ihren konkreten Be- 
stimmungen für den Arbeiter selbst unmittelbar abstrakt, austauschbar, 
gleichgültig ist. Im Gegenteil bleibt und wirkt eine feste und komplexe 
Hierarchie von Wissen und Macht, die sich mit politischen, sozialen und 
kulturellen Mechanismen verflechten, die Privilegien innerhalb der Lohn- 
arbeit selbst produzieren. Die gestiegene Konkurrenz zwischen Fraktionen 
der Arbeitskraft auf internationaler Ebene kann sich vollkommen umkeh- 
ren in politische Verteidigung von Unterschieden und Hierarchien, wenn 
es keine allgemeine Bewegung der Lohnarbeit gibt; die Bedingungen für 
ihre Entwicklung und Herausbildung sind nicht vorhanden. 


Ich will eine Tendenz aufgreifen und zeigen, daß sie einen Punkt er- 
reicht hat, von dem keine Umkehr möglich ist. 

Wenn die vorherige Behauptung stimmt, folgt daraus, daß die konkrete 
Arbeit als solche nicht die Hypothese von der Wiederaneignung des 
Reichtums begründen kann. Die einzelnen Zellen des gesellschaftlichen 
Organismus haben kein unmittelbares Bewußtsein darüber, daß sie einem 
Arbeiter- und Proletarierkollektiv angehören in Feindschaft zum Unter- 
nehmen, sondern sie sehen sich als Punkt eines produktiven Netzes, das 
den einzelnen Einheiten Sinn und Richtung gibt. Schon der vorige Kampf- 
zyklus, in dessen Zentrum der unqualifizierte Arbeiter der großen fordisti- 
schen Unternehmen stand, zeigte, daß es keine unmittelbare Wechselbe- 
ziehung gibt zwischen Kampf und Wiederaneignung. Dies gilt heute um 
so mehr. Innerhalb des Unternehmens entwickelt sich die Kooperation im 
Kampf nicht als antagonistische produktive Korporation, sondern sie über- 
läßt es wieder dem Netz der Unternehmen, die Bedingungen voranzutrei- 
ben, in denen sich das Arbeitsverhältnis selbst entfaltet. 

Die Bedingung dafür, daß das jetzige Gesellschaftsmodell in den Me- 
tropolen funktioniert, ist die enge Verflechtung von privater Initiative und 
öffentlichem Eingreifen in differenzierter Form gemäß den nationalen E: 
fordernissen, aber nach einer einheitlichen Logik. Die via Steuern ee 
melten Mittel fließen zu einem beträchtlichen Teil in die Aula, en 
Arbeitskraft, die Forschung, die Verflüssigung des Ares ER die 
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Reproduktion der Mittelschichten und die politische und gewerkschaftli- 
che Kontrolle der Unterklassen. Die öffentliche/private Auseinanderset- 
zung darüber ist in Wirklichkeit ein Kampf in ideologischer, metaphori- 
scher Form zwischen den verschiedenen Sektoren der herrschenden Klasse 
um die größten Anteile an den öffentlichen Mitteln. Was Italien betrifft, so 
reicht es sich anzuschauen, was die ‘Cassa Integrazione’1, die Ausbil- 
dungs-Arbeitsverträge [‘Contratti Formazione Lavoro’2] usw. bedeuten 
für die Konstitution der Lohnarbeit [der Klasse]; die Vermarktung von Ge- 
sundheit und Bildung; die Struktur der Transportmittel usw. Die Mittel- 
klasse selbst stellt sich dar als politische Klasse par excellence, die auf 
tausenderlei Art mit dem öffentlichen Sektor der Wirtschaft verbunden ist: 
vom Krankenkassensystem bis zum Gerichtswesen, von der politischen 
Vermittlung zur Information. Verstaatlichung der Gesellschaft und Priva- 
tisierung des Staates sind zwei gleichzeitig ablaufende Prozesse, zwei As- 
pekte derselben historischen Dynamik. Die 'Frage der Moral’, die so viele 
Zeitungsseiten füllt, zu so vielen Überlegungen anregt und für den weni- 
ger niederträchtigen Teil der Avantgarden der 70er Jahre den Hauptinter- 
pretationsschlüssel darstellt, bleibt ein Rätsel nur für die Benutzer der alt- 
oder neoliberalen Kategorien, nach denen der Staat als externer Regulator 
des Systems funktioniert und nicht als sein konstituierendes Element. 


Ein anderer und interessanterer Weg wäre der, sie als Ideologie zu un- 
tersuchen, aber auch als realen Effekt einer tieferen gesellschaftlichen Kri- 
se und der Beziehungen zwischen den verschiedenen Sektoren der herr- 
schenden Klasse und der zwischen diesen und dem Proletariat. 

Die materielle Konstitution der Unterklassen wird politisch definiert 
über den Einschluß oder Ausschluß in das System der Garantien, durch die 


1 Staatliche Lohnausgleichskasse. Wenn ein Großbetrieb rationalisiert, wird ein Teil der 
Beschäftigten in Kurzarbeit geschickt und 90 % des Lohns weiterbezahlt. Praktisch be- 
deutet dies mehrjährige Arbeitslosigkeit, wo Massenentlassungen nicht einfach durch- 
seizbar sind, zumal es keine Arbeitslosenversicherung gibt. Mit Hilfe der Cassa Integra- 
zione wurden in der Vergangenheit kämpferische Belegschaften aufgelöst bzw. vom Be- 
trieb ferngehalten. 

2 Mittlerweile übliche Einstellungspraxis in der italienischen Industrie: arbeitslose Ju- 
gendliche (mitlerweile liegt die Altersgrenze bei 30 Jahren!) werden unter dem Vor- 
wand der Berufsausbildung mit Zweijahresverträgen eingestellt, die Sozialabgaben be- 
zahlt der Staat. Nach zwei Jahren besicht keinerlei Recht auf Festeinstellung. In der Wir- 
kung vergleichbar mit dem westdeutschen "Beschäftigungsförderungsgesetz’, 


verschiedenen Formen der Normierung und Nicht-Normierung der Ar- 
beitsverhältnisse und durch den differenzierten Zugang zu öffentlichen 
Mitteln und zur sogenannten sozialen Staatsbürgerschaft. 

Dies verändert den Konflikt zwischen den Klassen, der einerseits neue 
Terrains erreicht und sich andererseits in einen Überfluß von Gruppen, 
Schichten und Lobbies auflöst. Aber jenseits seiner politisch/formalen Be- 
stimmungen interessiert uns hier, wie er sich auf weitere und tiefere Berei- 
che der gesellschaftlichen Widersprüche ausbreitet und neue Formen, 
Sprachen, Bedürfnisse, Momente von Vergesellschaftung findet. 

Wer eine Aufschlüsselung der Widersprüche versuchte, könnte sich 
heute austoben: Klasse, Art, Generation, Ethnie, Milieu, Krieg usw. Aber 
dies ist kein sehr fruchtbarer Weg. Wir müssen umgekehrt vorgehen und 
über die Einheit der Widersprüche auf einer höheren Ebene nachdenken. 
Auch wenn es keine entwickelten allgemeinen sozialen Bewegungen gibt, 
gilt es, den radikalsten Punkt des Widerspruchs anzunehmen, und das ist 
der Widerspruch zwischen der Möglichkeit, die in einem umfassenden 
proletarischen Subjekt steckt, das reich an Bedürfnissen und Wissen ist, 
und seiner Einpressung in die Logik der Ware und die Verstaatlichung der 
sozialen Beziehungen. Von hier aus entwickeln sich nun Freiheit und 
Lohn, Kritik der Arbeit und Kritik der Ware, ökologische Sensibilität und 
Bedürfnis nach Entwicklung der eigenen Fähigkeiten als Teile eines allge- 
meineren Bedürfnisses. 

Ein Indikator für die Vertiefung des Widerspruchs, nicht die letzte Stu- 
fe, liegt in der explosiven Ausdehnung des Lohnverhältnisses. 

Die kapitalistische Produktionsweise als allgemeines gesellschaftliches 
Verhältnis verwandelt eine ganze Reihe von Tätigkeiten, die in vorkapita- 
listischen gesellschaftlichen Verhältnissen nicht-merkantilen Formen der 
Kooperation (Familie, Clan usw.) oblagen, in Lohnverhältnisse; und wenn 
sie diese Strukturen benutzt, macht sie daraus Mittel zur Senkung des Loh- 
nes selbst und entleert sie jeden eigenen Sinnes, 

Die Regierung des Lohnberges auf nationaler und internationaler Ebe- 
ne wird zum Terrain des endemischen sozialen Konflikts. Auf nationaler 

Ebene bringt jede staatliche Maßnahme zur Definition der Lohnmasse 
neue Konflikte hervor, die Mittel können nicht von einem Bereich der Ge- 
sellschaft zum anderen verschoben werden, ohne Widerstände, Kämpfe 
und Initiativen auszulösen. Die Wirkungen solcher Politik sind schwer 
vorauszusehen, eine Verdrehung der Absicht in ihr Gegenteil lauert im- 
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mer. Denken wir nur an den Zusammenhang zwischen Kämpfen im öf- 

fentlichen Sektor und Zahlungen an die Unternehmen oder andersrum: die 

Umstrukturierung der Industrie auf Staatskosten. Auf internationaler Ebe- 
ne läßt der Eintritt neuer Gebiete in ein engeres Verhältnis zum Zentrum 
der kapitalistischen Produktionsweise eindrucksvolle Klassenbewegungen 
anwachsen von Südkorea bis Algerien. Die Lohnarbeit [Arbeiterklasse] 
nimmt unmittelbar internationalen Charakter an und läßt sich nicht mehr 
in Logiken von ‘nationaler Unabhängigkeit’, ‘Staatssozialismus’ usw. ein- 
schließen. Dies wird langsam Allgemeingut und Ausgangspunkt jeder 
Überlegung über den Rahmen des sozialen Konflikts. 

Dieser Prozeß läuft natürlich nicht chemisch rein ab, und vor allem 
gibt es keine breite und ausdrückliche Debatte darüber. Im Gegenteil er- 
scheint die Integration der Bedingungen, die die sozialen Konflikte her- 
vorrufen, und der allgemeine Rückfall der Erfolge jeder Bewegung als 
“Komplexität’, was eine Bewertung ihrer Implikationen und Folgen außer- 
halb des Objekts der Bewegung unmöglich macht. Daraus entsteht parado- 

xerweise das Bedürfnis nach etwas “Konkretem’, ausdrücklich gemeint als 
Begrenzung des Objekts des Kämpfens. Diese Behauptung muß natürlich 
diskutiert werden, deshalb ist eine erste Ergänzung notwendig. 
Wir müssen: 
* die internationale Entwicklung äußerlich ähnlicher Bewegungen; 
die Existenz austauschbarer Sprachen, Probleme, Aktionsformen; 
die Reduktion beruflicher Besonderheiten, die auf nach besonderen 
Modalitäten angehäuften Kompetenzen beruhen; 
* die Internationalisierung des Arbeitsmarktes. 
ins Verhältnis setzen zu: 
* der Suche nach beruflicher Identität; 
* der Selbstbeschränkung der Bewegungen auf besondere Themen; 


dem Fehlen einer, im weiten und starken Sinne, politischen verein- 
heitlichenden Sprache. 


* 
* 


% 


Es ist offenkundig, daß die ersten vier Bedingungen die drei Folgen 


nicht erklären; sie sind auch keineswegs Folgen der angegebenen Voraus- 
setzungen. 


Als Erklärung können wir anführen: das Gewicht der staatlichen Re- 
Pression, der Versuch der Bewegungen, sich nicht von der politischen und 
gewerkschaftlichen Schicht vereinnahmen zu lassen, die Unreife der Be- 
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wegungen. Dies ist zwar alles richtig, reicht aber nicht aus. Wir müssen 
tiefer eindringen und den Begriff der notwendigen Grenze untersuchen; in 
anderen Worten: eine kollektive gesellschaftliche Aktion kann sich nicht 
vorher Probleme stellen, auf die sie keine - nicht einmal teilweise - Ant- 
worten liefern kann. 

Jedenfalls nicht, wenn sie sich nicht auflösen will, bevor sie entsteht. 
Nicht zufällig ist das Bedürfnis nach einem umfassenden Vorschlag ty- 
pisch für die politisiertesten Fraktionen der Bewegungen, die ihre Exi- 
stenzberechtigung genau darauf gründen, ‘weiter zu gehen’, allgemeine 
Perspektiven anzubieten und eine schlechte Abstraktion zu realisieren, 
eine schwache Abstraktion, die nicht die tieferen Charaktere des Konflikts 
begreift. Dieser schlechten Abstraktion stellt sich eine schlechte Konkret- 
heit jener Teile der Bewegungen gegenüber, die aus der *Besonderheit’ 
das A und O ihrer Überlegungen und Identität machen, aber dies ist eine 
andere Diskussion. 


An diesem Punkt der Überlegung können wir die zweite Frage ange- 
hen: erleben wir gerade einen neuen Kampfzyklus?. Gehen wir nun umge- 
kehrt vor, nämlich von den aktivsten Klassensektoren aus. 

Verschiedene Bedingungen erlauben es, von einem neuem Kampfzy- 
klus zu reden. Auf einige will ich hinweisen, wobei ich von den allgemei- 
neren Bestimmungen zu den einfacheren komme. 

Zuallererst müssen wir mit jenem mysteriösen Objekt abrechnen, das 
wir mal Kapital, mal Bourgeoisie, mal Macht nennen. Ich möchte einen 
Schlüsselaspekt aufgreifen, nämlich die Loslösung des Kapitals aus seinen 
besonderen nationalen Bestimmungen. Dieser Prozeß gehört zum Kapita- 
lismus seit seinem Entstehen, aber er hat im Laufe der letzten beiden Jahr- 
zehnte besondere Formen angenommen. Im wesentlichen operiert eine 
wachsende Masse von Kapital auf internationaler Ebene als Finanzkapital 
und befreit sich so nicht nur und nicht so sehr von den Fesseln des Unter- 
nehmens als physische Einheit, sondern auch von denen, die ihm der Staat 
setzt. Produktionen, Warenflüsse, Bewegungen der Arbeitskraft durchbre- 
chen die nationalen Schranken im Osten wie im Westen und stürzen die 
Rolle des Staates als gesellschaftlicher Regulator in die Krise. Wer unter 
diesem Gesichtspunkt die Politik der englischen und amerikanischen Re- 
gierung untersuchte, würde sehen, wie Interessen des internationalen Ka- 
pitals und des nationalen immer weniger übereingestimmt haben und re- 
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gelmäßig das internationale besser davon kam. In weniger ideologischer 
Form ist dies in allen kapitalistisch entwickelten Ländern feststellbar, oh- 
ne das ‘sozialistische’ Lager auszuschließen, das immer besser als Rück- 
zugspunkt für das internationale Kapital funktioniert, weil es über billige 
und polizeilich kontrollierte Arbeitskraft verfügt. 

Genauso erscheint unter diesem Gesichtspunkt die ‘Krise des Welfare’ 
als Krise eines Modells sozialer Beziehungen auf nationaler Ebene, das 
zwar für eine bestimmte Phase Entwicklung und sozialen Frieden garan- 
tiert hat, aber heute nicht angemessen ist, um die realen Probleme der Ka- 
pitalverwertung anzugehen. Wenn die Textilindustrie heute in Italien 
größtenteils schwarz funktioniert und die Tarifverträge offen die Löhne 
kürzen, sofern überhaupt Tarifverträge abgeschlossen werden, so hat dies 
seine Ursache bestimmt nicht im Sadismus der Unternehmer, sondern 
darin, daß sie in unmittelbarer Konkurrenz zu Fraktionen des Kapitals ste- 
hen, die eine absolut billige Arbeitskraft ausbeuten können. Die verschie- 
denen Segmente der Arbeitskraft bekommen eben immer mehr unmittel- 
bare Konkurrenz auf internationaler Ebene. Wenn die Koordinationen der 
französischen Krankenschwestern in ihrer Plattform als Zugangsvorausset- 
zung zum Beruf eine gewisse Anzahl von Schuljahren fordern, gehen sie 
unmittelbar das Problem der Konkurrenz der Krankenschwestern anderer 
EG-Länder an. Die Sache mag nicht sympathisch sein, aber das sind reale 
Motivationen. Die klassische politisch-gewerkschaftliche Vermittlung, die 
sich in der Phase der ökonomischen Entwicklung und des Welfare ent- 
wickelt hat, kommt hier in eine radikale Krise. 

Während sich vor allem die lokale und marginale politische Schicht in 
die Verteidigung der Unternehmen und der Nation, d.h. der traditionellen 
Ausbeutungsbedingungen stürzt, müssen sich ihre am meisten in Macht- 
positionen integrierten Teile den laufenden Umgestaltungen anpassen, in- 
dem sie rasche Veränderungen in der sozialen Schichtung einleiten: den 
Rauswurf von Teilen der Arbeitskraft, den Abstieg oder die Entwicklung 
von Stadtgebieten usw. Die inneren Widersprüche der politischen und ge- 
werkschaftlichen Schicht sind alles andere als radikal, das ist sonnenklar; 
ihnen geht es nur noch darum, wie dieser erwähnte Prozeß abläuft, und 
nicht mehr um seine grundsätzliche Richtung. Aber genauso klar spielen 
sie auf den realen Widerspruch an zwischen Profit und sozialer Kontrolle 
zwischen Umgestaltung und Stabilität. Daraus ergibt sich ein Gleichge- 

wicht, das per Definition instabil ist; seine Risse ermöglichen das Einbre- 
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chen nichtinstitutioneller kollektiver Subjekte. Bisher habe ich mehr die 
Entstehungsbedingungen als die Merkmale der Bewegungen definiert, die 
sich in den letzten Jahren entwickelt haben. Man könnte sie auf den Be- 
griff "durch die Entwicklung erzeugte physiologische Konfliktualität" 
bringen. 


Zwei besondere Elemente erlauben es, von einem Kampfzyklus zu 
sprechen: 

- die Radikalität der aktuellen Umgestaltungen; 
- die Qualität der. Bewegungen. 

Das erste Element hat eine doppelte Bedeutung. Einerseits erscheint 
der Ablauf der Innovation als Horizont, gegen den und über den hinaus 
keine kollektive Aktion gehen kann. Eine neue Objektivität der Entwick- 
lung, eine zweite Natur, deren Regeln unveränderlich sind - daß sie radikal 
sind, wird sogar besonders betont - , wird den Unterklassen als Herausfor- 
derung vorgesetzt: das Unternehmen ist das Subjekt der Umgestaltung, die 
Arbeit muß dem Unternehmen folgen oder sie landet am Rand der Gesell- 
schaft wieder; die Zweidrittel-Gesellschaft ist nur die bekannteste dieser 
Theorien. Aber andererseits verlangt und erzeugt die Umgestaltung Ener- 
gie, Beteiligung, Identifikation, womit sie einen Widerspruch erzeugt zwi- 
schen dem Bild, das sie bietet und der Möglichkeit, die sie eröffnet. Auf 
der untersten Ebene agiert sie im Sinne von Bereicherung der materiellen 
Konstitution der Unterklassen - vom entfremdeten Standpunkt aus, sicher 
nicht vom existentiellen. Der Widerspruch zwischen Produktivkräften, die 
in erster Linie die konkreten Menschen sind, und Produktionsverhältnissen 
verschärft sich. Der Charakter der Arbeit selbst (abstrakt und aufeinander 
bezogen) erfordert als erstes die Wiederaneignung einer anderen Kommu- 
nikation, und Wiederaneignung bedeutet keinen Schritt zurück, sondern - 
im Gegenteil - Beziehungsnetze zu schaffen, die die Fesseln sprengen 
können, mit denen die herrschende produktive, soziale, urbane, kulturelle 
Struktur die Entwicklung der konkreten gesellschaftlichen Subjekte bin- 
det. Daß dies keine bloße Hoffnung oder objektivistische Ableitung der 
Klasse aus dem Kapital ist, beweist die hohe Qualität der Bewegungen der 
letzten Jahre. 

Interessant wäre vielleicht eine tabellarische Übersicht der Kampfbe- 
wegungen in den letzten vier Jahren, eine vergleichende Untersuchung ih- 
rer Merkmale: wann und wo sie stattfanden, welche Veränderungen sie 
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ausgelöst haben, auf welche Schwierigkeiten sie gestoßen sind, welche 
Organisationsformen und Instrumente sie sich gegeben haben, wie sich 
ihre Kampfparolen im In- und Ausland verbreitet haben. Diese Zeitschrift 
hat versucht, diesen Prozeß in seinem Ablauf und seinen Besonderheiten 
zu erfassen, eine erschöpfende Information und Analyse war das aller- 
dings nicht. 


Hier sei nur an die wichtigsten Erfahrungen erinnert: 

- die Kämpfe der Studenten ’85 in Italien und ’86 in Frankreich und 
im Rest der Welt; 

- der einmonatige Streik der französischen Lokführer Ende ’86 und die 
Vereinigten Lokführer in Italien; 

- die Koordination der spanischen Hafenarbeiter und der Widerstand 
der Genueser gegen ihre Reduzierung auf einen Randbereich der Ha- 
fenarbeit; 

- die Kämpfe der französischen Lehrer im Frühjahr ’87, der italieni- 
schen Cobas3, die Streiks der Lehrer in Spanien und Griechenland 
im Juni ’88 und in Frankreich und Westdeutschland im Herbst des- 
selben Jahres; 

- die Koordination der Krankenschwestern im Herbst ’88 in Frank- 
reich und, ebenfalls in Frankreich die Kämpfe im öffentlichen Dien- 
stes und speziell der Metroarbeiter von Paris; 

- die Streiks der Postler und Telegraphisten, Krankenschwestern und 
Lehrer in England; 

- die Arbeiterkämpfe im Automobilsektor in England und in den 
Großfabriken des Pariser Umlands mit - für alle gleichen - hohen 
Lohnforderungen, gegen die automatische Fabrik usw... 

All diese Erfahrungen haben von anderen gleichzeitig oder früher statt- 
findenden gelernt, sie haben organisierende Momente hervorgebracht, um 
die Verhandlungen zu führen oder wenigstens zu kontrollieren, sie haben 
neue Aktions- und Kommunikationsformen ausprobiert, sie haben andere 
Bereiche der Gesellschaft berührt, sie haben der Umgestaltung von Pro- 
duktion und Sozialordnung Probleme bereitet. All diese Kämpfe sind in 
einem Moment der Krise der Gewerkschaften und der politischen Linken 


3  Comitati di Base = Basiskomitees. Von der Gewerkschaft unabhängig entstandene Orga- 
nisationsform der LehrerInnen, Lokführer usw. 
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entstanden. Sie haben sich "Kanäle von Vergesellschaftung" geschaffen, 
die anders waren als die traditionellen. Die proletarische Zusammenset- 
zung, die in den Kampf getreten ist, ist alles andere als rückständig: es 
kämpften die Schauerleute aus Genua und die jungen französischen Kran- 
kenschwestern, die Lokführer der hocheffizienten französischen Eisenbah- 
nen und die der kaputten italienischen, die Stahlkocher aus Bagnoli und 
die Lehrer der besten Gymnasien. 


Es hat sich also ein Querschnitt der Gesellschaft bewegt. 


Und dennoch ist aus dieser Dynamik keine entsprechende Anstrengung 
von intellektueller und militanter Untersuchung entstanden. Keine ‘Neue 
Schule der Klassenzusammensetzung’ hat den angestrengten Versuch un- 
ternommen, tiefer zu schürfen und die inneren Beweggründe der Kämpfe 
zu begreifen. 

Die gebildete Linke hat daraus abgeleitet, daß es nichts Neues gäbe un- 
ter der Sonne, während die restliche Linke die Kämpfe mit dem vernich- 
tenden Prädikat "sektoral" und "korporatistisch” belegt hat und dabei in 
Wirklichkeit sich selbst zur Mikrokorporation gemacht hat. 

Auf kapitalistischer Seite hat man sich hingegen reichlich Gedanken 
gemacht und als wahrer kollektiver Intellektueller des Klassenkampf ge- 
arbeitet. Nach der Phase der neoliberalen Bomiertheit hat sich das politi- 
sche Denken der Bourgeoisie wieder der Regulierung des Gesellschaftli- 
chen zugewandt. 

Sie schlagen tatsächlich wieder den Staat als Vermittler und die bür- 
gerliche Klasse als allgemeine Klasse vor. Im eisigen England entdeckt 
die Eiserne Lady die Notwendigkeit der Solidarität der herrschenden Klas- 
sen mit den unteren, das germanische neoliberale Denken geht mit erneu- 
ter Härte die Frage der Staatsbürgerschaft an, die katholische Kirche und 
Mitterand reden von Solidarität und denunzieren die Schäden des Neolibe- 
ralismus, sogar die alte italienische extreme Linke kommt auf den Idee, 
wieder den garantierten Mindestlohn und die Deregulierung der öffentli- 
chen und privaten Arbeitsplätze vorzuschlagen. 

Läuft die Uhr der Geschichte rückwärts? Kehren wir zum guten alten 
Welfare, zum Gewerkschaftsaktivismus und zum Kampf für Strukturrefor- 
men zurück? 

Eben nicht, vielmehr ist der neue Welfare - eine Mischung aus grünem 
Kapitalismus, sozialer Staatsbürgerschaft und Solidarwesen - unmittelbar 
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verknüpft mit einer stärkeren autoritären Reglementierung des Konflikts 
und der Aufspaltung seiner Subjekte. 


Sie gehen im wesentlichen auf drei Ebenen vor: 

- die schwachen Bereiche der Gesellschaft, die neuen Armen, werden 
reglementiert mit einer Mischung aus weiter verringerter Sozialfür- 
sorge und Zuführung zu niedrigster Arbeit; 

- die normierte Arbeit wird flexibilisiert über geeignete tarifvertragli- 
che Bestimmungen, die in Richtung Prekarisierung und Aufspaltung 
gehen; 

- neue Integrationsmechanismen werden aufgebaut, die die Form Be- 
wegung als Gegenpart anerkennen, nachdem sie sie von ihrem 
Reichtum sterilisiert haben, und ihre Eigentümlichkeiten und Beson- 
derheiten überschwenglich betonen. 


Die dritte Ebene will nicht allein oder weniger die klassischen oder 
neoklassischen bürokratischen Apparate benutzen, sondern ein Moment 
der einzelnen Bewegungen zur Vermittlung festhalten, um es gegen ihre 
möglichen Erfolge auszuspielen. 

Beim Neuverteilen der Karten, dessen Ergebnis voraussehbar ist, wird 
regelmäßig die ‘Besonderheit’ aufgegriffen und belohnt: spezialisierte 
Krankenschwestern gegen allgemeine und Hilfsschwestern, akademische 
Dozenten gegen öffentliche Angestellte, Lokführer gegen Werkstattarbei- 
ter. 

Wenn das bloße ‘Erfindungen’ wären, verlören sie schnell an Wirk- 
samkeit; treffsicher wird der Bodensatz der einzelnen Kämpfe aufgegrif- 
fen, der reale Grundlagen hat, und daraus der Schlüssel und die Marsch- 
richtung der ganzen Bewegung gemacht, was in der Gesellschaft des Bil- 
des dasselbe ist. 

In dem Maße, wie diese Dynamik funktioniert - all diese Bewegungen 
sind in der Regel vergänglich - kann man von auf sich selbst bezogenen 
Bewegungen reden, die ihre Identität in ihrem unmittelbaren Sein als Leh- 
rer, Lokführer, Krankenschwester finden. Auf dieser Selbstbezogenheit 
gedeiht eine politische Mikroschicht als Produkt der Zersetzung der tradi- 
tionellen und mit dem Aufkommen neuer Vermittlerposten. 

Diese Seite des neuen Kampfzyklus muß wenigstens auf Erkenntnise- 
bene schnell thematisiert und überwunden werden, wenn wir seine Weiter- 
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entwicklung fördern wollen. Wir kehren nochmal zur ersten Frage zurück 
und können so die dritte angehen als Aspekt desselben theoretischen Prob- 
lems. 

Gewöhnlich führen Theorie und Praxis der praktischen Kritik des Ka- 
pitalismus zu physisch bestimmbaren Orten und Subjekten, von denen ei- 
ne verändernde Kraft ausgeht. Um ein originelles Beispiel zu geben, man- 
che denken, daß die physisch von der Fabrik gezeichnete Arbeiterklasse 
die historische Aufgabe habe, den Kapitalismus abzuschaffen und eine 
klassenlose Gesellschaft zu errichten. 

Von den beiden Begriffen ‘Arbeiterklasse’ und ‘klassenlose Gesell- 
schaft” herrscht der erste vor, denn er hat den Vorteil, wirklich zu existie- 
ren; den Kapitalismus zu kritisieren heißt also, auf der Seite der Arbeiter- 
klasse zu stehen. Morgen ist ein anderer Tag und wir werden sehen... die 
klassenlose Gesellschaft, natürlich. Was es dann praktisch heißt, auf der 
Seite der Arbeiterklasse zu stehen, ist noch etwas anderes. Der Wahrheit 
halber muß gesagt werden, daß solch ein rigides Schema seit ein paar Jah- 
ren außer Mode ist, aber dies ist nicht der Punkt. Das Problem besteht da- 
rin, daß seine Vertreter Veränderung nur denken können, indem sie sie in 
einem gesellschaftlichen Subjekt verankern, das soziologisch oder ideolo- 
gisch zusammengehalten wird, so wie es von den kapitalistischen gesell- 
schaftlichen Verhältnissen entworfen wurde; sie halten eine Art Hegemo- 
nie über jede Hypothese der Kritik am Kapitalismus aufrecht oder sie wie- 
derholen dogmatisch die alten Gewißheiten und lösen jeden Versuch, in 
Formen zu denken, die einer allgemeinen Kritik des Kapitalismus ange- 
messen sind, mit programmatischen Erklärungen auf. 


Auf ein ‘antagonistisches Subjekt’ fixiert zu sein heißt also, sich keine 
Bedingungen vorstellen zu können, die über das Subjekt selbst hinausge- 
hen. 

Die politischen Desaster, die dieses Modell nur schlecht verschleiert 


hat, sind nicht zu zählen, aber wir sollten daran denken, daß das Proletariat 
nur zum Museumsstück werden oder theoretisch 


weil keine autonome Aktivität von ihm ausging. 
Eine radikale Kritik des Bestehenden muß den entgegengesetzten Weg 


einschlagen. Ort und Form sind sekundäre Bestimmungen für einen Zy- 


klus von Kämpfen; hingegen verleiht der Kampfzyklus bestimmten prole- 
tarischen Subjekten erst Sinn. 


negiert werden konnte, 


8 


Plump gesagt geht es nicht darum, sich an die Aktions- und Aus- 
drucksformen einer Klassenerfahrung zu klammern, oder noch schlimmer, 
an das, was nach der Niederlage davon übrigbleibt, sondern das Terrain zu 
akzeptieren, das die kapitalistische Innovation unausweichbar macht. 

An diesem Punkt könnten wir zum x-ten Mal die tausend Fäden verfol- 
gen, die den vorherigen Kampfzyklus mit den aktuellen Bewegungen ver- 
binden, subjektive Fäden der Erinnerung, der Kultur und der Identität, und 
objektive Fäden, die mit der Struktur einer veränderten kapitalistischen 
Herrschaft verwoben sind. Wir könnten die Kontinuitäten und die Diskon- 
tinuitäten zwischen den aktuellen Kämpfen und den Kämpfen des vergan- 
genen Jahrzehnts aufgreifen. Wir könnten - aber dies ist die Aufgabe einer 
historischen Forschung, die zu wenig geleistet wurde. 


Hier und jetzt möchte ich über die Aufgaben nachdenken, die uns be- 
vorstehen. Wenn die Gründe dafür, daß eine radikale soziale Umgestal- 
tung vorstellbar ist, der unerträgliche Charakter der kapitalistischen Aus- 
beutung und die Existenz einer gesellschaftlichen Aktion sind, die höhere 
gesellschaftliche Verhältnisse herstellt, so sehen wir diese Gründe in die- 
ser Phase als voll erfüllt an. Das Elend des größten Teils der Gattung, die 
Zerstörung der Biosphäre, die Zentralisierung von Macht in immer enge- 
ren Gruppen sind vor aller Augen. Ebenso offensichtlich entstehen aus 
dieser Situation neue Aktionsformen. Wenn sie nur vorstellbar ist auf der 
Grundlage einer produktiven und gesellschaftlichen Stärke, von erweiter- 
ten Kooperationsformen, von Entwicklung von Wissen und seiner Ver- 
knüpfung, so sind auch diese Bedingungen voll gegeben. 

Zu arbeiten haben wir an den realen gesellschaftlichen Abläufen, die 
eine soziale Umgestaltung zur Sache von breiten Massen machen können. 
Die aktuellen Bewegungen sind bestenfalls ein schwaches Vorab-Bild die- 
ser Prozesse, aber es ist das einzige Vorab-Bild, das wir haben. 

Auf dieser Grundlage können wir anfangen, eine Hypothese für die 
politische Intervention aufzustellen, die weder abstrakt und ideologisch, 
noch auf einen Sektor beschränkt ist. Einige Funktionen müssen wir ent- 
wickeln und definieren, um einen kollektiven Prozeß dieser Art in Gang 
zu setzen. Das heißt einerseits genaueste Analyse der Umgestaltung von 

Produktion und Gesellschaft und Schaffung eines Arbeitsnetzes zu diesen 
Themen. Andererseits Eingriff in den sozialen Konflikt und fähig sein, 
eine reiche und übergreifende militante Debatte anzuregen. 
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Einige Knotenpunkte für diese Debatte liegen bereits vor uns: die Wie- 
deraufnahme der Initiative zum Lohn und den Arbeitsbedingungen, die 
Praxis neuer Organisationsformen von unten, die Verringerung der Ar- 
beitszeit. Andere sind noch recht konfus: wir brauchen eine Sprache, die 
die verschiedenen Erfahrungen miteinander in Beziehung zu setzen kann, 
die internationale Dimension, die Beziehung zwischen Bewegungen im 
Zentrums und Revolten in der Peripherie. Der grenzenüberschreitende 
Charakter der kapitalistischen Herrschaft, das Sichüberkreuzen von ver- 
schiedenen Kulturen und Spannungen, zwar in ihren Erscheinungsformen, 
die aber reich sind an gemeinsamen Elementen, die Entwicklung von neu- 
en Kommunikationsweisen - diese Terrains sind alle noch zu erforschen. 


Aber Aufbauen bedeutet gleichzeitig und vielleicht vorwiegend, eini- 
ges zu zerstören, vor allem bei uns selbst: intellektuelle Faulheit und Vor- 
urteile, unangemessene Interpretationskategorien und beschränkte Sicht- 
weisen, vor allem aber den Einfluß des gegnerischen Standpunkts inner- 
halb der jetzt aktivsten und interessantesten gesellschaftlichen Bereiche 
und in der sich tendenziell ausweitenden Klasse. 

Bedingung für ein solches Werk ist es, daß wir geduldig theoretische 
Untersuchung und militante Praxis, Kritik und Vorstellung, Härte und Be- 
reitschaft miteinander verbinden können. 
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KOORDINATIONEN UND/ODER 
SELBSTORGANISIERUNG 


Benutzer und Erwerbslose - 
auf der Seite der Streikenden 


Es ist heutzutage üblich geworden, streikenden Arbeitern die schädlichen 
Auswirkungen für die "Benutzer" und die Erwerbslosen entgegenzuhalten. 
Man will uns glauben machen, die Streikenden seien selbstsüchtig und 
skrupellos. 

Als würden streikende Eisenbahnarbeiter der SNCF niemals mit dem 
Zug fahren, streikende Postarbeiter niemals Briefe erhalten oder streiken- 
de Arbeiter der E-Werke kein Licht einschalten. Als ob sich die Erwerbs- 
losen genau so verhielten, wie der Staat es haben möchte: bereit zu jedem 
Kompromiß, Hauptsache sie bekommen einen Job; unterwürfig gegenüber 
den Befehlen der Wirtschaft. Als sollten die, die arbeiten, alles zu akzep- 
tieren bereit sein, aus Respekt vor den Erwerbslosen, als seien sie für sie 
verantwortlich. 

Den Streikenden stünden die Benutzer gegenüber - jene vage Kategorie 
der Bevölkerung, von der die Medien, die Gewerkschaften, die Politiker 
und die Unternehmer behaupten, sie sei den Streikenden feindlich geson- 
nen, Diese ganze Schlangenbrut spricht in unserem Namen - als wären ih- 
te besonderen Interessen die von allen und als wären alle bereit, sie zu ver- 
teidigen. Sie möchten, daß wir uns mit ihren Interessen identifizieren - ge- 
rade so wie die Bosse es gerne sähen, wenn die Arbeiter die Verantwor- 
tung für das Wohlergehen der Firma übernehmen würden - oder wie der 

Staat den Leuten das Bedürfnis aufzwingt, eifrige Staatsbürger und Vertei- 
diger von Wirtschaft, Demokratie und Recht zu sein. 
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Diejenigen, die sie Benutzer nennen, sind in Wirklichkeit ihre Kunden, 
die still und isoliert ihre Dienstleistungen, ihre Produkte und ihre Lügen 
konsumieren müssen. "Ein guter Kunde, - ein guter Benutzer - bezahlt und 
hält das Maul.” Diese Stille und diese Isolation sind die wesentlichen Be- 
dingungen ihres Wohlergehens. 

Und diese Fälscher, die die Wirklichkeit auf den Kopf stellen, führen 
unsere miese Lage auf die Streiks von Arbeitern zurück. Auch wir sind 
Benutzer und Erwerbslose; wir erleiden diese Stille, sind zum Stillhalten 
verurteilt; aber wir sind uns durchaus bewußt, was uns das normale Funk- 
tionieren dieser Dienstleistungen zu bieten hat: den Transport von Uran 
auf dem Pariser Eisenbahnnetz, Unfälle auf dem landesweiten Schienen- 
netz und unsägliche Lügen seitens der Medien, der Gewerkschaften und 
Politiker. 

Die Wirtschaft verlangt von ihren Staatsbürgern also, daß sie sich wie 
gefügige Maschinen verhalten, deren Wert von ihrer Identifikation mit 
ihren Gesetzen abhängt. Die Streikenden dagegen lehnen es bewußt und 
stolz ab, sich diesen Bedingungen zu unterwerfen. Deswegen erkennen 
wir uns in diesen Lohnarbeitern wieder, die versuchen, die Stille und die 
Isolation zu aufzubrechen. 

Wir erleben zur Zeit in Frankreich verschiedene Streikbewegungen, 
von denen die meisten versuchen, sich außerhalb der Gewerkschaften zu 
organisieren. Die jüngsten Bewegungen haben allesamt die Existenz nicht- 
gewerkschaftlicher Strömungen sichtbar gemacht: unter anderen waren 
dies die Bewegungen bei der EDF, in den Bergwerken in Lothringen, in 
den Krankenhäusern, bei der Eisenbahn, den städtischen Verkehrsbetrie- 
ben, bei SNECMA, Air France, der Sozialversicherung, der.Post, den 
Stahlarbeitern im Osten..., bei Chausson, bei Brandt in Lyon usw. (dies 
sind die, von denen wir etwas wissen). 

Zu Beginn der 80er Jahre entwickelten andere Bewe 
anti-gewerkschaftliche Offensiven. 1981/82 erklärte 
Stahlarbeitern in Vireux-Molhain (Ardennen), daß ihre Bewegung antige- 
werkschaftlich, anti-politisch und anti-hierarchisch sein wolle. Sie be- 
fanden sich im Zentrum einer Bewegung, an der sich die Arbeiter bei "La 
Chiers", ein Großteil der örtlichen Bevölkerung sowie Leute aus verschie- 
denen Bezirken und Regionen beteiligten. Im Verlauf mehrerer Monate 
hatten sie die Polizei angegriffen, den Manager und leitende Angestellte 
entführt, die Villa des Fabrikbesitzers niedergebrannt, gegen den Willen 


gungen eindeutig 
eine Gruppe von 
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der Gewerkschaft freien Zutritt in die Fabrik geschaffen und die vom Staat 
geschaffenen alternativen Beschäftigungsmaßnahmen zerstört, die nur 
Brosamen waren, mit denen die Wut der Arbeiter besänftigt werden sollte. 
Etwas später schmissen die Arbeitsimmigranten bei Talbot die CGT aus 
der Fabrik raus. Dieser Skandal ihrer öffentlich gewordenen Wut über ihre 
Bedingungen als Lohnarbeiter führte dazu, daß sich CGT, Polizei und die 
Gelben offen gegen sie verbündeten. 

Die Streik- und Agitationsbewegungen, die sich seit dem Eisenbahnar- 
beiterstreik von 86/87 breit und unterirdisch entwickeln, werfen die Frage 
der Selbstorganisierung auf. Seit 1986 nimmt diese Tendenz wieder zul, 
nachdem sie lange Zeit der starken Gegenoffensive seitens der Gewerk- 
schaften und des Staates ausgesetzt war. 

In der Folge der Studentendemonstrationen im Dezember 1986 hatten . 
die bei den französischen Eisenbahnen entstandenen Koordinationen ver- 
sucht, diese Tendenz zur Selbstorganisierung zu formalisieren und zu neu- 
tralisieren, indem sie sich zum fortgeschrittensten Ausdruck dieser Bewe- 
gung erklärten und als solchen darstellten. Vor allem die Linken und die 
als Berufsstand Organisierten bemühten sich, dieses ehrgeizige Projekt der 
Koordinierung, d.h. des direkten Kontakts und autonomen Zusammen- 
schlusses anzueignen, um es auf eine Interessensvertretung (pressure 
group) zu beschränken, die mit den Gewerkschaften konkurriert und neben 
ihnen existiert. i 

Die Regierung schenkte einigen Koordinationen Gehör und erkannte 
so ihre Existenz implizit an. Dies ist eine typische politische Taktik der 
Sozialisten. Um ihr "soziales" Image besorgt, verschiebt sie die Risiken 
einer Konfrontation auf Gebiete, die sie besser kennt - die Wirtschaft und 
die Verhandlungen. Gleichzeitig nötigt sie mit dem Hinweis auf die Koor- 
dinationen, die Gewerkschaften, ihre verkalkten Methoden zu begraben, 
sich zu modernisieren und zu reformieren. Der Staat gibt Tips, wie die Ge- 
werkschaften ihre Macht über diejenigen zurückgewinnen können, die sei- 
ner Ansicht nach kontrolliert werden müssen. Immer offener sagen sie im 
Grunde folgendes: "Behaltet eure Rolle bei, kontrolliert und führt die Ar- 
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1 Einen wichtigen Moment in dieser Ausweitung bildete der Streik bei SNECMA im Früh- 
jahr 1988. Während des Streiks wares das zentrale Anliegen der Streikenden, ihre Bewe- 


gung bekannt zu machen und aus der Isolierung auszubrechen, indem sie in Kontakt zu 
anderen Lohnarbeitern traten. 


beiter an der Nase herum, aber tut es demokratisch, so wie wir. Ansonsten 
werdet ihr Konkurs machen und uns mit hineinreißen." 

Die Koordinationen sind nicht nur bereit, sich für diese Manipulatio- 
nen herzugeben; seit ihrer Entstehung bezogen sie ihre Verwirrungen und 
Verdrehungen von den Studenten. In ihrem nicht offensiv geführten Streit 
beanspruchten sie für sich die bessere Demokratie. In der Idee der Koordi- 
nation ist der abstrakte Begriff einer großen brüderlichen Versöhnung 
zwischen Leuten enthalten, deren tägliche Realität eine solche Vorstellung 
ständig Lügen straft. Ihr ideologisches Glaubensbekenntnis ist die Einheit. 
So müssen wir nicht nur jederzeit alles unterstützen, sondern im Falle ei- 
nes Angriffs auf diese Unterwerfung müssen wir uns auch mit jedem ver- 
einigen, egal wer es ist. 

In der Idee der Koordination ist das Komplement des Betrugs enthal- 
ten, das der Staat "Menschenrecht" nennt? und wofür permanent Propa- 
ganda gemacht wird. Was das letztere betrifft, so ist die Propaganda end- 
los. (Kein Bereich ist von jener duckmäuserigen stickigen Ideologie in der 
hölzernen Sprache des Staatsbürgervereintverantwortlichgleichheitsolida- 
ritätsosrassismusrechtwürde ausgespart, die von Journalisten und Politi- 
kern ausgespien und in den Koordinationen beklatscht wird.) 

Hinter diesem Glaubensbekenntnis, mit dem der Staat jeden dazu brin- 
gen will, seine Sprache zu sprechen, steht die Idee einer großen brüderli- 
chen Solidarität3, deren einzige Nutznießer Staat und Wirtschaft sind. 

Die Idee der Koordination integriert sich in diese vom Staat und seinen 
Verbündeten angeführte Strategie, die von jedem ein Mehr an Staatsbür- 
gerschaft fordert durch die Schaffung von Vereinigungen, Leistungsprä- 
mien, Qualitätszirkeln, menschlicher Hilfe und Appell zur Denunziation. 


2 Kürzlich "vergaß" sich ein deutscher Joumalist im Fenschen und erklärte, es sei zumin- 
destens eine Ironie, daß "es in einem Land, das auf den Menschenrechten begründet 
wurde, fast völlig rechtlose Menschen gibt". 

3 


Der neue Begriff für "sozialen Frieden" 
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Im Namen dieses befriedenden Trubels? soll jeder gegen jeden stehen, der 
Manager seiner eigenen Passivität sein. Genau darum geht es bei Demo- 
kratie. = 

Für die Koordinationen und die ganze demokratische Ideologie hat je- 
des Individuum eine Stimme. Damit ist nicht gemeint, daß jeder den Mund 
aufmachen kann, sondern nur Ausfüllen eines Stimmzettels. Die Gewerk- 
schaften zwingen ihre Entscheidungen auf. Die Koordinationen lassen sie 
abstimmen. Grundsätzlich ist aber beiden gemeinsam, daß sie Debatten in 
den Versammlungen unterdrücken, um letztere in Abstimmungssitzungen 
zu verwandeln. Die Koordinationen wiederholen im Vergleich zu den Ge- 
werkschaften, was die Demokratie schon im Vergleich zu den autoritären 
Regimes getan hat. Sie vertauschen die erzwungene Unterordnung mit 
dem Recht, die Formen der Unterdrückung selbst zu wählen. 

Einige streikende Eisenbahnarbeiter haben während des Streiks von 
86/87 die Falschheit bloßgestellt, auf der die Demokratie beruht. Sie ver- 
weigerten eine Abstimmung und erklärten, ihre Entscheidungen beruhten 
auf Übereinkünften, die durch ständige informelle Diskussionen herbeige- 
führt werden. . 

Die flammendsten Verteidiger der Demokratie sind diejenigen, die 
über all die Mittel verfügen, um falsche Informationen zu kolportieren, um 
die Leute zu spalten und isoliert zu halten. Im Vergleich zu diesen be- 
trächtlichen Mitteln stehen den Lohnarbeitern, die sich selbst organisieren 


4 "Wer auch immer die Demokratie kritisiert, ist reif für den Scheiterhaufen." Demokratie 


ist ein Tabu-Thema, ein unangreifbares Dogma - eine geheiligte Sache, deren Kritik auf 


einer Verherrlichung des Teufels und der Diktatur beruht. Wir wissen nur, was füreinen - 


Schwindel und welches Gewicht die Demokratie darstellt, und bestenfalls können wir sie 
benutzen, sofern sie unseren Interessen dient. In einigen Bahnhöfen organisierten einige 
der fortgeschrittensten Kräfte im Streik 86/87 eine Abstimmung in einer Versammlung, 
bei der klar war, daß sie ihren Vorschlägen zustimmen würde. Auf diese Weise über- 
nahmen sie die übliche Praxis der Gewerkschaften und des Staates, die selbst über die 


rechtliche Macht verfügen, d.h. über die wirkliche Macht Mehrheitsentscheidungen 
durchzusetzen. 


Die Demokratie ist die Verfügung, daß die Meinung der Mehrheit zum Gesetz wird. Die 
Minderheit hat sich damit, und sei es noch so reaktionär, abzufinden. Die Demokratie 
begründet ihre Macht auf der Illusion, daß sie sich auf die größere Zahl beruft. In Wirk- 
lichkeit verhält es sich aber umgekehrt. Die Macht haben diejenigen, die in dieser Ge- 
sellschaft über alle Mittel verfügen. Der Demokratie bedienen sie sich, weil sie ein 
rechtlich anerkannter Wert ist und mit ihr diejenigen bestraft werden können, die sich ihr 
nicht unterwerfen. 
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wollen, nur lächerlich geringe Möglichkeiten zur Verfügung. Wenn Lohn- 

arbeiter auf die Zustimmung und die Unterstützung der Mehrheit warten 

müßten, könnten sie gar nichts hinkriegen. Die Kommunikations- und In- 

formationsmittel gehören nicht den Streikenden, sondern ihren Feinden. 
Und wenn in der Entwicklung einer Bewegung der Ruf nach Demokratie 
auftaucht, so bedeutet dies, daß am Schluß abgestimmt wird und damit die 
informellen Diskussionen eingestellt werden müssen. Das ist es, was der 
Staat durchsetzen möchte, wenn er für jeden Streik die Durchführung ei- 
nes demokratischen Abstimmungsverfahrens verlangt, dessen Ergebnissen 
sich die Lohnarbeiter unterwerfen müssen. Daher wird ein Streik selbst 
dann, wenn die Mehrheit für ihn stimmt, vollständig unter der Kontrolle 
der Gewerkschaften bleiben. 


Vollmundige Lobreden und fein abgestufte Feindseligkeit <gegenüber 
den Koordinationen> verfolgen dasselbe Ziel: eine Frage, die den Staat 
immer beunruhigen wird, soll verschleiert oder weggezaubert werden. Seit 
einigen Jahren hat sich die Idee der Selbstorganisierung kontinuierlich 
entwickelt. Parallel zu dieser Offensive haben ihre Feinde eine Gegenof- 
fensive entwickelt, die bis zu einem Punkt gediehen ist, an dem die wirkli- 
che Qualität nicht mehr zu erkennen ist, die in dem Projekt einer direkten 
Koordinierung von Lohnarbeitern durch sie selbst und für sie selbst noch 
liegen kann. Um nirgendwo die Kontrolle über die Streikbewegung zu 
verlieren, haben die Gewerkschaften der verschiedenen Sektoren im No- 
vember 88 fast täglich Meldungen über die Fortschritte der Streikaktionen 
herausgegeben. An einigen Orten haben die Gewerkschaften regelrechte 
Koordinationen gebildet. An anderen Orten haben Linke, die seit Jahr- 
zehnten die Gewerkschaften zu infiltrieren versuchten, die Gelegenheit er- 
griffen und Neo-Gewerkschaften gebildet, die sich Koordinationen nen- 
nen.5 Die Regierung hat einige von ihnen empfangen. In Bezug auf die 
Koordinationen können die Gewerkschaften erklären: "Im Grundsätzli- 
chen sind wir uns einig, nur nicht in der Form." Eben das hat nicht nur 
einen Lohnarbeiter vergrault, der eine selbstorganisierte Bewegung direkt 
unterstützen wollte. 


Sie tun dies zu einer Zeit, in der sie nicht allzu offen als Mitglieder einer Organisation 
auftreten können. Es ist daher der bessere Weg, um mit ihrem trostlosen Geschäft voran- 
zukommen. Sie sind sogar manchmal gezwungen, ihre Mitgliedschaft in einer Organisa- 
tion zu verheimlichen, um ihre Geschäfte betreiben zu können. 
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Tatsächlich waren die Koordinationen bisher nur Feinde der Selbstor- 
ganisierung der Lohnarbeiter. Der bei den Gewerkschaften nach wie vor 
gültige Glaubensartikel der Gewerkschaftseinheit kam zur Anwendung, 
als sich die falschen Gegner der Gewerkschaften gegen die täglich gestei- 
gerten Angriffe, denen sie ausgesetzt waren, wehrten. Sie behielten das 
Monopol des Worts und saßen auf den Informationen. Daraus entwickelte 
sich eine Fülle von Lügen® und Verwirrung, eine Art "Libanisierung”, mit 
der verschleiert werden sollte, was wirklich auf dem Spiel stand. Sie setzt 
jeden einem heimtückischen Unrecht aus, das nicht faßbar, aber doch real 
ist. Dieses Mißtrauen wollen sie schüren gegenüber dem leichtesten An- 
zeichen von organisierter Autonomie. 

Aber diese Idee, die von allen Seiten angegriffen wurde: von den Ge- 
werkschaften, den Linken und der Inszenierung eines aktivistischen Extre- 
mismus der Stalinisten (das deutlichste Beispiel war die Parodie eines An- 
griffs auf die Didier-Druckerei im Juli 88), konnte bisher nicht völlig aus- 
gerottet werden. 

Bei der Post haben sich die Gewerkschaften und die Koordinationen, 
die täglich obskurer werden (einige wurden von der CGT eingerichtet, an- 
dere geben das Feld ab für den Konkurrenzkampf unter den Linken/Trotz- 
kisten), autonome Initiativen entwickelt. Da sie voneinander isoliert blie- 
ben, wurden sie von der Öffentlichkeit kaum wahrgenommen. Mikro- 
Koordinationen bildeten sich; sie haben versucht, die von der CGT organi- 
sierten Wahlurnen mit den geheimen Stimmzetteln zu verbrennen - 
manchmal erfolgreich. Gemeinsame Streikketten aus verschiedenen Be- 
reichen der Post blockierten Sortierzentren. Selbständig und unabhängig 
<von den gewerkschaftlichen Kanälen> gingen einige Streikende von ei- 
nem Sortieramt zum anderen - einige nichtgewerkschaftliche Flugblätter, 
die zur Ausweitung des Streiks aufriefen, wurden verteilt ("nehmt Kontakt 
zu uns auf, bleibt nicht isoliert"). Gemeinsame Versammlungen für ver- 
schiedene Dienstbereiche fanden statt, um die traditionellen Spaltungen zu 
überwinden. Diese wirkliche Solidarität ging so weit, daß nach Diskussio- 
nen unter mobilen Sortierern auf den Zügen, streikenden Postarbeitern des 
Verladezentrums und Lokführern, Postzüge blockiert wurden. Seit den er- 


IRET, 


6 Die Liste ist lang: Geiselnahme von Benutzem durch Streikende, vermummte Strei- 


kende, von der CGT dirigierte streikende Arbeiter, Feld für politische Manöver, trotzki- 
stische Unterwanderung, illegitime scziale Erwartungen, rein korporatistische Bewegung 
usw. 
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bärmlichen Aktionstagen, die von den Gewerkschaften organisiert wur- 
den, folgten viele Lohnarbeiter nicht mehr der CGT ("Wir wollen nicht zu- 
sammen mit Leuten streiken, die uns '78 und '83 betrogen haben."). "Die 
Stalinisten und die Ratten sind in den Streik getreten - wir bekämpfen bei- 
de. Ich bin heute den ganzen Tag an meinem Fach geblieben", sagte ein 
Typ beim Sortieramt von Montparnasse, der das Ende des gewerkschaftli- 
chen Streikschwindels abwartete, um dann in den Streik zu treten. 

Seit 15 Jahren hat die Lüge, mit der sie den "sozialen Frieden" durch- 
setzen, ein einziges Argument: die Krise. Als Bedingung für eine baldige 
Verbesserung verlangen sie, daß sich ganze Bevölkerungen in würdevoller 
Ruhe Austerität und Restriktionen unterwerfen. Die direkte Anwendung 
dieser Erfordernis war die Besetzung der Straßen durch die Polizei, das 
Anschwellen der Zahl der Gefängnisinsassen, die ‘beaufs’ bewaffnet, 
Zwang für die Armen, zu Hause zu bleiben, und eine Verstärkung der so- 
zialen Bespitzelung. 

Dieser Betrug bekommt langsam Risse. "Wir haben die Schnauze voll 
vom Opferbringen.” - "Lange genug haben wir es uns gefallen lassen, jetzt 
reicht es!” - "Heute lassen sich die Arbeiter nicht mehr mit der Arbeitslo- 
sigkeit erpressen.” Das stand auf den Flugblättern der Streikenden bei 
SNECMA (Luftfahrtindustrie). Seit Frühjahr, als die Profite der verschie- 
denen Unternehmen veröffentlicht wurden, treten die Lohnarbeiter mit der 
Forderung nach einer Lohnerhöhung von 1.500 frs für alle in den Streik. 
Heute fordern die Streikenden bei der Post, bei den Pariser Verkehrsbe- 
trieben und im gesamten öffentlichen Dienst dasselbe: sie haben die 
Schnauze vom Opfer-Bringen voll, sie wollen mehr Geld. 

Der Staat hat eimerweise Tränen über die wirtschaftlichen Kosten ver- 
gossen, die ein Eingehen auf diese Forderungen mit sich bringen würde. 
Die Streikenden hat das kalt gelassen. Welch Mangel an staatsbürgerlicher 
Verantwortung! Es spricht sich immer mehr herum, was in Wahrheit hin- 
ter der Erpressung mit der Krise steckt. Immer wenn der Staat denkt, daß 
sich die Bewegung selbst erschöpft habe, brechen neue Streiks aus. Als 
die Postarbeiter, die im Oktober gestreikt hatten, die Arbeit wiederaufnah- 
men, hatten sie nicht das Gefühl einer "Niederlage auf lange Sicht". 

Die jetzige Phase hat gezeigt, daß in dieser demokratischen Gesell- 
schaft denjenigen keinerlei Möglichkeiten eingeräumt werden, die sich 
nicht mit dem Staat und seinen Verbündeten identifizieren. Über die Frage 
der Selbstorganisierung kann es keine Debatte mit den Gewerkschaften 
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und dem Staat geben. Diese Debatte wird klandestin geführt, da die Erfah- 
rung lehrt, wie der Staat und seine Verbündeten die am weitesten entwik- 
kelten Parolen der Bewegung für sich zu nutzen weiß. In diesem Krieg 
verfügt der Feind über die besseren Mittel, um allgemeine Parolen zu ver- 
eiteln, durcheinanderzubringen oder zu verfälschen. Zusammenkünfte und 
informelle Diskussionen werden klandestin organisiert - in dem Maß, wie 
das Management und die Gewerkschaften alle möglichen Spione zu den 
Lohnarbeitern schicken, um Informationen über die wirkliche Situation 
herauszubekommen. 

Der untergründige und geheime Charakter dieser Agitationsbewegung 
ist zum jetzigen Zeitpunkt eine seiner besten Eigenschaften. Diese Notwen- 
digkeit besteht nicht allein für Lohnarbeiter, die sich selbst organisieren 
wollen. Sie gilt allgemein für die Armen, die wissen, daß dies eine einzig- 
artige Bedingung für ihr Überleben in der Isolation und genauso für die 
Organisierung ihrer Wut ist. Wir haben keine anderen Freunde als uns 
selbst. 

Diese Bewegung, die sich selbst organisieren will, muß es mit vielen 
aufnehmen: dem Staat, den Gewerkschaften, den Linken mit ihren ge- 
wichtigen Apparaten der Vermittlungen, der Polizei und den Politikern, 
die ihnen gestatten, in allen Tonlagen der Drohung, des Reformismus, des 
Modernismus und der Gerechtigkeit zu sprechen. Aber diese Bewegung 
hat bereits deswegen gewonnen, weil sie es geschafft hat, die Isolation 
aufzubrechen und das Gefühl der Niedergeschlagenheit zu zerstören, das 
die letzten Jahre beherrscht hat. 


M.D. und T.G. 


Dieser Text wurde Ende November 1988 von 
zwei Erwerbslosen mit Hilfe von Freunden zu- 
sammengestellt. Sie begrüßen jegliche Beiträ- 
ge zu dieser Untergrunddebatte, die mittler- 
weile unter einer ganzen Reihe von Lohnar- 
beitern geführt wird. 


92 


DIE GENERATION DER KRANKENSCHWESTERN 


Ein Interview vom 6. Januar 1989 


aus: collectif - Mouvement syndical et dynamique sociale, No. 7, 1/ 89 


Irene Leguay ist Mitglied des Büros der Koordination der Krankenschwe- 
stern. Sie arbeitet im Krankenhauszentrum von Versailles als Nachtwache, 
im Rhythmus von vier Nächten zu 10 1/4 Stunden (von 20.40 bis 6.55 
Uhr) und anschließend vier freien Tagen. Dieses System ist sehr ermü- 
dend, aber es ist nicht schlecht, wenn die Kinder nach der Arbeit zur Schu- 
le gebracht werden müssen oder wenn tagsüber Dinge zu erledigen sind. 

Als wir das Interview mit ihr machen, hat sie eine Nacht in der Ambu- 
lanz hinter sich. Der fehlende Schlaf läßt sie nur schwer die Wörter finden 
und behindert ihre Konzentration. j 

Trotzdem wollte sie die Anstrengung auf sich nehmen, eine Reihe von 
Themen zusammenzufassen: die großen Ereignisse der Bewegung, das 
Problem der Anerkennung, des Statuts, die Suche nach den "guten" Forde- 
rungen, die Beziehungen zur Regierung, zu den Ärzten und dem übrigen 
Krankenhauspersonal... Und quer zu all dem die Frage nach dem Nutzen 
dieser Art von Organisierung in einer Koordination - und den dabei auf- 
tauchenden Problemen -, eine Organisationsform, die die Krankenschwe- 
stern anscheinend beibehalten wollen. 

Frage: Direkteine sehr konkrete Frage zu eurer Bewegung. Wie habt ihr 
selbstorganisieft eine Mindestpflege aufrechterhalten? 

Irene: Am Anfang war das ein Problem. Wir wollten streiken, aber wie? 
Wir hatten keine große Kampferfahrung. Daher haben wir das Dekret 
von 1984 als Anhaltspunkt genommen, in dem unsere Rolle als 
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Krankenschwester definiert wird: unsere "erzieherische" Aufgabe 
gegenüber dem Kranken, die technischen Tätigkeiten nur nach ärztli- 
cher Verordnung durchführen, und das, was wir im Notfall vielleicht 
selbständig ausführen. 

Wir haben also beschlossen, unsere Arbeit auf unsere erzieherischen 
und hygienischen Aufgaben zu beschränken ... 


Frage: Wie habt ihr darüber diskutiert? 
Irene: In örtlichen Vollversammlungen oder auf regionalen Versamm- 


lungen in Paris. Und natürlich im Krankenhaus. Vor dem ersten 
Streik haben wir viele Versammlungen gemacht. In meinem Kran- 
kenhaus gab es seit dem September jeden Tag eine Vollversamm- 
lung. Dort wurden die Formen des Streiks und vor allem das Verhal- 
ten zu den technischen Tätigkeiten beschlossen: in Zukunft sollte 
keine Tätigkeit mehr ausgeführt werden, die von den Ärzten nicht 
ausdrücklich, schriftlich angeordnet war ... Das ist im übrigen genau 
die Weise, wie wir offiziell arbeiten müßten. 


Wir hielten unsere Vollversammlungen 
in den Eingangshallen ab. 


Frage: Das ganze lief also unter dem Aspekt eines "greve du zele" 


<Dienst nach Vorschrift> 


Irene: Insgesamt ja. Wir taten zugleich viel dafür, daß unsere Bewegung 
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nicht unpopulär und die Qualität der Pflege nicht beeinträchtigt wur- 
de. Wir setzten uns mit den Chefärzten in Verbindung und baten sie, 
die Zahl der Neuaufnahmen etwas einzuschränken. 

Und dann haben wir zur selben Zeit die Verwaltungsarbeiten be- 
streikt, was gut geklappt hat, indem wir den ganzen Schreibkram sy- 
Stematisch verweigert haben. Die Aufnahmescheine für die Patienten 
wurden nicht ausgefüllt ... das war sehr populär, weil es dazu führte, 
daß sie kostenlos gepflegt wurden. Bei Notfällen haben wir normal 
gearbeitet. 

Die durchschnittliche Praxis glich also ziemlich dem, was wir jeden 
Tag machen. Allerdings mit einem Nachteil. Auf der einen Seite ver- 
weigerten wir die ungesetzlichen Bestimmungen, die Dienstver- 
pflichtungen; auf der anderen Seite sorgten wir aber mit noch weni- 
ger Personal dafür, daß die Pflege funktionierte. Also ein bißchen 


weniger Arbeit, aber auch weniger Personal, das heißt, es war sehr 
ermüdend - zumal wir die Pflege selbst nicht noch härter bestreiken 
wollten. 

Frage: Konntet ihr all dies den Kranken und ihren Familien klarmachen? 

Irene: Dahinter steckte eine Menge Arbeit. Zuerst wurde ein Flugblatt 
entworfen, das sich direkt an sie richtete und in dem ihnen die Grün- 
de des Streiks erklärt wurden. Teilweise wurden die Angehörigen 
dringend gebeten, noch öfter anwesend zu sein, wenn es ihnen mög- 
lich wäre, um uns bei einigen Dingen zu helfen - zum Beispiel beim 
Essenausteilen. 

Frage: Wie wurde das aufgenommen? 

Irene: Sehr gut! Es war leicht klarzumachen, daß mit einem Kampf zur 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen und für mehr Personal auch 
die Qualität der Pflege eingefordert wird. Die Kranken und ihre Fa- 
milien konnten sich in unseren Ausführungen wiedererkennen. Nie- 
mand hat jemals versucht, uns die Schuld zuzuschieben. Die Kranken 
wissen zum Beispiel selber ganz genau, wie lange sie nachmittags 
warten müssen, wenn sie nach einer Krankenschwester klingeln ... 
Außerdem hielten wir unsere Vollversammiungen trotz des Wider- 
stands der Verwaltung in den Eingangshallen ab. Die Patienten und 
ihre Angehörigen konnten kommen und zuhören und sich auch an 
den Debatten beteiligen. Wir hatten nichts zu verbergen. Einige Ver- 
einigungen zur "Verteidigung der Benutzer" <hierzulande nennt sich 
das: "Verbraucherschutz"> machten gleichzeitig Druck, weil bei die- 
sen Gelegenheiten die Verantwortung dieses oder jenes Arztes für 
den Tod eines Patienten aufgezeigt wurde. Aber es war wirklich nicht 
unsere Absicht, Denunziation zu betreiben. Für uns war es wichtig, 
klarzumachen, unter welchen beschränkten Bedingungen wir mei- 
stens arbeiten und daß es uns sogar wundert, daß nicht noch mehr 
Unglücksfälle geschehen. Und vor allem wollten wir begreiflich ma- 
chen, warum es unter diesen Bedingungen fast unmöglich ist, das 
Krankenhaus menschlicher zu machen, d.h. den Patienten die nötige 
Aufmerksamkeit zu widmen, ihre Einsamkeit und ihre moralische 
Notlage aufzuheben. Diese Notlage bringt sie nicht um, aber sie hin- 
terläßt deutliche Spuren. 


Frage: Hat sich also eure Arbeitstätigkeit während der Bewegung verän- 
dert? 
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Irene: Ja. Wie ich schon sagte, wurde großer Wert darauf gelegt, unsere 


erzieherische Aufgabe nicht aufzugeben, die uns wesentlich er- 
scheint. Sie spielt auch im Dekret eine Rolle, aber in der täglichen 
Praxis können wir sie kaum wahrnehmen. Im Laufe der Bewegung 
haben wir versucht, einen Teil der technischen Tätigkeiten an die 
Ärzte zurückzuweisen, die sie an uns delegiert hatten. Dazu haben 
wir ihnen erklärt, daß nur eine Mindestpflege durchgeführt wird, wir 
aber dadurch unsere Tätigkeiten zur Unterstützung der Patienten 
nicht einschränken wollen. Infusionen z.B. könnten von den Assi- 
stenzärzten selbst angelegt werden. 


Frage: Hat sich diese neue Aufgabenverteilung auch nach dem Ende der 


Bewegung weiterhin ausgewirkt? 


Irene: Nein, und das ist ein großes Problem. Die Beziehungen zu den 


Ärzten haben sich verändert (die Krankenschwestern sind nun eher 
bereit, sich gegen sie zu stellen) und natürlich auch die Beziehungen 
unter uns. Viele Kollegen lernten sich kennen, die vorher nicht von- 
einander wußten ... Aber was das betrifft, daß wir unsere Zeit ande- 
ren Dingen als den technischen Tätigkeiten widmeten, so hat sich di- 
ese Situation nicht erhalten. Und jetzt können wir damit viel schlech- 
ter als vorher leben. Die Mädchen zerbrechen völlig daran. Sie ver- 
kraften es nicht, daß sich bezüglich des Personalbestandes und der 
Arbeitsinhalte nichts geändert hat. Der grundsätzliche Unterschied zu 
vorher ist, daß die Revolte jetzt ausgedrückt wird. 


Frage: Die einzig dauerhafte Errungenschaft nach der Bewegung ...? 
- Irene: ... ist der Lohn (abgesehen daven, daß noch niemand die Erhö- 


hung bekommen hat). Die Krankenschwestern hatten aber gesagt, 
daß sie "nie mehr so wie vorher arbeiten würden". Und nun stellen 
sie fest, daß sie heute genauso wie früher arbeiten. Die Konsequenz 


daraus ist, daß sie nun sagen, der nächste Streik muß noch härter 
werden. 


Frage: Sind während der Bewegung in einzelnen Krankenhäusern Schät- 


zungen zum Personalbedarf durchgeführt worden? 


Irene: Das war je nach Situation ganz verschieden. An unserem Kran- 
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kenhaus wurde von der Pflegedienstleitung <"surveillantes", wörtl. 
Aufseher> (das Kampfkomitee war übrigens von ihnc.. zu stark be- 
setzt) eine Schätzung durchgeführt. Sie errechneten einen zusätzli- 
chen Bedarf von 40 bis 50 Krankenschwestern, bei momentan etwa 


500 beschäftigten Krankenschwestern. Auf landesweiter Ebene ha- 
ben wir von einem Bedarf von mehreren tausend Stellen gesprochen. 
In den kommenden Wochen wollen wir das noch präzisieren. 


So gut wie kein Chefarzt spricht mit uns 
darüber, was verändert werden soll. 


Frage: Habt ihr am Anfang mehr Gewicht auf eure Forderung nach mehr 
Lohn oder auf die Forderung nach mehr Personal gelegt? 

Irene: Beide Forderungen entwickelten sich gleichzeitig. Im Sommer 
waren drei Kommissionen eingerichtet worden: zum allgemeinen 
Problem unseres Statuts <Berufsbildes>, zum Lohntarif und zur Aus- 
bildung. Als Ganze drückte die Forderungsplattform unsere gemein- 
sam entwickelten Prioritäten aus. 

Frage: Von wem sind diese Kommissionen eingerichtet worden? 

Irene: Von der Gruppe, die den Kampf seit dem letzten Frühjahr vorbe- 
reitet hat. Sie ist aus der Vollversammlung Ende April hervorgegan- 
gen. Die Forderungen wurden hauptsächlich im Sommer ausgearbei- 
tet. Danach wurde die Plattform wieder an die örtlichen Kollektive 
geschickt, es wurden gemäß ihren Wünschen Änderungen vorgenom- 
men und im September wurde die Plattform dann verabschiedet. 

Frage: Habt ihr bei dieser Arbeit die bereits existierenden Plattformen 
der Gewerkschaften benutzt? 

Irene: Natürlich haben wir mit den gewerkschaftlichen Unterlagen gear- 
beitet. Dazu muß allerdings gesagt werden, daß diejenigen, die nach 
der Demonstration der Unasüf am 25. März noch am selben Nach- 
mittag zu einer Vollversammlung aufgerufen haben, im allgemeinen 
GewerkschafterInnen waren. Diese Versammlung fand im Gewerk- 
schaftshaus statt. Nach der dort geführten Diskussion hat eine kleine 
Gruppe die Initiative übernommen, sich in der folgenden Woche ge- 
troffen und die Fortsetzung der Aktionen vorbereitet. Diese kleine 
Gruppe bestand aus fünf Leuten, von denen drei in der Gewerkschaft 
waren (darunter ich, gerade aus dem Urlaub zurückgekehrt). 

Frage: Du bist gewerkschaftlich organisiert? 

Irene: Ich bin in der CFDT, bzw. ich war es. Im Moment sieht es so aus, 


als sei ich einstweilig ausgeschlossen (suspendiert), aber ich weiß 
nicht genau, woran ich bin ... 
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Bei der Frage des Lohntarifs wurden jedenfalls die Forderungen aller 
Gewerkschaften, der CGT, CFDT und FO verglichen. 


Frage: Zu welchem Schluß seid ihr nach diesem Vergleich gekommen? 
Irene: Das läßt sich heute nicht mehr so leicht beantworten. All das 


scheint mir mittlerweile so lange her zu sein! ... Wenn ich in mein 
Notizbuch schaue, sehe ich noch die Termine, die wir im April beim 
Versuch, die Mobilisierung zu planen, vorgesehen hatten. Wir dach- 
ten daran, im Juni eine Vollversammlung durchzuführen, etwa im 
Oktober die Koordination zu gründen, im November mit den Streiks 
und Demonstrationen zu beginnen. Wenn man das mit dem rasanten 
Ablauf der wirklichen Entwicklung vergleicht ... Ich erinnere mich 
noch gut an die erste Demonstration. Es wurden zunächst fünftau- 
send erwartet. Das entsprach auch den Hoffnungen von uns, den am 
stärksten Motivierten. An dem Tag waren wir dann 25 000, eine 
Menge, die sich vorher keiner hätte vorstellen können. 

Um auf die Frage nach den von den Gewerkschaften vorgeschlage- 
nen Lohntarifen zurückzukommen. Ich erinnere mich vor allem an 
die Vorschläge, die über unsere Erwartungen hinausgingen. Die CGT 
mit ihrer Forderung nach einem Grundgehalt von 11.000 Fıs. - das 
schien uns übertrieben. Außerdem fehlten unserer Ansicht nach in 
den gewerkschaftlichen Plattformen (die übrigens berufsübergreifend 
sind) ernsthafte Überlegungen zu unserer beruflichen Identität. 


Frage: Und was die Arbeitsbedingungen betrifft? 
Irene: Auch das genügte uns nicht. Wir hatten den Eindruck, daß diesem 


Thema von den Gewerkschaften keine Priorität gegeben wurde. 


Frage: Gilt das auch für die Frage der Arbeitszeit? 
Irene: Ja. Nur war es bei diesem Punkt merkwürdigerweise so, daß die 


Frage der Arbeitszeit auch in unserer Forderungsplattform nicht be- 
sonders betont wurde (aber mir liegt die Arbeitszeitverkürzung sehr 


am Herzen). Vielleicht lag das gerade daran, daß wir uns von den 
Gewerkschaften unterscheiden wollten ...? 


Frage: Dabei betreffen doch einige Probleme der Arbeitszeit auch die 
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Frage der Pflegequalität, wie sie in eurem Statut auftaucht. Zum Bei- 
spiel eine ausreichende Übergabezeit zwischen den einzelnen 


‚Schichten, damit die Informationen in Ruhe und korrekt ausgetauscht 


werden können. 


Irene: Das ist schon richtig, aber bis jetzt wurde dieses Problem nicht in 
den Vordergrund gestellt. Ich glaube, die Priorität besteht darin, daß 
unsere Plattform wirklich etwas ganz besonderes, spezifisches für 
unseren Beruf ist. 

Frage: Könnte man also sagen, daß die Krankenschwestern auf der Su- 
che nach ihrer Identität sind? 

Irene: Vielleicht ... Aber das Problem der Identität liegt auf einer ande- 
ren Ebene. Von den Krankenschwestern wird verlangt, eine immer 
weitergehende medizinische Verantwortung zu übernehmen, ohne 
daß sie dafür innerhalb der Häuser eine Anerkennung erhalten. Kaum 
ein Chefarzt setzt sich regelmäßig mit den Krankenschwestern zu- 
sammen, um Informationen auszutauschen und um zu diskutieren. 
Solche Versammlungen sind mir nicht bekannt, außer auf Krebssta- 
tionen, weil die Arbeit dort moralisch besonders schwer ist. Mit die- 
ser Situation, daß praktisch kein Chefarzt mit uns darüber redet, was 
geschehen soll, werden wir schwer fertig: Wir sind ständig bei den 
Patienten, aber trotzdem können wir keinerlei Vorschläge machen, 
z.B. zur Frage der Entlassung oder der Beendigung einer Behand- 
lung. 

Frage: Hängt das nicht stark zusammen? Wieviel Zeit ihr zur Vorberei- 
tung einer Aufgabe habt, welche Wege ihr auf den Gängen zurückle- 
gen müßt, die architektonische Gestaltung des Krankenhauses, beein- 
flußt das nicht auch zwangsläufig den Inhalt eurer Arbeit und eure 
Beziehungen? 

Irene: Ja, das sind Dinge, die in den Kollektiven wichtige Themen wa- 
ren. Zum Beispiel waren die Mädchen <die gerade examinierten 
Krankenschwestern> sehr schockiert darüber, daß bei Veränderungen 
am Gebäude, auf einer Station oder einem Funktionsbereich nie die 
Krankenschwestern gefragt wurden. Dazu wurden eine Menge Bei- 
spiele vorgetragen, wie das jenes neugebauten Hauses, bei dem auf 
einmal festgestellt wurde, daß die fahrbaren Tragen nicht durch die 
zu schmalen Zimmertüren hindurchpaßten. Keiner bezieht sich je- 
mals auf unsere konkrete Praxis. Aber gerade ein solcher Bezug wür- 
de die architektonischen Absurditäten vermeiden, wie die endlosen 
Gänge, die meistens U-förmig angelegt sind, und bei denen die Sta- 
tionszimmer bzw. die Funktionszimmer in der Mitte sind. Dadurch 
können wir nicht hören, wenn ein Kranker nach uns ruft, der in ei- 
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nem Zimmer am Ende dieses U’s untergebracht ist. Daher müssen 
wir jeden Tag kilometerlange Strecken laufen, nur um in einigen 
Zimmern nachzusehen, ob alles in Ordnung ist. 


Unser Beruf ist benachteiligt, weil es 
ein Berufszweig von jungen Frauen ist. 


Frage: Es handelt sich also um eine Architektur, die vor allem die Über- 
wachung möglich macht ... der Gänge, nicht der Zimmer! 

Irene: Genau, es ist dasselbe Prinzip wie im Gefängnis. 

Frage: Diese ganzen Probleme gibt es nicht erst seit heute. Warum ist 
eure Bewegung gerade jetzt entstanden? 

Irene: Diese Frage stellt sich auch mir, und den anderen Mitgliedern des 
Büros. Soweit ich mich erinnern kann, gab es 1978 schon mal einen 
Konflikt. Damals war ich Schülerin an einer Krankenpflegeschule. 
Es lief ein Streik gegen die Ausbeutung der Schülerinnen. ... Und 
dann gab es 1984, als das Dekret erlassen wurde, etwas Bewegung, 
aber nichts mit einer größeren Dimension. Dem größten Teil von uns 
ist gemeinsam, daß wir derselben Generation angehören. Wir sind 
Frauen von etwa 30 Jahren, die weder ’68 noch die ganze Periode des 
feministischen Kampfes miterlebt haben ... auch wenn viele von uns 
damals als junge Mädchen von ihrer Haltung her an Demonstrationen 
der MLAC teilgenommen haben. Das fiel uns in Anbetracht unserer 
Bewegung wieder ein. Aber das liegt weit weg und erklärt nicht, wa- 
rum sich heute eine Bewegung entwickelt. 

Frage: Müssen sich nicht mehr Krankenschwestern darauf einstellen, ei- 
ne längere Zeit im Beruf zu verbleiben? Denn insgesamt wollen im- 
mer weniger Frauen darauf verzichten, zu arbeiten, und es ist schwie- 
rig, eine andere Arbeit zu finden, wenn ihnen die Arbeit als Kranken- 
schwester zu schwer wird. 

Irene: Tatsächlich steigt die Aufenthaltsdauer im Beruf der Kranken- 
schwester, allerdings bis jetzt nicht sehr stark. Aber in unserer Forde- 
rung nach Anerkennung steckt die Einsicht, daß unser Beruf so lange 
benachteiligt war, weil er als Frauenberuf galt. Die Vergütung dieser 
Arbeit war nur ein Zuschuß zum Lohn der Eltern oder des Ehemanns. 
Außerdem wehren wir uns zur Zeit gegen die Auffassung von einer 
"Berufung". Sicherlich ist es kein Zufall, wenn jemand einen Ge- 
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sundheitsberuf wählt. Aber wir wollen auch sorgenlos unseren Le- 
bensunterhalt bestreiten können, also ein existenzsicherndes Einkom- 
men haben. Vielleicht haben sich deshalb die älteren Krankenschwe- 
stern am Anfang nicht so massiv am Kampf beteiligt. Denn dieser 
Streik richtet sich gegen die Auffassung, daß eine Krankenschwester 
aus Berufung oder christlicher Nächstenliebe arbeitet. 

Frage: Ist diese Hauptforderung nach Aufstiegsmöglichkeiten, nach ei- 
nem Statut, sowie nach Ausbildung, also insgesamt nach einem Plan 
für den Beruf, nicht ein Punkt, den euer Kampf mit einigen anderen 
Konflikten gemeinsam hat, die in den letzten Jahren von jungen Ar- 
beitern geführt wurden, wie denen bei SNECMA oder dem der 
Grundschullehrer? 

Irene: Was uns mit den anderen Konflikten am meisten verbindet, ist 
die Art sich zu organisieren: die Koordination. Bei den Studenten, 
den Eisenbahnern, den Grundschullehrern, bei allen war es eine neue 
Form, sich auszudrücken. Und auch bei uns füllte die Koordination 
eine Lücke, weil die Gewerkschaften die Probleme einer Berufsgrup- 
pe wie der unsrigen nicht wirklich berücksichtigten. 

Frage: Aber um sich für eine solche Form der Durchführung von Aktio- 
nen zu entscheiden, um Koordinationen zu bilden und einfach an die 
Möglichkeit des Erfolgs zu glauben, das setzt doch den Einsatz sei- 
ner ganzen Arbeitsenergie zum Aufbauen voraus ... 

Irene: ... und enttäuschte Hoffnungen. Im Gesundheitsbereich existiert 
ein überwiegend linkes Wählerpotential. Als die Linke 1981 mit ih- 
ren Ausführungen zu den sozialen Problemen, den Fragen des Ge- 
sundheitswesens und des öffentlichen Dienstes an die Macht kam, 
bestanden zunächst große Hoffnungen, die zu herben Enttäuschungen 
wurden. Die Auswahlkriterien und die Prioritäten änderten sich im 
Vergleich zur Rechten im Grunde nicht. Ich erinnere mich noch an 
das Programm von Rocard mit einer Vielzahl von Ideen zum Ge- 
sundheitsbereich. Nichts davon wurde verwirklicht. 

Frage: Es besteht ein Widerspruch zwischen dem "kulturellen" Projekt 

von Rocard (bzw. der gesamten PS), das einige Anachronismen be- 
seitigen soll, und den Sparmaßnahmen (der Austeritätspolitik), die 
eine Umsetzung dieses Projekts verhindern. Vielleicht war das ein 


Grund, warum ihr so oft auf die Straße gegangen seid und euch an 
die Bevölkerung gewandt habt ... 


101 


Irene: Das stimmt. Die Verantwortung für diese humanistischen Ideen 
fiel an uns, auch hinsichtlich der Art und Weise der Berufsausübung. 
Gleichzeitig war aber die Frage des Lohn nicht nebensächlich. Mit 
der Anerkennung unserer Aufgabe ist auch die Sicherung eines genü- 
genden Einkommens verbunden. Die Fragen des beruflichen Auf- 
stiegs sind erst später hinzugekommen, als sich die höheren Positio- 
nen der Bewegung anschlossen. 


Frage: Waren die Ärzte in der Auseinandersetzung mit der Regierung 
eher eure Verbündeten (aufgrund eurer Zusammengehörigkeit in der 
Pflege-Equipe) oder eher eure Gegner (weil ihr im Grunde ihre medi- 
zinische Machtstellung zurückweist)? . 

Irene: Komischerweise ist nichts über Konflikte mit den Ärzten bekannt 

geworden. Für uns war es sicherlich so, daß wir es für wichtig hiel- 
ten, keine Streitereien aufkommen zu lassen, obwohl es während der 
Bewegung viele feindliche Stimmen in den Krankenhäusern gab. Die 
Ärzte sind diejenigen, mit denen wir direkt zusammenarbeiten. Eini- 
ge wünschen uns, daß sich die Art der Pflege ändert, aber das soll 
nicht an ihnen vorbei geschehen! 
Meiner Ansicht nach war es personell sehr hinderlich, daß in der Be- 
wegung viel dafür getan wurde, die Ärzte auf unsere Seite zu bekom- 
men, daß aber gegenüber den anderen Personalkategorien nicht die- 
selbe Mühe aufgewandt wurde ... 


Frage: Wir werden auf diesen Aspekt noch zurückkommen. Aber noch- 
mal zu den Ärzten: sind die Stationsbelegschaften <collectifs de tra- 
vail> (von denen du z.B. in einer Fernsehsendung gesprochen hast), 
zu denen auch die Ärzte gehören, sind diese Kollektive wirklich ei- 
nig und geschlossen? Wie sieht es denn mit dem feudalistischen Ver- 
halten der Ärzte aus, das so oft beklagt wird? 

Irene: Natürlich lassen es die Ärzte im Grunde nicht zu, daß wir bei me- 
dizinischen Entscheidungen mitreden. In meinem Krankenhaus mei- 
nen sie zum Beispiel, daß wir nicht über die intellektuellen Fähigkei- 
ten verfügen, um uns bei pathologischen Problemen einzumischen, 
und daß wir durch unsere emotionale Beziehung zu den Kranken ein 
bißchen "blind" sind. Aber weil wir in der Bewegung bis jetzt noch 
keine konkreten Ideen zu diesen Problemen entwickelt haben, gibt es 
auch keine konkrete Opposition der Ärzte. 
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Um mit diesen Ideen weiterzukommen, müssen die Ärzte bereit sein, 
ihre Beziehungen zu den Kranken grundsätzlich zu überdenken. So 
besteht bei den Kranken heute immer noch eine solche Furcht, daß 
sie mit uns oder mit den Hilfsschwestern über Probleme reden, die 
sie niemals dem Chefarzt vortragen würden. All das sitzt verdammt 
tief, es ist ein Erbgut des Berufs ... Es ist nicht leicht, das anzugehen. 
Es besteht die Sorge, alles könnte explodieren, die Situation könnte 
unkontrollierbar werden. 


Frage: Ist eine solche Situation durch euren Pflegestreik teilweise ent- 
standen? 

Irene: Ja, in einigen Krankenhäusern lief es ziemlich schlecht. In Salpe- 
triere zum Beispiel kam es diesbezüglich zu einem sehr heftigen 
Konflikt. Die Ärzte waren dort nicht bereit, während des Streiks die 
Arbeitsbelastung in ihren Bereichen zu verringern, obwohl sie doch 
für die Zahl der Neuaufnahmen verantwortlich sind. Dadurch gingen 
sie ein großes Risiko ein, es hätten "Fehler" passieren können. Die 
Krankenschwestern sind dagegen sehr hart vorgegangen. Sie haben 
einfach die Matratzen aus den Betten genommen und sie runterge- 
bracht. Dadurch konnten keine weiteren Patienten aufgenommen 
werden. 


Frage: Als ihr aufgezeigt habt, daß sich die Zahl der Aufnahmen variie- 
ren läßt, habt ihr damit nicht die Diskussion um Sparmaßnahmen im 
Gesundheitswesen unterstützt? 

Irene: Da ist was dran. Wir wurden dafür verantwortlich gemacht, daß 
wir mit der Bewegung eine starke Abwanderung zu den privaten 
Krankenhäusern bewirkt hätten. Aber das steht nicht fest. 

Frage: Auf der anderen Seite waren die Opfer dieser Auswahl (bei den 
Aufnahmen) doch diejenigen, die keine wirklich schwere Krankheit 
hatten, die aber für ein paar Tage Pflege brauchten ... 

Irene: Insgesamt stimmt das. Aber der eigentliche Grund für Spannun- 
gen mit Ärzten - sofern es sie gab - lag darin, daß es sich Kranken- 
schwestern auf diese Weise anmaßten, über die Zahl der Patienten 
<der Hospitalisierten> zu entscheiden, was sonst zur Machtbefugnis 
der Ärzte gehört. 


Frage: Wer organisierte die Personalrotation (den Personaleinsatz) wäh- 
rend des Streiks? 
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Irene: Am Anfang hat das die Pflegedienstleitung gemacht. Aber auf der 
Versammlung im September tauchte die Idee auf, daß es Aufgabe der 
Kollektive sein sollte, diese Rotation, die Festlegung der Leute usw. 
zu organisieren, denn es wurde klar, daß die Pflegedienstleitungen 
diese Aufgabe schlecht ausführen. Es war uns klar, daß wir diese 
Aufgabe übernehmen würden, und damit konnte dies auf klare und 
sichere Weise funktionieren. 

Frage: Seid ihr soweit gegangen, die Zusammensetzung der Stationsbe- 
setzungen zu ändern? 

Irene: Nein, die Gruppen blieben dieselben, aber sie waren selbstorgani- 
siert. Es wurde darauf geachtet, besonders denjenigen zu helfen, die 
am meisten erschöpft waren. Ich wurde zum Beispiel für einige Wo- 
chen freigestellt, um in der Koordination mitzuarbeiten. Am Anfang 
hatte ich das in meiner Freizeit gemacht. Diese Freistellung wurde 
von der Vollversammlung in meinem Krankenhaus beschlossen. Es 
wurde ein Trick benutzt, indem sie mir Bildungsurlaub genehmigten. 

Frage: Noch eine letzte Frage zu den Ärzten. Zeigten sie sich in einer 
konkreten Weise solidarisch? 

Irene: Die Assistenzärzte insgesamt ja. Sie waren bereit, Arbeiten zu 
machen, die sie üblicherweise an uns delegieren. Dabei mußten wir 
sie übrigens manchmal erst anlernen, ihnen die Bedienung des EKGs 
erklären usw. Heute schlagen uns einige von ihnen vor, eine gemein- 
same Bewegung in Gang zu bringen. Die Chefärzte beruhigten ihr 
Gewissen, indem sie bei unseren Sammlungen Geld spendeten. Aber 
Jetzt tun sie alles, damit die alte Ordnung wieder einkehrt. 


Die Krankenschwestern glaubten, 
sie Könnten alleine gewinnen. 


Frage: Haben sich die Berufsgruppen, die in der Hierarchie unter den 
Krankenschwester stehen, an der Bewegung zu wenig beteiligt? 
Irene: Insgesamt ja, und das bedauere ich sehr. Weil sich die Ereignisse 
so rasant entwickelten, unterdrückten wir Diskussionen über die an- 
deren Kategorien, die notwendig gewesen wären. Für die Organisie- 
rung der Aktionen wäre es vorteilhaft gewesen, aber bedauerlicher- 
weise glaubte der Berufsstand der Krankenschwestern, alleine gewin- 
nen zu können, vor allem als man sah, daß auf den Demonstrationen 
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20 000, 50 000 oder 100 000 Personen zusammenkamen. Wenn wir 
uns mehr an die Termine gehalten hätten, die wir zu Beginn ins Auge 
gefaßt hatten, dann wäre meiner Ansicht nach genug Zeit für Gesprä- 
che über die Probleme des übrigen Personals dagewesen. 

Frage: Hattet ihr diese Sorge von Anfang an? 

Irene: Nein, aber wir träumten davon, daß sich die Bewegung von ei- 
nem auf den anderen Moment ausweiten würde, weil es sich doch um 
ein grundsätzliches Thema handelte, darım, daß die Gesundheit (das 
Gesundheitswesen) gesellschaftlichen Vorrang haben muß. 


Frage: Gingen die Bemühungen um eine Ausweitung hauptsächlich von 
den gewerkschaftlich Organisierten aus? 

Irene: Ich glaube nicht nur. Schließlich arbeiten wir mit den Hilfsschwe- 
stern <AS> und den Hilfskräften <ASH> traditionell und prinzipiell 
zusammen. Die Equipe <die Schicht, Belegschaft> ist nicht zersplit- 
tert. Ich denke, es war eine richtige Idee, daß die Krankenschwestern 
ihre eigene Plattform ausgearbeitet haben. Es wurde über das gespro- 
chen, was man kannte, und dementsprechend konnten präzise Forde- 
rungen aufgestellt werden. Man sagte sich, die anderen würden schon 
dasselbe machen, und außerdem gab es ja die Koordination der AS. 
Es kam aber zu keiner gemeinsamen Bewegung, obwohl viele The- 
men wie die Löhne oder die Personalsituation dieselben sind. 

Frage: Und was ist mit den verbindenden Fragen des Statuts und der An- 
erkennung? 

Irene: Außerhalb der Kategorie der Krankenschwestern sind diese Fra- 
gen kaum gestellt worden. Außerdem verbleiben die AS viel länger 
als wir im Beruf, da sie weit geringere Möglichkeiten zur Umschu- 
lung haben. Sie haben eine viel zu geringe Ausbildung im Vergleich 
dazu, daß sie die ganze Zeit mit den Kranken zusammen sind. Im Ge- 
gensatz zu uns haben sie außerdem keinen Text, der ihre Rolle defi- 
niert. Schließlich müssen wir leider sagen, daß unter den Kranken- 
schwestern abwertende Bemerkungen zu hören waren. "Ja aber die 
AS, die haben nicht mal das bac+3 (Abitur dritten Grades) usw." Das 
alles hat in der Welt des Krankenhauses Tradition, in der die Hierar- 
chien innerhalb der Belegschaft ausgespielt werden. 


Frage: Gab es im Inneren der Koordination Differenzen bezüglich dieser 
Fragen? 
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Irene: Ja. Einige, zu denen auch ich gehöre, halten es für notwendig, zu 


einer gemeinsamen Bewegung zu kommen, um erfolgreich sein zu 
können. Und diese sind der Ansicht, daß es um die Gesundheitspoli- 
tik insgesamt geht. Aber als sich die Koordination dafür entschied, 
ein Verbindungskomitee mit den anderen Kategorien zu gründen, be- 
schloß sie zugleich, daß dieses Komitee keine Entscheidungsbefug- 
nisse haben sollte. Bei diesen Abstimmungen ging es um eine Prinzi- 
pienfrage; zum Beispiel wurde der Antrag für einen Aufruf zu einer 
gemeinsamen Demonstration von der Mehrheit abgelehnt. 


Frage: Dabei taucht die Frage auf, ob nicht die Bildung einer berufsspe- 


zifischen Koordination jenseits der Gewerkschaften diesen korporati- 
stischen <berufsständischen> Aspekt der Bewegung verstärkt hat ... 


Irene: Das glaube ich eigentlich nicht. Es gibt eine stark korporatistische 
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Strömung innerhalb der Bewegung, die auf die Gründung einer be- 
rufsspezifischen Gewerkschaft zusteuert. Aber es handelt sich dabei 
um Mitglieder, die ein ganz bestimmtes Ziel verfolgen (und nichts 
dem Zufall überlassen). Es handelt sich nämlich um das Projekt einer 
Gruppierung um die FEN und andere autonome Gewerkschaften he- 
rum. Die Koordination in ihrer Gesamtheit hat es dagegen den Kran- 
kenschwestern möglich gemacht, das Problem der gesamten Gesund- 
heitspolitik aufzuwerfen. Außerdem gibt es noch eine andere Strö- 
mung, zu der ich mich zugehörig fühle, die auch ein gewerkschaftli- 
ches Projekt verfolgt, aber das eines großen gemeinsamen Gesund- 
heitsverbandes. Wenn die Debatten darüber zu einer Klarheit geführt 
haben, werden sich die Krankenschwestern entscheiden können. Im 


Moment hat es nicht viel Sinn, über Mehrheiten oder Minderheiten in 
der Bewegung zu sprechen. 


Bei uns vollzieht sich ein Phänomen, das ein bißchen an ’68 erinnert. 
Es gibt eine Vielzahl von Ereignissen, die das Selbstbewußtsein jedes 
Einzelnen stärken. An mir selbst merke ich, daß ich heute wieder Sa- 
chen machen kann, von denen ich früher selbst nicht geglaubt hätte, 
dies an einem Tag schaffen zu können. Man wird über alles diskutie- 
ren, z.B. über das Problem der Zukunft der Koordination, und jede 
Krankenschwester wird sich in aller Offenheit dazu äußern. Aber die 
Koordination war unentbehrlich, denn ohne die Koordination wäre 
diese ganze Energie, dieses Potential niemals freigesetzt worden. 


Frage: Ist die Bewegung nicht im Grunde eine vor-gewerkschaftliche, 
die sich das Problem stellt, einen neuen Syndikalismus (Gewerk- 
schaftswesen) jenseits des alten zu entwickeln? 

Irene: Vielleicht. Eins steht aber fest: die Krankenschwestern konnten 
damit erfahren, was es heißt, eine gemeinsame Kraft aufzubauen, al- 
so eine wirkliche Solidarität unter uns zu haben. In den letzten Jahren 
habe ich mich in meiner gewerkschaftlichen Tätigkeit stark frustrie- 
ren lassen und hielt die Leute für sehr individualistisch. Für mich war 
das ganze daher ein richtiger Umsturz. An ein Projekt wie die Koor- 
dination habe ich davor nicht einmal zu glauben gewagt. Unsere Ge- 
neration war es vielmehr gewöhnt, daß sich jeder in seine Ecke zu- 
rückzieht. 

Frage: Es ist immer das Problem, wie man Forderungen erfolgreich 
durchsetzt. Besteht deiner Ansicht nach nicht die Gefahr, daß es beim 
Ausbleiben neuer Siege auch in eurer Bewegung zu einem Riß zwi- 
schen den Militanten der Koordination und den Krankenschwestern 
kommen kann, wie er gegenüber den Gewerkschaften bereits entstan- 
den ist? 

Irene: Wir sind uns dieses Risikos bewußt. Aber wir glauben, daß wir 
den prinzipiellen Fehler«des größten Teils der Gewerkschaften ver- 
meiden. Denn wir wissen, wie sie funktionieren: etwas bürokratisch. 
Erstmal haben wir keine Exekutive. Das Büro der Koordination, dem 
ich angehöre, ist kein Exekutivorgan. Es tut nichts weiter, als Infor- 
mationen weiterzugeben und die Aufträge der Vollversammlungen 
auszuführen. Bei einem gewerkschaftlichen Kongreß haben die Ba- 
sismitglieder dagegen wirklich nicht das Gefühl, eine echte Macht zu 
haben. Wir haben nicht die Absicht, auf unsere demokratischen Prin- 
zipien, die wirklich souveränen Versammlungen zu verzichten. 

Frage: Aber ihr werdet auch an den Ergebnissen der Aktionen gemessen. 

Irene: Was den Lohn betrifft, so haben wir 500 frs. für Berufsanfänger 
und 1.400 frs. am Ende (Prämien inbegriffen) erreicht. Das ist schon 
mal was. Außerdem wurde erreicht, daß wie nie zuvor in der Vergan- 
genheit über den Beruf gesprochen wurde und daß viele uns betref- 
fende Akten wieder geöffnet wurden. Außerdem wurde die Idee wie- 
der aufgegriffen, daß der Wille und die Interessen eines ganzen Be- 
rufsstandes wichtiger als irgendein politisches Kalkül sind, egal wel- 
cher Regierung gegenüber. Es war notwendig, daran zu erinnern, z.B. 
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der CFDT gegenüber. Dasselbe betrifft die Auffassung, die Lohnab- 
hängigen sollten Opfer bringen, unter dem Vorwand, die Verschär- 
fung der Arbeitslosigkeit müsse verhindert werden. Es ist Sache der 
Regierung, das Problem der Arbeitslosigkeit zu lösen, indem sie not- 
wendige politische Entscheidungen trifft. 

Ohne die Koordination wären diese ganzen Energien niemals entwik- 
kelt worden. 


Frage: Entdeckt ihr an diesen Orientierungen nicht einige Gemeinsam- 
keiten mit der CGT? 

Irene: Vielleicht was die Parolen betrifft. Außerdem fand ich es schr 
gut, daß die CGT uns unterstützt, sich unseren Demonstrationen an- 
schloß. Aber es hat mich schockiert, daß zur selben Zeit interne Do- 
kumente der CGT bekannt wurden, die unserem Ruf schadeten. In ih- 
nen wurde behauptet, die Koordination (das Büro) sei von der Regie- 
tung gekauft, die Bewegung gesprengt worden usw. Ich habe keine 
Ahnung, wo sie das hernehmen wollen. Es besteht daher der Ein- 
druck, daß sie mit ihrer Unterstützung in erster Linie Krankenschwe- 
stern für ihre Gewerkschaft rekrutieren wollten. 


Frage: Alles was du beschreibst, deutet darauf hin, daß die gesamten 
verbündeten Gewerkschaften euch keine gangbaren Perspektiven an- 
bieten ... 

.„ Irene: Sicherlich wollen die Krankenschwestern eine feste Struktur ha- 
ben, aber keine der bestehenden überzeugt sie. Die insgesamt herab- 
lassende Haltung der Gewerkschaften uns gegenüber bei den Ver- 
handlungen war nicht sehr dienlich. Auch die CGT, die es als eine 
großzügige Geste betrachtete, uns einen Klappstuhl in ihrer Delega- 
tion anzubieten, unterstützte uns nicht bei der Forderung, als gleich- 
berechtigter Teil an den Verhandlungen teilzunehmen. Für die ge- 
werkschaftliche Strategie war das ein schwerer Fehler. Es handelt 
sich um ein Milieu, das sie schlecht kennen, das ihnen aber nicht von 
Anfang an feindlich gesonnen war. Später haben wir dann den Kran- 
kenschwestern erklärt, daß die Verhandlungsdelegationen der Ge- 
werkschaften, meistens aus Bürokraten bestehend, kein Ausdruck der 
Gewerkschaftsbasis sind! ... 

Frage: Hätte eure Teilnahme an den Verhandlungen bis zum Schluß das 
Ergebnis verändert? 
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Irene: Ganz sicher. Das, was unterzeichnet wurde, stimmt mit unseren 
Forderungen nicht überein. 1000 Frs. monatlich mehr waren gefor- 
dert worden; außerdem steht im endgültigen Vertrag nichts über den 
Personalschlüssel, abgesehen von der Wiederholung längst beschlos- 
sener Maßnahmen, die wir vollständig ablehnen. Genauso ist es bei 
der Ausbildung. Uns als "jusqu’au-boutists" (bis zum letzten Ent- 
schlossenen) hinzustellen, ist absurd. Wir haben lediglich auf unserer 
Idee eines Programms, mit Prioritäten, einem Zeitplan usw. bestan- 
den. Wenn wir bei den Verhandlungen dabei gewesen wären, hätte 
das alles mit den Gewerkschaften beredet werden können. Aber es ist 
klar, daß unsere Praxis sowohl den Minister wie die Gewerkschaften 
vor Probleme stellte: wir wollten keine supertechnischen Diskussio- 
nen über die Finanzierungsmöglichkeiten führen und wir wollten kei- 
ne Entscheidungen treffen, ohne sie unseren Basiskollektiven mitzu- 
teilen und deren Meinung abzuwarten. Darum hat sich Evin gewei- 
gert, uns seine konkreten Vorschläge zu unterbreiten. Er hatte Angst, 
die Krankenschwestern könnten die ihnen auf diese Weise bekannt- 
gewordenen Vorschläge zurückweisen! 

Aber das sind unsere Prinzipien der direkten Demokratie und sie sind 
uns zu wichtig, als daß wir sie bei den Verhandlungen aufgeben 
könnten. Wir wollen diese Prinzipien auch weiter beibehalten. 
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England im europäischen Zusammenhang 


Der Ausgangspunkt 


Der kapitalistische Krisenangriff der letzten 15 Jahre hat zu einer Ver- 
schiebung der kapitalistischen Entwicklungspole geführt. 

Das Verhältnis von den Metropolen zur Peripherie, wie es mit dem Be- 
griff der ‘Neuen Internationalen Arbeitsteilung’ beschrieben worden war, 
ist abgelöst worden durch ein Modell weitaus differenzierter Regionalisie- 
rung. Großbritannien ist nicht mehr das Land einer hochentlohnten weißen 
Arbeiterklasse, abgesichert durch umfassende Existenzgarantien. Das Mo- 
deli einer keynesianisch integrierten Klasse in den Metropolen, und der 
auf den national abgetrennten, niedrigen Reproduktionsniveaus basieren- 
den fortgesetzten ursprünglichen Akkumulation, funktionierte als Nach- 
kriegsboom höchstens 20 Jahre lang. Es geriet bekanntermaßen gegen 
Ende der 60er Jahre von beiden Enden dieses Verwertungsmodells her in 
die Krise - den Bauernrevolten im Trikont und den MassenarbeiterInnen- 
kämpfen in der Metropole selbst. Gerade die aus den Rändern in die 
Metropole hereingeholte farbige Arbeitskraft sprengte dieses Modell einer 
metropolitanen rassistischen Arbeitsteilung von unten her. In Großbritan- 
nien waren es besonders die asiatischen Männer in der erzverarbeitenden 
Industrie und die westindischen Männer im Automobil- und Metallsektor, 
sowie die farbigen Frauen in der Textilindustrie und dem Gesundheitswe- 
sen, deren Kämpfe in den 60er Jahren das Kapital in die Krise trieb. 

Die kapitalistische Antwort auf diese Kämpfe tritt in den Ruinen der 
mittelenglischen Industrieregionen offen zu Tage. 

An Stelle der metropolitanen Massenarbeit setzt das Kapital auf der 
einen Seite die Verknüpfung von High Tech und Fast Food, von Kapital 
höchster organischer Zusammensetzung mit der entgarantierten Arbeit und 
auf der anderen Seite die Einrichtung neuer metropolitaner Armutsregio- 
nen mit niedrigem Reproduktionsniveau, aus der sich in Form einer neuen 
Wanderarbeit die niedrigentlohnte Arbeitskraft für den Boom rekrutiert. 
Diese neue Form der flexiblen regionalen Staffelung sowohl des Repro- 
duktionsniveaus, als auch der sozialpolitischen Kontrollmethoden ist äu- 


Berst komplex - und - dem Geist der Revolution sei dank - es funktioniert 
nicht und kann dies auch gar nicht. 
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Die neuen britischen Akkumulationszentren, die Orte des Kapitals 
höchster organischer Zusammensetzung liegen in Glasgow, ansatzweise in 
Edinburgh, dem neuen Silicon Glen, und Tyneside; im wesentlichen aber 
in London. Von dort entlang der M5 zieht sich ein High-Tech-Korridor 
nach Bristol; und im Südwesten, Südosten und Nordosten von London, ei- 
nem Dreieck von Kent nach East Anglia und wieder hinunter bis South- 
hampton. Wales und Cornwall sind, abgesehen von der Tourismusindu- 
strie, ausgesprochen arme, deindustrialisierte und agrarische Regionen, 
ebenso wie die mittel- und nordenglischen Minen- und erzverarbeitenden 
Industrieregionen. 

An die Stelle der (oft männlichen) Massenarbeit in den Midlands und 
im Nordwesten ist seit Beginn der 70er Jahre die vollständig prekarisierte 
Arbeit in den Klitschen und sweatshops getreten, die sich rund um die 
verbliebenen, durchrationalisierten und geschrumpften Kernindustrien 
scharen. Während letztere sich auf kleine Kerne weißer Arbeiter stützen, 
beuten erstere die an die Stelle der männlichen Arbeit getretenen asiati- 
schen Frauen aus. Beides ist dem ungeheuren Druck der Massenarbeitslo- 
sigkeit ausgesetzt. 

Auch in den prosperierenden südlichen Regionen liegen hochentlohnte, 
niedrigentlohnte Arbeit und Armut dicht beeinander, allerdings in einem 
anderen Zahlenverhältnis. 

Den hochentlohnten Kernbelegschaften bei British Aerospace oder 
Smith stehen alle Formen der entgarantierten Arbeit gegenüber, sei es im 
Dienstleistungs- oder im Bausektor, im High Tech- wie im Zuliefersektor, 
wo wiederum überwiegend Frauen arbeiten. 

Diesen neuen regionalisierten Entwicklungspolen folgt eine ausge- 
dehnte Binnenwanderung, die fast schon die Form einer neuen landeswei- 
ten sozial-geographischen Zusammensetzung angenommen hat. Alle Men- 
schen, die ich getroffen habe, kamen irgendwo anders her oder gingen ir- 
gendwo hin; kreuz und quer durchs Land wird umgezogen und migriert. 
Alte ziehen zurück aufs Land, J unge gehen in die Städte, im Norden blei- 
ben die Frauen zurück in den Eigentumshäuschen, während die Männer 
als Saisonarbeiter auf den Baustellen Londons malochen. SchottInnen 
wandern öfter ganz aus. Mehrere Hunderttausend Iren sind seit 1980 nach 

England gekommen, täglich oder auch wöchentlich pendeln mehrere Hun- 
derttausend Menschen aus Nordengland zum Arbeiten nach London (im- 
merhin bis zu 400 km). Dazu kommen mehrere Hunderttausend aus dem 
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Umland (bis zu 100 km). 250.000 Menschen, ein Drittel Liverpools, haben 
diese Stadt seit 1980 verlassen; 300.000 zogen zwischen 1980 und 86 aus 
London fort; allein 1980 waren es schon 70-100.000. Aus Nordwesteng- 
land sind von 1981 bis 87 275.000 abgewandert und seit Ende der 70er 
Jahre wird von einer Armenwanderung aus dem Norden nach London und 
in die dortigen Niedriglohnsektoren gesprochen!. Ca. 300.000 sind seit 
1980 ganz ausgewandert. Das hält sich seither mit den Einwanderungen 
ungefähr die Waage. Die städtische Abwanderung liegt bei durchschnitt- 
lich 5% jährlich (London 1%), die Zuwanderung in industriellen länd- 
lichen Gebieten liegt bei 7%,in sonstige ländliche Gebiete bei 12%. 

Es sieht ganz so aus, als befinde sich das gesamte Land in einem Pro- 
zeß sozialer Mobilität, die bis zur umfassenden Umschichtung der sozia- 
len Strukturen reicht. Für den Norden, wie auch für den Süden, besonders 
aber für das Verhältnis vom Norden zum Süden ist eine ausgesprochene 
Polarisierung der Einkommen auszumachen. Das Durchschnittseinkom- 
men in Tyneside liegt 15% unter dem des Südens, die Arbeitslosigkeit 
liegt im schwarzen Toxteth bei 90%, in Bradford, wo viele Asiaten leben, 
bei 45% und in Teilen Tynesides bei 70%, im Landesdurchschnitt aber nur 
bei 8%, im Nordosten, Südwesten und den Midlands bei unter 5%; dort 
gibt es fast schon Vollbeschäftigung. 250.000 Stellen sind offen und das 
Kapital klagt über einen Facharbeitermangel. 

Seit Mitte der 70er Jahre hat das britische Kapital eine Phase der voll- 
ständigen Deregulierung der Arbeits- und Sozialverhältnisse durchgesetzt 
und das in die Krise geratene fordistische Modell abzulösen versucht. Ab- 
zulösen durch eine neue Struktur von regionaler Differenzierung in High 
Tech, Fast Food, eine Unzahl von Klitschen, staatlichen Zwangsarbeits- 
programmen und Massenarbeitslosigkeit, von Binnenwanderung, ausge- 
dehnten Niedriglohnsektoren, einem gut verdienenden Bevölkerungsdrittel 
und Regionen der städtischen und dörflichen Armut. 

Für dieses deregulierte Verhältnis ist von den neu gegründeten "Ent- 
wicklungsgesellschaften" (“Development Corporations’ , insgesamt 37) auf 
dem Weltmarkt um Kapital geworben worden. Seither investiert allen vor- 
an japanisches und BRD-Kapital in die Verwertung der britischen Arbeits- 
kraft. Tausende von neuen Niederlassungen, angeführt von Nissan, Toyo- 
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ta, Komatsu, Rank Xerox bis hin zu McDonalds und C&A-Vertragsprodu- 
zenten, insbesondere aber High-Tech-Filialen stehen für ein neues Akku- 
mulationsmodell. 

Der britische Monetarismus hat Großbritannien dem Weltmarkt der 
niedrig entlohnten Arbeit hinzugefügt und in der Metropole Verhältnisse 
durchgesetzt, die mit denen in Südkorea konkurrieren können. Seit 83 
etwa wird denn auch von einem Boom in der britischen Wirtschaft gespro- 
chen, der allerdings stark aus der Zufuhr der Nordsee-Ölgewinne gespeist 
wird. Aus dieser Quelle werden die Kosten dieser Umstrukturierung finan- 
ziert, die staatlichen Steuervergünstigungen bis hin zur Steuerbefreiung 
aus den Öleinnahmen bezahlt. Deshalb sieht sich das Kapital auch so sehr 
unter Zeitdruck, die Deregulierung zu beenden, und einen neuen Akkumu- 
lationszyklus zu installieren, bevor die Ölquellen versiegen. Sie bestim- 
men das Marschtempo ein wenig mit. 


Hypothesen 


Dieses Bild der Durchsetzungsfähigkeit des neuen monetaristischen Ver- 
wertungszyklus bekam nicht nur durch die “inner city riots’ 1981 und 85 
erste deutlich sichtbare Risse. 

I. Diese Aufstände haben sich mittlerweile auf das ganze Land ausge- 
dehnt. Ausgerechnet die prosperierenden Regionen im Süden sind die 
Zentren der ländlichen Aufstandsbewegung von jugendlichen weißen 
Frauen und Männern, während die großstädtischen Bällungsräume und 
insbesondere die schwarzen Wohnviertel Ort und Ausgangspunkt vielfäl- 
tigster Unruhe, Kämpfe, Angriffe und besonders der unterschiedlichsten 
Aneignungsformen sind. Daß es jedoch gerade die integriert geglaubten 
weißen Jugendlichen sind, die diese neue Aufstandsbewegung seit 1987 
vorantreiben, beunruhigt das Kapital zutiefst, noch mehr, daß es keine Ar- 
beitslosen sind; d.h. sie Passen so recht in keine soziologische Schublade. 
Wir dürfen allerdings von einem Zusammenhang dieser Aufstände im 
"reichen Süden" mit den prekarisierten und niedrig entlohnten Jobs dort 
ausgehen. 

Es ist dem Kapital nicht gelungen, durch die Regionalisierung der Ar- 
beitsmärkte auch die Kämpfe zu zonieren. Sie haben sich im Gegenteil 
ausgehend von den riots, dem Bergarbeiterstreik und durch deren Militanz 
angespornt, aufs ganze Land ausgedehnt. 


114 


OD. Seit Mitte 88 gilt die britische Konjunktur schon wieder als ge- 
dämpft, wenn nicht gar krisenhaft. Die Inflation ist unter dem Lohndruck 
auf 8% gestiegen und wird auf 9% steigen. Die Binnenverschuldung und 
das Außenhandelsdefizit tragen ebenfalls zu den jüngsten rezessionisti- 
schen Zügen bei. 

Der Krankenwagenfahrerstreik mit seinem 16%igen Abschluß markiert 
die Spitze dieses Lohndrucks; seit 88 hat es eine Reihe - teils wilder - 
Streiks gegeben, die die Regierung nicht eindämmen konnte. Die ‘poll tax 
riots’ haben im März 90 den letzten Schritt zur Demontage der sozialstaat- 
lichen Sicherheiten gebremst, wenn nicht gar gestoppt. Die Hochzinspoli- 
tik lockt zwar ausländisches Kapital ins Land, zerstört jedoch das Kleinge- 
werbe und den Bauboom. Darauf hatten die Ökonomen gesetzt. Die hohe 
Binnenverschuldung und das Außenhandelsdefizit deuten die Höhe der so- 
zialen Kosten der Deregulierung und den nach wie vor ungebremsten 
Konsum an; "sie sollen arbeiten, nicht essen!", lautet die monetaristische 
Formel unter anderem. 

Der Sozialpolitik der Verarmung und Deregulierung ist es nicht gelun- 
gen, den Arbeitszwang unter den neuen Bedingungen vollständig durchzu- 
setzen; sowohl die schwarzen Jugendlichen als auch Teile der 30-50-jähri- 
gen Weißen bilden Barrieren der Verweigerung gegenüber dieser prekari- 
sierten Arbeit. Dem Thatcherismus ist es weder gelungen, die Streiks zu 
eliminieren - ein erklärtes Ziel -, noch die Aufstandsbewegung zu stoppen. 
Weder bekommen sie die zahlreichen Aneignungsformen unter Kontrolle, 
noch haben sie die Reste der Sozialausgaben beseitigen können. Damit ist 
der Thatcherismus an allen Punkten der sozialen Konfrontation an seine 
Grenzen gestoßen. Die Rücktrittsdebatte und ein erwarteter sozialdemo- 
kratischer Regierungswechsel sind der Ausdruck auf der politischen Büh- 
ne; dahinter steckt jedoch eine Debatte um die Bewältigung dieser neuer- 
lichen Blockierung. 


Großbritannien und die neue europäische Ordnung 


Großbritannien sieht sich heute schon selber auf dem Arbeitsmarkt in 
Konkurrenz zu Polen, Ungarn, überhaupt dem neuen osteuropäischen 
Markt gesetzt, oder andersherum: die osteuropäische Arbeitskraft wird ge- 
gen die erneute Blockierung der Entwicklung in Großbritannien gesetzt. 
Das BRD-Kapital hat sich möglicherweise nur vorübergehend nach Groß- 
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britannien hin orientiert, und sucht nun im Osten bessere Verwertungsbe- 
dingungen als in der nach wie vor resistenten englischen Klasse. 

Das ist für Großbritannien, dem ersten Land der industriellen Revolu- 
tion, eine interessante Perspektive: eine deindustrialisierte Region mit 
hochtechnisierten Inseln und einer sich auf Armutsniveau reproduzieren- 
den Klasse, im fortwährenden Kampf um Einkommen und im Angriff auf 
den Wohlstand und die Supermärkte. 

Vor diesem Hintergrund ist es in der Tat denkbar, sich ein Europa vor- 
zustellen, das sich, nach alten nazistischen Mustern, von der nun wieder 
großdeutschen Hochlohnmetropole nach unten und den Rändern hin staf- 
felt. Ein Modell der Regionalisierung, das sich zusammensetzt aus den zu 
Akkumulationszentren erklärten Regionen in Baden-Württemberg, der 
Lombardei, dem Rhone-Tal und dem Großraum Barcelona, sowie einigen 

Subzentren um London oder Glasgow herum. So sieht es der inzwischen 
aus der Taufe gehobene Plan eines Lothar Späth vor. Dem sind die Regio- 
nen der prekarisierten Klitschenarbeit in Italien, Spanien, Mittelengland 
beigeordnet. Polen ist, wie heute schon der nordafrikanische Raum, als 
Zone der Wanderarbeit vorstellbar, mit eingesprenkelten Euromarktfabri- 
ken an der Grenze zur DDR, um Warschau oder in Kaliningrad. Nach 
unten hin verbreitert sich dieses neu zonierte Europa hin zu den Slums in 
Lissabon oder Neapel, den agrarischen Armutsregionen in Andalusien 
oder Griechenland bis hin zu den Vernichtungszonen in Kurdistan, Die 
BRD - das liegt schon länger auf der Hand - wird das Zentrum dieser euro- 
päischen Neuordnung sein; sowohl die spanische Sozialpolitik als auch die 
britische Finanz- und Innenpolitik, erst recht die der DDR, werden in 
Frankfurt (mit-)gemacht, J üngstes Beispiel ist der Beitritt Großbritanniens 
zum Europäischen Währungssystem, den die Bundesbank durch eine 
leichte Anhebung des Leitzinses erzwang, England in eine Krise stürzte 


und die "anti-europäischen" Berater Thatchers plus ihres Finanzministers 
zum Rückzug zwang. 


Der Teil über die industriellen ArbeiterInnenkämpfe wird mit einer kurzen 
Chronologie der Streiks seit 1988 eingeleitet. Einige davon werden in 
Folge genauer beschrieben: der Streik bei Bus und Bahn, der städtischen 
und staatlichen Verwaltungsangestellten, der Stahlmattenflechter auf 
den Baustellen Londons, die Streiks um die 35-Stunden-Woche und der 
Streik der Krankenwagenfahrer. Es war nicht immer leicht, genauer 
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rauszukriegen, wer dort eigentlich streikte, Männer oder Frauen, Weiße 
oder Schwarze, wie die Kämpfe organisiert waren, welche Rolle die Ge- 
werkschaften darin spielten, und was sich im Inneren dieser Arbeitskäm- 
pfe abspielte. 

Diesen Beschreibungen folgt eine Einschätzung der Kämpfe: welche 
Bedeutung sie für die Klassenkonfrontation haben, in welchem Verhältnis 
sie zu den sexistischen und rassistischen Hierarchien stehen, und an wel- 
chen Punkten zumindest Tendenzen der Überwindung von Herrschaft, 
Spaltung und Kontrolle auszumachen sind. 

Der vierte Teil geht einerseits auf die Widersprüchlichkeit dieser 
Kämpfe ein und beschreibt den ungeheuer elenden Hintergrund dieser 
Klassenauseinandersetzungen. 


Streik-Übersicht 

Feb. 88 Bei Ford streiken 32.000 Montagearbeiter gegen "Japa- 
nisierung". 

Feb. 88 Bei Renault/London streiken 700 gegen ein Unterneh- 


merangebot von 6% mehr Lohn und eine 38-Stundenwo- 
che; sie fordern dagegen 35 £ mehr Wochenlohn. Es ist 
der erste Streik bei Renault/England seit 10 Jahren. 

März 88 Wilder Streik der Elektriker bei Vauxhall in Luton und 
Ellesmore sowie bei AC Delco gegen eine Neurege- 
lung/Kürzung der Pensionen. 


März 88 6000 Arbeiter bei Rover streiken 5 Wochen und fordern 
eine 9%-ige Lohnerhöhung. 
Aug. 88 9-18- wöchiger Streik von 12.500 Arbeitern bzw. 


Schweißern bei VSEL-Vickers, der größten britischen 
Werft, gegen die Arbeitsbedingungen und nur zweitran- 


gig um die Löhne. 

Sep. 88 120.000 Postarbeiter streiken wild gegen ein neues, spal- 
tendes Lohnsystem; es ist der erste landesweite Streik 
seit 17 Jahren. 

Okt. 88 - 

Jan. 89 Landesweiter Streik der Krankenschwestern und -pfle- 
ger. 
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Sep. 89 - 
Feb. 90 Streik der 22.500 Krankenwagenfahrer gegen die Über- 
stunden und für eine bis zu 20%ige Lohnerhöhung. 


Dez. 89 - 

Jan. 90 Zahlreiche kurze Solidaritätsstreiks mit den Forderungen 
der Krankenwagenfahrer. 

Feb. 90 Streik der zumeist türkischen und kurdischen Arbeiter 
(teils von der Deportation bedrohte Flüchtlinge) bei 
Bacton Fashions, einer Textil-Schwitzbude in London. 

März 90 Streik der 600 Klempner und Elektriker bei Ford/ 


Liverpool. 


Neben diesen großen Streiks sind aus dieser allgemeinen Streikstim- 
mung heraus zahlreiche kleinere Streiks gelaufen, von denen aber so gut 
wie nichts bekannt ist; sie sind weder koordiniert noch gewerkschaftlich 
gesteuert. 

Sowohl der Feuerwehr als auch den Polizeibeamten wurden, ohne daß 
es zu Arbeitskämpfen gekommen wäre, Lohnerhöhungen zugestanden. Er- 
steren 8,85% und den Polizisten 9,25% (!). 


Der Streik bei ‘British Rail’ und ‘London Transport’ 


Der letzte größere Streik bei Bahnen, Bussen und U-Bahnen brachte den 
Arbeitern 1982 eine herbe Niederlage ein. Seither sind Teile des öffentli- 
chen Nahverkehrs und der Bahn privatisiert worden, die Arbeitsbedingun- 
gen und Löhne haben sich drastisch verschlechtert. Der Zustand der Bah- 
nen und Busse: vieles ist veraltet oder kaputt; allein wegen Personalman- 
gel müssen täglich bis zu 170 Züge abgesagt werden. Der Streik richtete 
sich gegen die aus der Sparpolitik resultierende Arbeitshetze, die dem zu- 
grunde liegenden Personaleinsparungen, die irrsinnigen Überstunden und 
die mickrigen Löhne. 

Begonnen hatten die Tarifverhandlungen Mitte Juni 89. Schon bald da- 
rauf hörte das Wartungspersonal der Londoner Busse und Bahnen auf, zu 
arbeiten. Sie hatten sich schon frühzeitig unabhängig von der Gewerk- 
schaft organisiert. Der dritte wilde Streiktag am 4.7. - sie legten ihn auf je- 
nen Tag, an dem auch 500.000 Staats- und Verwaltungsangestellte streik- 
ten - war eine direkte Antwort auf ein 8% Lohnangebot der Unternehmer. 
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Insgesamt waren die ersten 5 Streiktage inoffizielle, also wilde Streiks, 
an denen bis zu 18.000 Arbeiter teilnahmen. Erst am 11.7., vier Wochen 
nach Streikbeginn, rief die Fahrergewerkschaft ASLEF ebenfalls zu Streik- 
aktionen auf und begann, sich mit den anderen Gewerkschaften (NUR 
u.a.) an die Spitze des Arbeitskampfs zu stellen. Zu Beginn wollten die 
Basiskomitees den ASLEF-Fahrerstreik nicht unterstützen; dies war eine 
Reaktion auf den Führungsanspruch der Gewerkschaften, was ihnen als 
Sektiererei ausgelegt wurde. 

Mit dem Ausruf des ersten 24-Stunden-Streiks am 11.7. durch die Ge- 
werkschaften begannen diese, die Kontrolle wiederzugewinnen. 

Am 12.7. folgte einem 8,8%-Angebot erneut ein wilder Streik, ein 
"Furious walk-out" von 3000 Fahrern und 12.500 Stationsbediensteten. Für 
den 14.7. riefen die Gewerkschaften ihrerseits zu einem weiteren 24-Stun- 
den-Streik auf. Das wiederholten sie als Kampftaktik wöchentlich einmal. 
Am 10.8. streikten die Londoner U-Bahn-Fahrer erneut, obwohl die Ge- 
werkschaft die geplanten Aktionen wegen der laufenden Verhandlungen 
abgesagt hatte. Auch am 13.8. streikten ein Drittel der Fahrer wieder wild 
gegen die Aufforderung der ASLEF, normal zu arbeiten. Gleichzeitig 
drohten die Unternehmer zum ersten Mal Entlassungen gegen wild Strei- 
kende an - dieses Zusammenspiel sitzt! 

Auf einem Massenmeeting der Basis am 15.8. werden keine weiteren 
Streiks der Basiskomitees beschlossen, jedoch die Unternehmer vor Maß- 
nahmen gegen die Streikaktivisten gewarnt. Das eigentliche Ende der wil- 
den Streiks wurde parallel zu den Entlassungsdrohungen durch die Ergän- 
zungsdrohung der Gewerkschaften, solchen Entlassenen keine gewerk- 
schaftliche Unterstützung zukommen zu lassen, erzwungen. Dieser geball- 
ten Macht fühlten sich die Streikenden trotz aller Wut nicht gewachsen. 
Durch einen Vergleich der Vermittlungsinstanzen kam es letzlich zu ei- 
nem 8,75%-Abschluß, das ergibt inklusive aller Zuschläge maximal 21%, 
was täuscht: real sind es zwischen 6-7 £ Grundlohn, d.h. 13-17 £ inklusive 
aller Zuschläge die Woche. Jene, die den Streik vor drei Monaten began- 
nen, erfuhren von diesem Abschluß erst durch das Radio. An der Basis 
war der Ärger groß. Am 5.9. streikte das Wartungspersonal nochmal, an- 
geblich zur Unterstützung des Abschlusses, wohl aber mehr aus Wut über 
diesen. 

“British Rail’, besonders aber ‘London Transport’, ist einer jener Sek- 
toren, für die die Regierung Anfang der 60er Jahre massiv Arbeiter aus der 
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Karibik anwarb. 1979 begannen die Konservativen, immer mehr Teile des 
staatlichen Transportwesens zu privatisieren. Teile, wie einzelne Busli- 
nien, wurden verkauft, die Subventionen in diesen Teil gesamtgesell- 
schaftlicher Reproduktion stark gekürzt und durch hohe Preissteigerungen 
wieder profitabel gemacht. In allen Bereichen verschlechterten sich die 
Löhne und Arbeitsbedingungen enorm. Sowohl wegen der niedrigen Löh- 
ne als auch der Personaleinsparungen, mußten die Arbeiter viele Überstun- 
den machen; bis zu 14-16 Stunden-Schichten sind dort keine Seltenheit. 
Ein “Manchester Action Comitee’ verlangt 15% mehr Grundlohn; der bis- 
herige liegt bei nur 90 £ für eine 39-Stunden-Woche, mit der Begründung, 
"die Notwendigkeit von Überstunden zu beenden". 

Schon zu Beginn der Tarifverhandlungen organisierte sich das War- 
tungspersonal depotweise in ‘Rank-and-File-Groups’? oder ‘Action Comi- 
tees’. Auf den übergreifenden Meetings kamen 250 Koordinatoren aus al- 
len Depots zusammen und diskutierten hinter verschlossenen Türen; für 
offizielle Gewerkschaftsvertreter und die Presse ist die Teilnahme verbo- 
ten. 

Sie riefen ihre Streiks und Aktionen immer erst einen Tag vorher aus 
und bekamen 100%ige Unterstützung. Darüber waren die Gewerkschaften 
verständlicherweise "completely confused". Dennoch gelang es den Basis- 
komitees nicht, den Streik gegen den 8,75%-Abschluß der Gewerkschaf- 
ten ASLEF, NUR, TGWU und deren Repressalien durchzusetzen. Insge- 
samt weder ein Sieg noch eine Niederlage; die Stimmung der Streikenden 
war durchweg sehr gut, doch weder sind die Arbeitsbedingungen verbes- 
sert, noch die Löhne angesichts einer bei 8% liegenden, und weiter stei- 
genden Inflationsrate, wesentlich erhöht worden. 


Streik der ‘National And Lokal Government Workers’ 


NALGO ist die Gewerkschaft der staatlichen und kommunalen Verwal- 
tungsangestellten und Bediensteten, zum größten Teil ein reiner Niedrig- 
lohnsektor, in dem fast nur Frauen, zumeist weiße, arbeiten. Teilen dieses 
Sektors droht immer wieder der Bankrott, Sozialprogramme und AB-Maß- 
nahmen werden häufig wieder geschlossen. Löhne, besonders aber Über- 
stundengelder und Zuschläge, waren teilweise seit Monaten überfällig. 


Basisgruppen 
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Davon betroffen waren in erster Linie Putzfrauen, Gärtner oder Hausmei- 
ster. Darüberhinaus beabsichtigte die Regierung, den national geltenden 
Tarifvertrag durch dezentral ausgehandelte abzulösen, also diesen großen 
Sektor zu splitten und die Verträge zu flexibilisieren. Löhne, überfällige 
Gelder, Überstunden und der Erhalt der einheitlichen Verträge sind die 
Themen des Arbeitskampfs gewesen. Der Staat bot zu Beginn der Ver- 
handlungen 7% mehr Lohn, bei einer 8%igen Inflationsrate. Am 1.7. leg- 
ten 500.000 Leute auf den Aufruf der NALGO die Arbeit für einen 24- 
Stunden-Streik nieder. Sie forderten 12% mehr Lohn oder 1200 £ jährlich, 
und die Aufrechterhaltung der bisherigen nationalen Tarifverträge. Es ist 
die größte Anzahl von Frauen, die jemals gestreikt hat. In Birmingham 
wurde bereits seit 13 Wochen wegen überfälliger Gelder gestreikt. Inner- 
halb von 4 Wochen werden vier landesweite 24-Stunden-Streiks ausgeru- 
fen; die der niedrigbezahlten und in den Schlüsselpositionen arbeitenden 
Telefonistinnen, "Empfangsdamen", Sekretärinnen oder EDV-Arbeiterin- 
nen und den Steuer-, bzw. Finanzangestellten sind dabei am wirkungsvoll- 
sten. In London wurde darüberhinaus ein Rathaus besetzt. 


Am 11.8. wird eine 9,5%ige Lohnerhöhung für die unteren und eine 
8,6%-ige für die höheren Lohngruppen beschlossen. Der nationale Vertrag 
bleibt erhalten. Dieser Abschluß gilt als Marke für die folgenden Tarifver- 
handlungen mit den Krankenwagenfahrern, der Feuerwehr und der Post. 
Der damalige Innenminister Hurt droht, "wenn das so weitergeht", sehr 
deutlich mit einer bis zu 15%igen Inflationsrate als unmittelbare Antwort 
auf die neuen Lohnforderungen. 

Während des Streiks hat die NALGO Tausende neuer Mitglieder und 
Hunderte neuer "Betriebsräte" gewonnen, aber insgesamt, übers Jahr ge- 
sehen, Mitglieder verloren. Noch einen Monat später folgte in London ein 
zweitägiger Streik gegen die Suspendierung eines Gewerkschaftsaktivisten 
sowie landesweit einige Streiks gegen Versuche, das Ergebnis auf regiona- 


ler Ebene zu unterlaufen. 
Bausektor und Streiks 


London ist eine einzige große Baustelle. Die “Dockland Redevelopment 
Area’ gilt als "die größte Baustelle Europas", Der Bausektor ist einer der 
größten Boomsektoren in England. Es herrscht Facharbeitermangel. 
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Im Herbst streikten die Stahlmattenflechter, wild und gewerkschafts- 
unabhängig. Sie verhandelten direkt mit den Unternehmern. Es sind fast 
alles junge, weiße Facharbeiter; eine Solidarität oder Zusammenarbeit mit 
den anderen Berufen auf dem Bau lehnten sie ab. Nach insgesamt 10 
Wochen Streik setzten sie eine Lohnerhöhung von 70 £ die Woche durch. 


Ansonsten ist das, was auf dem Bau läuft, ziemlich unbeschreiblich. 
Die Masse der Arbeiter sind junge, ausgewanderte Iren oder so eine Art 
Wanderarbeiter aus den deindustrialisierten Regionen Nordenglands; sie 
arbeiten in einer 7-Tage-Woche 12 Stunden am Tag, Sonntags sechs Stun- 
den. Überstunden- oder Wochenendzuschläge gibt es nicht, der Lohn liegt 
bei nur 2.50 £ die Stunde, also bei 7.50 DM. Jene aus dem Norden kom- 
men für die Saison nach London, arbeiten sich krumm, schicken Geld 
nach Hause und sparen auch noch für den Winter. In London wohnen kön- 
nen sie wegen der irrsinnigen Lebenshaltungskosten, insbesondere der 
Mieten, nicht. Eine Wohnung ist dort doppelt so teuer wie im Norden. 
Viele wohnen für die Zeit der Arbeit in besetzten Häusern und Wohnun- 
gen. 

Auf den Baustellen existiert absolut kein Arbeitsschutz mehr, er ist 
völlig zurückgedrängt. An die Gesetze wird sich nicht gehalten. Allein 
1988 verunglückten über 160 Bauarbeiter tödlich: Für solche Unfälle zahlt 
der Unternehmer 1000£ Strafe, das ist alles, Erste Aktionen vor dem Par- 


lament gegen die gefährlichen Arbeitsbedingungen liefen im September 
89. 


Die "35-Stunden-Wochen-Kampagne" 


Erst seit Ende letzten Jahres wird die 35-Stunden 


werkschaften als eine zentrale Forderung landesweit thematisiert. Die 


CSEU (Confederation Of Shipbuilding And Engineering Union) mit 
70.000 Mitgliedern repräsentiert zusammen mit der AEU (Ingenieure) 
rund 2 Mio. Beschäftigte. Im Herbst wurde die Forderung nach der 35- 
Stunden-Woche an die Spitze eines Forderungskatalogs gestellt, der neben 
einer lächerlichen Lohnforderung von maximal 4 £ mehr die Woche, hö- 
here Zuschläge, mehr Urlaubstage und weniger Überstunden enthielt. Das 


Ziel sei eine 4,5-Tage-Woche. 11 Betriebe sollten mit dieser Forderung 
bestreikt werden. 


-Woche von einigen Ge- 
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Auch die Autoindustrie-Gewerkschaften - so war im Oktober 89 zu 
lesen - werden die 35-Stunden-Forderung aufstellen; darüberhinaus haben 
sie Lohnforderungen. Beides wird mit den Rekord-Profiten der Autoher- 
steller im vergangenen Jahr begründet. 

Im November 89 begannen im Rahmen der üblichen Tarifverhandlun- 
gen die gewerkschaftlichen Aktivitäten und Streiks. Die Streiktaktik 
scheint eine vom DGB abgekupferte Variante des Minimax-Modells zu 
sein, Streiks waren von den Gewerkschaften nur in einigen Betrieben vor- 
gesehen. Im November traten 9000 Arbeiter(innen?) im Flugzeug- Moto- 
ren- und Maschinenbau bei British Aerospace (BA), Rolls Royce und 
Smith in den Streik für die 35-Stunden-Woche. Im Automobilsektor streik- 

ten die Arbeiter 24 Stunden für 70 DM mehr die Woche und die 35-Stun- 
den-Woche, darüberhinaus wurden zeitweise die Überstunden verweigert. 
In den 22 Ford-Werken ist bis heute nicht gestreikt worden. Die Gewerk- 
schaften haben dies um jeden Preis zu verhindern versucht, wie es ihnen 


überhaupt gelang, eine insgesamt streikbereite Stimmung vollständig auf- 
laufen zu lassen. 


Wie und warum die Gewerkschaften den Arbeitskampf verhinderten 


Von Seiten des Kapitals und der Regierung wurden verschiedene Interes- 
sen ins Spiel gebracht, deren inhaltliche Klammer der Versuch ist, die im 
europäischen Vergleich recht niedrige Produktivität der der Konkurrenz 
anzugleichen, bzw. im Ausgleich ein äußerst niedriges Lohnniveau (wei- 
terhin) durchzusetzen. Während die Regierung darauf besteht, daß die 
Lohnabschlüsse unter einer 10%-Erhöhung bleiben und andernfalls mit ei- 
ner weiteren Steigerung der schon Jetzt 7,5%igen Inflationsrate droht, set- 
zen. die Unternehmer auf die Durchsetzung regionaler, anstelle der natio- 
nal geltenden, Tarifverträge. Erklärtes Ziel des Unternehmerverbandes ist 
es, durch separate Abschlüsse eine nationale Arbeitszeitregelung zu ver- 


hindern. Und zweitens fordern sie die Durchsetzung von Flexibilisierung 
und Teamarbeit. 


Beispiel Ford: Dort stimmten 81% der 32.000 ArbeiterInnen bereits im 
November für den Streik. Dennoch ist es der TGWU bisher gelungen, den 
Streik entgegen diesem eindeutigen Votum zu verhindern. Den großen 
Druck versuchen sie einerseits durch "selektive Aktionen" aufzufangen und 
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damit gleichzeitig den "general walk out", den Gesamtstreik zu verhin- 
dern. Ihre letzte Begründung war, doch erst noch die weiteren Tarifgesprä- 
che abzuwarten. 

Ford zahlt von allen Automobilmultis die niedrigsten Löhne, sie liegen 
mit durchschnittlich 150 £/Woche rund 35 £ unter denen der Arbeiter bei 
Jaguar, das Ford im Rahmen einer Fusionierung für 1,6 Mrd. £, weit über 
Preis, gekauft hat. Zudem hat Ford den höchsten Anteil schwarzer Arbei- 
ter(innen?) und setzt zentral auf diesen rassistischen Niedriglohn. Ford 
England ist zudem der profitabelste Teil des gigantischen Multis. 

Mittlerweile haben 600 Facharbeiter der Klempner- und Elektrikerge- 
werkschaft EEPTU im Liverpooler Werk einen Streik begonnen. Dieser 
wird von der TGWU und der AEU nicht anerkannt, sie organisieren den 
massiven Streikbruch und die Isolierung der Streikenden. Dies gelingt ih- 
nen deshalb, weil die EEPTU 1986 als Streikbrechergewerkschaft gegen 
den Druckerstreik auftrat. Die Folge ist die vollständige Desorientierung 
und Frustrierung aller Ford-ArbeiterInnen und die Eliminierung der 
Streikstimmung. 


Beispiel British Aerospace: "Die Streikbedingungen waren gut, Rekord- 
profite, volle Auftragsbücher, Facharbeitermangel, die ‘just-in-time-me- 
thode', dennoch gaben sich die Gewerkschaften (NEI und AEU) jede er- 
denkliche Mühe, einen Durchbruch zu verhindern und ließen die guten 
Karten ungenutzt." (Socialist Worker, 6.1.90). Die NET, eine kleine lokale 
Gewerkschaft, schloß in Edinburgh als erste einen lokalen Tarifvertrag 
über die phasenweise Einführung der 37-Stunden-Woche über 2 Jahre ab; 
sie spaltete sowohl die Streikenden, wie sie auch die Gesamtforderungen 
unterlief. 

Der nächste Schritt ging von den Untenehmem aus, die Arbeiter in 
Bussen aus den nicht bestreikten Zweigwerken ins bestreikte Hauptwerk 
bringen ließen. Zunächst verweigerten die meisten diese Arbeit und wur- 
den daraufhin suspendiert (quasi ausgesperrt). Der an sich guten Stim- 
mung an den Streiklinien versetzte jene Gewerkschaftsentscheidung den 
letzten Schlag, nun jene Arbeiter, die in firmeneigenen Bussen angekarrt 
wurden und entlassungsbedroht waren (u.a. wegen der Drohung der 
Zweigstellenschließung), durch die Streikposten zu lassen. Angesichts der 


neuen Gewerkschaftsgesetze illegalisierten sie damit weitere konsequente 
Streikposten. 
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Dennoch zog sich der Streik noch bis Februar hin. Zum Ende war der 
Streitpunkt die bezahlten Teepausen, die das Unternehmen streichen, die 
Arbeiter halten wollten. Dies gelang ihnen zwar, aber sie mußten für die 
Einführung der 37-Stunden-Woche heftige Veränderungen in Sachen neue 
Arbeitszeiten, Flexibilisierung usw. hinnehmen. 


Beispiel Rolls Royce: Hier kürzte die CSEU im Laufe des 10-wöchigen 
Streiks die Streikgelder von 125 auf zuletzt nur noch 60 £ die Woche. 
"Wütend sahen sich die Arbeiter zur Rückkehr zur Arbeit gezwungen" und 
damit zur Annahme der phasenweisen Einführung der 35-Stunden-Woche 
in Form von 9 Tagen Arbeit im 14-Tage-Rythmus. Im Gegenzug konnte 


das Kapital seine Forderung nach Pausenkürzungen, flexibler Arbeitszeit 
und Gruppenarbeit durchsetzen. 


In diesen Sektoren ist es den Arbeitern(innen?), zumeist weiße Fachar- 
beiter, nicht einmal ansatzweise gelungen, dem gewerkschaftlichen Kom- 
mando zu entkommen. Sie hatten diesem Ausverkauf und dem Abwürgen 
ihrer Streikbereitschaft nichts weiter als hilflose Wut entgegenzusetzen. 
Dem Kapital ist es in Kooperation mit den Gewerkschaften gelungen, den 
großen, allgemeinen Streik zu verhindern, relevante Lohnerhöhungen ab- 
zublocken, um gleichzeitig neue Arbeitszeiten und -formen durchzusetzen; 
ein wichtiger Sprung für das sich modernisierende britische Kapital. Es 
hat den sogenannten Kampf um die 37-Stunden-Wochen-Forderung voll- 
ständig für sich nutzen können und zum Ausgangspunkt einer entschei- 
denden arbeitsintensivierenden Modernisierung in der Arbeitsorganisation 
gemacht. Es hat sich mit der 37-Stunden-Wochen-Forderung um einen 
Inhalt gehandelt, der den Beschäftigten in der Tat nur Nachteile bringt und 
das Kapital so oder so als Sieger aus den Verhandlungen hervorgehen läßt. 


Der ‘Ambulance Strike’ 


Die Tarifverhandlungen für die 22.500 Krankenwagenfahrer begannen im 
Herbst 89. Die Arbeitsbedingungen hatten sich nach jahrelangen Ver- 
schärfungen bis hin zur Unerträglichkeit zugespitzt, was allerdings für 
viele Sektoren gesagt werden kann. Einsparungen, Personalkürzungen und 
die Inflation plus der Preissteigerung hatten die Löhne stark entwertet und 
die Arbeitsintensität extrem hochgedrückt; 70, 80 oder gar 90 Stunden die 
Woche sind durchaus nicht selten, eher sogar die Regel. Trotz unterschied- 
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lichster Zusatzqualifikationen der Krankenwagenfahrer bekommen sie die- 
se nicht vergütet. 

Die Gewerkschaft NUPE ging mit bis zu 20%igen Lohnforderungen in 
die Tarifverhandlungen. Im September 89 machte die Gesundheitsbehörde 
den Fahrern ein lächerliches Angebot von 6,5%. Im Londoner Eastend 
antworteten die Fahrer umgehend mit einem Dienst nach Vorschrift und 
verweigerten die Überstunden. Mitte September stimmten drei Viertel ge- 
gen dieses Angebot und für den Streik. Dies bedeutete zunächst nicht die 
völlige Arbeitsniederlegung, sondern nur die Verweigerung normaler 
Transportfahrten; der Notfalldienst wurde aufrecht erhalten. Am 23.10., 
fünf Wochen nach Streikbeginn, wurden auf Weisung des Gesundheitsmi- 
nisters Clark die Notrufe außer Betrieb gesetzt; umgebaute Polizeitrans- 
porter, Taxis, Polizisten und Belegschaften des ‘Roten Kreuzes’ sollten 
die Rettungswagen zumindest teilweise ersetzen. In London demonstrier- 
ten Tausende gegen diese Maßnahme. Anfang November wurden die 
Streikenden in London offiziell suspendiert, ausgesperrt, einen Tag später 
der Einsatz des Militärs als Streikbrecher angeordnet. Trotzdem die Regie- 
rung derart ein Streik-Ende zu erzwingen versuchte, lehnten die Fahrer so- 
wohl ein neues, diesmal 9%iges Angebot, als auch eine neue Lohndiffe- 
renzierung auf Regions- und Ausbildungsbasis ab. Die Führung des klei- 
nen Berufsverbandes, auf den die Regierung von vornherein spalterische 
Hoffnungen setzte, akzeptierte dieses Angebot. Daraufhin verließen 1225 
Mitglieder den Verband und schlossen sich der NUPE an. Anfang Dezem- 
ber fanden landesweit die ersten Solidaritätsstreiks statt. Mitte Dezember 
versuchte die Regierung eine breite Kampagne gegen die Streikenden. In 
Yorkshire reagierten sie zuerst auf die Aussperrungen mit dem Aufbau 
eines alternativen Notdienstes gegen die sehr langsamen und unzuverlässi- 
gen Militärambulanzen. Am 15.12. wurden endgültig alle Notrufleitungen 
blockiert und alle Anrufe in das Polizeikontrollzentrum von Scotland Yard 
umgeleitet. Dies war einerseits der Versuch, die Streikenden in der Öffent- 
lichkeit zu diskreditieren und ihnen vor allem die Kontrolle über den Not- 
dienst zu entziehen, und die nach wie vor von den Streikenden gehaltenen 
Fahrzeuge nutzlos zu machen, denn gerade auf der Aufrechterhaltung ei- 
nes professionellen Notdienstes, den das Militär nicht garantieren konnte, 
beruhte ihre Sympathie in der Bevölkerung. Zumindest einige der Wachen 
waren auch besetzt, Manager und Behördenvertreter kamen dort nicht hin- 
ein. Dies und die Aufrechterhaltung des Notdienstes sollten durch die Not- 
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rufblockierung unterlaufen werden. Im ‘SIREN’, dem inoffiziellen Streik- 
bulletin war derweil zu lesen, daß "jede Menge Saboteure an der Arbeit 
sind" und die Wagen der privaten Ambulanzdienste, die von der Gesund- 
heitsbehörde angemietet wurden, kaputt machen. In diesem Flugblatt wur- 
den diese Fahrer zudem aufgefordert, die Wagen irgendwo abzustellen 
und ne Bratwurst essen zu gehen. 

Auch in London und anderswo antworteten die Fahrer mit dem Aufbau 
eines alternativen Notdienstes und verteilten auf Flugblättern neue Notruf- 
hummern. Sie arbeiteten fortan unbezahlt auf der Basis landesweiter Spen- 
densammlungen; besonders die Labour-Gemeinden unterstützten diese 
neue Variante von unbezahlter Arbeit. Militär und Rettungsdienste began- 
nen sich quasi Konkurrenz zu machen; es ist allerdings fraglich, ob da- 
durch die Militärambulanzen auszuschalten waren. In jenen Wochen wur- 
den 4,7 Mio. Unterschriften für die Forderungen der Streikenden gesam- 
melt: die größte Sammlung, die es je in England gab und Beweis für die 
erstaunlich dauerhafte Sympathie. Bis hierhin waren alle Spaltungs- und 
Hetzkampagnen der Regierung fehlgeschlagen. Am 13.1.90 versuchte der 
Gewerkschaftsdachverband TUC seinerseits, die breite Solidarität einzu- 
dämmen, indem er zu einer Demo ausschließlich der Fahrer mobilisierte. 

Der 31.1. war der bisherige Höhepunkt des Streiks: "Die Sanitäterge- 
werkschaft nahm eine der größten Darbietungen von Sympathie in einem 
Arbeitskampf entgegen, als Hunderttausende an den Demos und Ver- 
Sammlungen zur Unterstüzung der Lohnforderungen teilnahm." Allein je 
20.000 in Glasgow und Liverpool. landesweit wurden von den Luftfahrt- 
arbeitern, Bergarbeitern, PostlerInnen, GesundheitsarbeiterInnen und städ- 
tischen Angestellten 15-minütige Solidaritätsstreiks durchgeführt. Dieses 
"secondary Picketing" ist seit den neuen Gewerkschaftsgesetzen verboten 
und allein schon deshalb beachtenswert. Diese breite Solidarität erklärt 
sich nicht zuletzt daraus, daß gerade in jenen Sektoren diese Solidaritäts- 
streiks liefen, wo die ArbeiterInnen zuvor in den Tarifverhandlungen der- 
be über den Tisch 8€zogen wurden und die Wut über die nichtsbringenden 
Tarifabschlüsse noch groß ist. 

Mittlerweile ist der Streik beendet; für die Unternehmer endete er in 
einem Debakel, für die ArbeiterInnen in einem unglaublichen Erfolg: Sie 
gewannen eine 16%ige Lohnerhöhung. Die Gegenseite kostete der Streik 
6 Mio. DM wöchentlich. Der Einsatz von Polizei und Militär als Streik- 
brecher war nicht in der Lage, den Rettungsdienst zu übernehmen. Es kam 
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zu vielen Verzögerungen; selbst Teile der bürgerlichen Presse berichteten 
von lebensbedrohlichen Verspätungen. Auch das erklärt zum Teil die 
enorme Breite der Solidarität. Für Anfang Februar war ein weiterer lan- 
desweiter Aktionstag angesetzt, an dem wahrscheinlich Hunderttausende, 
wenn nicht gar Millionen in den Solidaritätsstreik getreten wären. Die Po- 
sition der Regierung war nicht mehr zu halten; ein Freund der ‘Support 
Group’ sagte uns, daß dies den Sturz Thatchers hätte heraufbeschwören 
können. Zwar gaben sich die Gewerkschaften zum Ende des Streiks im- 
mer gemäßigter, bremsten landesweite Aktionen, verweigerten Aufrufe, 
um die Kontrolle zu behalten (nach eigenen Worten!), aber das 16%-Er- 
gebnis ist dennoch phantastisch, gar bahnbrechend. So sind während die- 
ses Streiks die neuen Gewerkschaftsgesetze durch das verbotene "secon- 
dary picketing" (Solidaritätsstreiks) durchbrochen worden, aber noch 
wichtiger ist, daß die Regierungsvorgabe, keinen Abschluß über 10% zu- 
zulassen, überwunden wurde. Er wird möglicherweise zum Maß weiterer 
Arbeitskämpfe und hat einige der sparpolitischen Ziele der Regierung zu- 
nichte gemacht. Derzeit streiten sie sich noch über die Laufzeit; die Regie- 
rung fordert als Ausgleich eine dreijährige, an die sich aber wohl ohnehin 
niemand halten würde. In Liverpool und Manchester geht der Streik für 
einen nur einjährigen Abschluß noch weiter (Anfang März). 

Dieser Streik ging jedenfalls tatsächlich an den Nerv der kapitalisti- 
schen Politik und könnte, wenn sich dieser Erfolg "rumspricht", die Blok- 
kierung und Geschlagenheit der britischen ArbeiterInnen aufheben; um so 
mehr, wenn im Zuge einer zu erwartenden Labour-Mehrheit bei den näch- 
sten Wahlen neue Ansprüche gestellt und Hoffnunegn geweckt werden. 
Aber dies fällt jetzt wohl zu sehr in den Bereich der Prophezeihungen. Wir 
werden sehen. 


Nachtrag: "Noch einmal haben die Support Groups eine große Rolle 
während eines Arbeitskampfs gespielt" (J.Lang, TUSU). Sie haben den all- 
ergrößten Teil der Mobilisierung, oft gegen die Weigerung der Gewerk- 
schaften, zustande gebracht. Tausende kamen zu den Demos, deren Auf- 
ruf, Unterstützung und Teilnahme .die Gewerkschaften verweigerten. Die- 
se Unterstützungsgruppen blockierten u.a. in London die streikbrechende 
Polizeistation. Auf den Punkt gebracht hätte es einen solchen entschlosse- 
nen und vor allem erfolgreichen Streik nicht gegeben; es war ein Streik 
dieser Basisorganisationen (siehe ‘Solidarity Network’ No.7). 
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Arbeitskämpfe in England 


Die Hafenarbeiter gehörten zu den letzten Bastionen traditionell 
kampfstarker Arbeitermacht. Nach der Niederlage der Bergarbeiter, Druk- 
ker und Seeleute, war ein lange vorbereiteter Angriff auf die Häfen abzu- 
sehen. Schon Monate vor Beginn der Auseinandersetzungen bereiteten 
sich Militante der Häfen und Solidaritätsgruppen auf einen Streik vor. 

Der Kampf, der sich als mehrmonatiges Drama entpuppen sollte, be- 
gann mit wilden Streiks in verschiedenen Häfen. Es folgte ein Hin und 
Her von Aufrufen der Gewerkschaft TGWU, an die Arbeit zurückzukeh- 
ren, um dann, nach Einhaltung aller gesetzlichen Bedingungen, in einen 
offiziellen Streik zu treten. Mehrfach wurden Streiks begonnen, wieder 
abgebrochen und wieder aufgenommen. Thatchers neue Gesetzgebung 
und die Treue zur Gewerkschaft mußten immer wieder als Grund für die 
Arbeitsaufnahme herhalten. 

Seit der Regierungsübernahme durch die konservativen Torys 1979 
greift der Thatcherismus alle Orte und Zentren einer organisierten Arbei- 
termacht an und zerschlägt sie. Die Restrukturierung des kapitalistischen 
Kommandos setzt die Zerschlagung der politischen Klassenzusammenset- 
zung in den Zentren der Massenarbeit voraus. In den Abwehrkämpfen hat 
die weiße Kernarbeiterklasse herbe Niederlagen eingesteckt, und die 
Landschaft der britischen Klassenzusammensetzung wurde vollständig 
verändert. Gegen die Blockierung der Verwertung, die häufigen Fabrik- 
kämpfe und die Krise konnte das Kapital eine neue sozialgeographische 
Zonierung durchsetzen. Die alten Industriezentren sind hin. Über’s Land 
verstreut finden wir die neuen High-Tech-Akkumulationszentren. Große 
Teile der Briten sind heute Wanderarbeiter im eigenen Land, vertrieben, 
verarmt und oftmals obdachlos. Parallel zu diesen Angriffen liefen die 
heftigen Attacken auf die Tarif- und Gewerkschaftsgesetze. An der Flos- 
kel, die englischen Gewerkschaften seien so stark, daß sie sogar so "blöd- 
sinnige" Forderungen wie Heizer auf E-Loks durchzusetzen vermochten, 
war ja nun was dran. Oder eine andere Anekdote: Stellen sich zwei strei- 
kende Bergarbeiter mit’m Pappschild, wo draufsteht "Official NUM 
Picket“, an eine Bahnlinie. Der ankommende Lokführer eines Kohletrans- 
portes geht prompt in die Bremsen, mit der Begründung: "I'll never cross 
a picketline" ("Ich werde niemals eine Streikpostenlinie überschreiten”). 
Das sind nur zwei Beispiele für die relative Macht der Gewerkschaften. 

Ausdruck einer Arbeitermacht, die keineswegs revolutionär ist, sich aber 
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sehr teuer zu verkaufen wußte. Seither wurde das Streikrecht stark einge- 
schränkt, viele Formen des Streiks illegalisiert, in den Auseinandersetzun- 
gen Gewerkschaftskassen beschlagnahmt und Streikende teils mit hohen 
Haftstrafen bedacht. Tausende von Bergarbeitern wurden während des 
Streiks verhaftet und mit jahrelangen Prozessen überzogen; dies wieder- 
holte sich im Druckerstreik. Im Gleichklang setzten sich sowohl in der 
Labour-Party als auch den Gewerkschaften modernisierende Kräfte durch; 
derzeit werden die ‘unions’ dem deutschen Modell angeglichen. An die 
Stelle der unzähligen Berufsgewerkschaften treten die Industriegewerk- 
schaften. Die EEPTU im Druckerstreik, die TGWU im Hafenarbeiter- 
streik, jedesmal standen die "modernen" Gewerkschaften auf der Seite des 
Kapitals, um die Kämpfe der Arbeiter zu brechen. 

An einer Arbeitsstelle sind heute in einer Halle zehn verschieden Be- 
rufe mit zehn verschiedenen Gewerkschaften vertreten, die alle eigene Ta- 
rifverträge haben und, wenn sie streiken, gleich ganze Abteilungen lahm- 
legen, wie z.B. der Streik der 200 Schweißer auf der Vickers-Werft den 
ganzen Betrieb mit 12.500 Beschäftigten. An ihre Stelle soll jetzt eine Ge- 
werkschaft, z.B. der Metallarbeiter, für alle Beschäftigten stehen, und er- 
höhte und zentralisierte gewerkschaftliche Kontrolle herstellen. Das Funk- 
tionieren eines solchen Kooperationsmodelles ist in der jüngsten Kampag- 
ne für die 35-Std.-Woche und den Streiks im Flugzeug- und Motorenbau 
deutlich geworden. Die Gewerkschaft übernahm die Aufgabe, dem sich 
umstrukturierenden Kapital die ArbeiterInnen vom Hals zu halten. Daß es 
ihnen gelang, ist zugleich Ausdruck der Schwäche einer traditionell sehr 
gewerkschaftsgläubigen weißen Kermarbeiterklasse. 

Es ist kein Zufall, daß ein ähnlicher Angriff im Laufe des Jahres 1989 
auf die Transportarbeiter, die Bus-, Bahn- und U-Bahnarbeiter mißlang. 
Dies ist ein Sektor, in dem sehr viele Schwarze3 arbeiten, die in den späten 
60em für die ‘London Transport’ als Arbeitsimmigranten angeworben 
wurden. Sie sahen sich von Beginn an mit einem die ganze englische Ge- 
sellschaft durchziehenden Rassismus konfrontiert, und machten in einigen 
einschneidenden Streikerlebnissen, z.B. denen bei ‘Grunwick’ oder *Impe- 
rial Typewriter’, die Erfahrung mit einer rassistischen weißen Gewerk- 
schaft, die ihnen nach allen Regeln der Kunst in den Rücken fiel. Die Mig- 


3 "Schwarze" ist in Großbritannien ein politischer Begriff, unter dem sich alle "Nicht-Wei- 


Ben" selbst verstehen. 
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ranten begannen sehr schnell eigene, schwarze Organisationsformen zu 
entwickeln, und griffen dazu auch auf ihre Kampferfahrungen in den anti- 
kolonialen Befreiungskämpfen zurück. Dies gilt insbesondere für die 
schwarzen Frauen, die meist alleinstehend nach Großbritannien kamen, 
und in diesen Befreiungskämpfen zunächst antipatriarchale Erfahrungen 
gemacht hatten, und sich später dem patriarchalen Roll Back der "revolu- 
tionären" Männer ausgesetzt sahen. 

Die Schwarzen verankerten ihre Kämpfe sehr schnell in der communi- 
ty. Von da kam - auch finanzielle - Unterstützung, und sie bauten ein 
schier unüberschaubares Netz von Arbeiterassoziationen, Frauengruppen 
und Gemeinschaftszentren auf. Diese Tradition und Erfahrung kam 
höchstwahrscheinlich auch im Transportarbeiterstreik zum Tragen. Es war 
ja in erster Linie ein wilder Streik, von Basiskomittees, “rank‘'n’file 
groups’, organisiert und durch die Gewerkschaftsgesetze wenig angreif- 
bar. Die Reaktion auf die schwer kontrollierbaren Kämpfe sieht derzeit so 
aus, daß der Industrieminister Fowler im Oktober 89 einen Gesetzentwurf 
vorlegte, der im wesentlichen Streiks in Schlüsselbereichen wie Transport 
(Streik 89), Krankenhaus (Streik 88/89) oder Krankentransport (Streik 
89/90) verbieten soll. Der dann folgende Einsatz der Armee als Streikbre- 
cher oder auch gegen die Streikenden wurde im Sommer 89 während des 
Transportarbeiterstreiks bereits erwogen und dann gegen die Krankenwa- 
genfahrer erstmals seit zehn Jahren wieder angewandt, als Vorwegnahme 
und Probelaufs des Gesetzentwurfes. 

Gegen die Angriffe entwickelte die Klasse, insbesondere seit dem 
Bergarbeiterstreik 84/85, eine ganze Anzahl neuer Strukturen, Tendenzen 
und Ansätze neben oder gar offen gegen die nach dem Rechtsruck deutlich 
repressive gewerkschaftliche Kontrolle. Einige der letzten Streiks waren 
dem Kapital und dem Staat bereits halbwegs aus dem Ruder gelaufen, etli- 
che waren wilde oder halbwilde Streiks, wie die der See-, Bus-, Bahn-, 
Krankenwagenfahrer oder der Stahlmattenflechter. Streiks für sich können 
schon als Rückschlag für die Herrschenden gesehen werden, die seit 1979 
massiv versuchen, die sogenannte "englische Krankheit", die Streikfähig- 
keit und -bereitschaft, durch Anti-Gewerkschaftsgesetze, brutale Polizei- 
einsätze, Streikverbote, Beschlagnahmung von Streikkassen, Einsatz von 
Streikbrechern und Militär zu brechen. 

Aber noch einmal zurück zum Bergarbeiterstreik. Dieser, und in seiner 
Verlängerung der Druckerstreik in Wapping, haben in Ansätzen eine gan- 
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ze Anzahl neuer Strukturen geschaffen, sowie unvergessene Erfahrungen 
gebracht. Man kann beinahe sagen, daß die gesamte Breite der neueren so- 
zialen weißen Kultur von unten, so wie sie jetzt besteht, auf irgendeine Art 
und Weise aus dem Bergarbeiterstreik hervorgegangen ist, sowohl hin- 
sichtlich der Inhalte als auch der Organisationsformen jener Phase der 
Massenpolitisierung. 

Die entscheidenden Momente, die einen einjährigen Kampf der Berg- 
arbeiter erst ermöglichten, waren die support groups, die Solidaritäts- und 
Unterstützergruppen. Sie bestanden, und das ist das Wichtige, zu nahezu 
100% aus Frauen. Dazu kommt die Verankerung in der community, die 
Ausdehnung des Kampfs in einer landesweiten Solidaritätsbewegung, was 
auch für den Druckerstreik oder die aktuellen Kämpfe der Krankenwagen- 
fahrer gilt. 

Support groups und Verankerung in der community heißt, den Kampf 
auf eine breite Ebene von Klassenkonfrontation auszudehnen, beinhaltet, 
diverse Spaltungslinien innerhalb der Klasse zu überwinden, -Organisa- 
tionsformen zu entwickeln, die sich der Kontrolle von Parteien und Ge- 
werkschaften zu entziehen vermögen. Diese Gruppen und Organisations- 
formen haben die Fähigkeit, zunächst gegen die Begrenztheit der traditio- 
nellen Arbeiterorganisationen einerseits, später gegen die Anti-Gewerk- 
Schaftsgesetze andererseits und mittlerweile neben den oder gar gegen die 
nach rechts rückenden Gewerkschaften zu wirken. Das beinhaltet in der 
Tendenz die Überwindung traditioneller und kontrollierter Muster einer 
keynesianistisch geprägten Arbeiterklasse und die Überwindung sexisti- 
scher, rassistischer und regionaler Spaltungslinien innerhalb der Klasse. 
Freilich zunächst nur als Tendenz. 

In der lebendigen Klassenauseinandersetzung wurde dies am deutlich- 
sten sichtbar im Bergarbeiter- und Druckerstreik. So wie die women SUp- 
port groups 1984 weit in das patriarchale Machtgefüge in den Bergbaure- 
gionen eingriffen, so haben sich während des Druckerstreiks ganze Stadt- 
teile an den Kämpfen und am Barrikadenbau beteiligt und in diesen Käm- 
pfen eine neue Klassenzusammensetzung geschaffen. Zugespitzt heißt 
dies, der "heroische" Kampf der männlichen weißen Bergarbeiter hat für 
sich genommen sicherlich keinerlei sprengenden Inhalte gehabt, handelt es 
sich doch um eine von den rassistischen und sexistischen Spaltungslinien 
profitierenden weiße Kernarbeiterschicht. Ende 1984 stand der Bergarbei- 
terstreik kurz vor einer kläglichen Niederlage. An diesem Punkt griffen 
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die Frauengruppen ein. Das hat den Kampf verändert. Es ging nicht mehr 
allein um die Arbeitsplätze, Arbeitsbedingungen und das Einkommen, 
sondern vielmehr um die Gemeinschaft in den Bergarbeitersiedlungen, die, 
Verteilung, die sozialen Strukturen, das ganze Leben. Erst dieser umfas- 

sende Ansatz gab dem Streik seine besondere Qualität, auch die tenden- 
zielle Überwindung einer patriarchalen Spaltung von unten. Ob dies das 
patriarchale Machtgefüge nachhaltig verändert hat, ist uns noch nicht klar. 

Aber begonnen haben die Bergarbeiter den Kampf als "Rassisten" und 
"Sexisten", erst ihre eigenen Erfahrungen mit der Polizeibrutalität ließ sie 
die inner city riots begreifen, den Krieg der Schwarzen, und erst der Druck 

der Frauen ließ ihren Familienvatersockel wanken. Das eigentlich Bedeut- 

same an diesem Kampf war nicht der männliche Heroismus, es war viel- 

mehr der antipatriarchale Widerstand und die Selbstorganisationsformen 

der Bergarbeiterfrauen. 

Wenn auch die Depression nach der Niederlage der Bergarbeiter und 
Drucker unbeschreiblich ist, so ist dennoch etwas übriggeblieben. Da sind 
die anhaltenden Angriffe auf die Polizei: Seitdem hat die Polizei in den 
Bergarbeiterregionen einen ungleich schwereren Stand und wird fast per- 
manent bedroht, und seither gibt es in Großbritannien eine ganze Kultur 
von support groups. Während des Hafenarbeiterstreiks, oder auch auf der 
Vickers-Werft, hatten die support groups fast vollständig die Koordinie- 
rung der Aktionen übernommen und nach den unzähligen Verboten gegen 
Gewerkschaftsaktivitäten, deren Rolle weitgehend ersetzt. Es gibt mittler- 
weile ein sich landesweit organisierendes Netz von Unterstützer- und Ba- 
sisgruppen, seit einem Jahr eine recht gute Zeitung, die Solidarity Net- 
work, und eine Menge regionaler Blätter zu lokalen Streiks. Neben den 
Arbeitskämpfen werden auch die Kopfsteuer, Flüchtlinge und internatio- 
nale Kämpfe thematisiert. Es gibt Versuche, diese neue weiße Struktur mit 
den schwarzen Gruppen und Assoziationen in Verbindung zu setzen. Eine 


große Kampagne mit und für 3500 nach London geflüchteten Kurden ist 
ein Resultat dieser Orientierung. 


Die Wildcats 


Die Hoffnung in wilde Streiks ist alt. Cajo Brendel nimmt schon 1974 an, 
daß die Arbeiterklasse genug Erfahrungen gemacht habe, um die gewerk- 
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schaftliche Kontrolle hinter sich zu lassen.4 Der berühmte "Winter der Un- 
zufriedenheit" 1979 beflügelte ebenfalls eher allzu große Hoffnungen in 
den englischen Klassenkampf. In einer situationistischen Broschüre wird 
von einer "Wiedergeburt der Wildcat-Aktivitäten" seit 1987 berichtet, die 
sich 1988 noch rapide ausgeweitet hätten. Doch mit der Hoffnung auf sol- 
che Mobilisierungen sollten wir vorsichtig sein. Bisher ist es der hier be- 
schriebenen ArbeiterInnenklasse durchaus nicht gelungen, sich aus dem 
kontrollierten Klassenverhältnis zu verabschieden. Das Beispiel der 
Streiks der Bus- und Bahnbediensteten ist da eher typisch. Was mit wilden 
Streiks und Basiskomittees der ArbeiterInnen begann, wurde mit einem 
schlechten Tarifabschluß über die Köpfe der Leute hinweg beendet. Die 
Wut über dieses Vorgehen war groß, dennoch stimmte eine Mehrheit der 
Streikenden gegen eine Weiterführung des Arbeitskampfes, offene Aktivi- 
täten gegen die Gewerkschaft waren nicht mehr möglich. Der Kampf wur- 
de durch diese Entscheidung gespalten und brach zusammen. Und der wil- 
de Streik der Stahlmattenflechter auf den Baustellen war eher noch ganz 
besonders spalterisch in seiner berufsständischen Orientierung. Vor der in 
England so weit verbreiteten rank’n’file - Euphorie sollten wir uns hüten. 
Wir müssen uns vielmehr fragen, inwieweit der Un- oder Antigewerk- 
schaftlichkeit eine inhaltliche Zentralität zukommt. Für sich genommen ist 
sie nicht unbedingt sprengend oder vorwärtsweisend; sie kann ebensogut 
Ausdruck eines Rückzugs auf isolierte und berufsständische Interessen 
sein. Natürlich ist die Gewerkschaft ein Kontrollinstrument, und der Aus- 
bruch aus diesen Strukturen ist wichtig, aber in den Kämpfen finden wir 
auch eine starke Tendenz, daß die Abkehr von den Gewerkschaften nach 
hinten losgehen kann. Meist steckt hinter diesen Aktivitäten immer noch 
eine falsche Hoffnung auf die Gewerkschaft, eine Kritik an einer nur fal- 
schen Führung und der Wunsch nach besseren Vertrauensleuten. Zwar 
können wir insgesamt einen Rückgang der Mitgliederzahlen, auch als Fol- 
ge neuer Arbeitsverhältnisse, feststellen, aber als wirkliche Selbstorgani- 
sierung können die Basisgruppen noch nicht gesehen werden. Noch zwin- 
gen sie die Gewerkschaften nur zu Geschäftigkeit, womit diese dann alles 
wieder in den Griff bekommen und am Ende wieder das Tempo be- 


4  Cajo Brendel, Autonome Klassenkämpfe in England 1945-1972, Karin Kramer Verlag, 
Berlin 1974 
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stimmen können. Ein Durchbruch aus dieser Logik ist ihnen bisher nicht 
gelungen. 
Daß die Befreiung aus der gewerkschaftlichen Umklammerung Bedin- 
gung für die Weiterentwicklung der Kämpfe und Kampfformen zu einer 
inhaltlichen und sozialen Ausweitung ist; wird erst in einem kleinen Rah- 
men diskutiert. Besonders die "Hackney Trade Union Support Unit" 
(TUSU) und die Zeitschrift Solidarity Network stehen für diese Debatte 


und ihre Verbreitung, die durch den Sanitäterstreik neuen Auftrieb erhal- 
ten hat. 


| Das Elend der ArbeiterInnen und 


die Widersprüchlichkeit der Kämpfe 


Nach der Zerschlagung der Ausgangspunkte der weißen Massenarbeiter- 
klasse ist ein erneutes oder erstmaliges Zusammenkommen von Jugend- 
bewegung, Kämpfen in der community und militanten Fabrikkämpfen zur 
Zeit kaum denkbar. Wir sehen Tendenzen neuer Organisationsansätze und 
Strukturen, aber die erste Begeisterung weicht schnell der Emüchterung 
angesichts einer sexistisch und rassistisch tief gespaltenen 


Klasse. Die Ge- 
walt gegen Frauen und Schwarze nimmt derzeit eher zu. In einigen Stadt- 
teilen Londons gilt für Frauen nach Einbruch der Dunkelheit fast schon 


eine Ausgangssperre. Gegen Schwarze wurden allein 1989 offiziell 70.000 
rassistisch motivierte Übergriffe begangen; ganze Stadtteile sind für sie 
unbetretbare Viertel. Das gilt besonders für Stadtteile, die dem Jahrelangen 
sozialpolitischen Angriff, Stadtteilsanierung, Yuppisierung, Neuzusam- 
mensetzung und/oder Verelendung ausgesetzt sind. Für Viertel mit einer 
starken (schwarzen) community sieht das etwas anders aus. 

Die Klasse beeindruckt zunächst, weil sie kämpft, und wegen der un- 
geheuren Entschlossenheit und Militanz ihrer Kämpfe. Das ist durchaus 
Ausdruck einer Klassensubjektivität und eines Klassenhasses. Aber so 
sehr sie auch Antagonismus ist, so sehr ist sie als vielfach gespaltene Kraft 
in ihrer Angriffsfähigkeit noch zu neutralisieren und in eine Entwicklung 
des Kapitalverhältnisses zu integrieren. Darauf will ich weiter unten noch 
eingehen. 

Gegen die Radikalität der Kämpfe und Streiks steht die enorme Schwä- 


che, Verelendung und die langandauernde Defensivität der britischen 
Klasse gegen die monetaristischen Angriffe . 
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Der Thatcherismus ist eine konsequente Form des Monetarismus und 
der Austerität, von Einsparungen im gesamten Bereich der öffentlichen 
Subventionen und einem gewaltigen Druck auf die Kosten der gesamtge- 
sellschaftlichen Reproduktion insgesamt. Beinahe jegliche Form von 
staatlicher Subventionierung in die Reproduktion der Klasse wurde einge- 


schränkt oder ganz eingestellt. Seien es die Schließungen von Kranken- in 


häusern, Feuerwachen oder Büchereien, die Privatisierung von Kliniken, 
Knästen, öffentlichem Nahverkehr oder der Wasserwerke, das Niedrig- 
lohnniveau im staatlichen Sektor, die Fahrpreiserhöhungen, Mieterhöhun- 
gen für städtische Wohnungen usw... 

Dazu kommt der breite Angriff auf die Löhne. Angefangen mit den 
neuen Gewerkschaftsgesetzen, der Inflation, den Steueränderungen (be- 
sonders die neue Kopfsteuer poll tax), der Installierung eines ausgedehn- 
ten, niedrigentlohntesten ABM-Sektors: Ein ausgesprochener Disziplinie- 
Tungs- und Verelendungsangriff. 


Niedriglohnsektoren sind die untersten Ebenen im Gesundheitswesen, 
besonders in der Psychiatrie und den Altenheimen, beides auch Bereiche, 
wo hauptsächlich westindische Frauen arbeiten. Dann die Krankenwagen- 
fahrer, die Fahrer und Angestellten im öffentlichen Nahverkehr, der ganze 
Bereich der städtischen und staatlichen Angestellten, ein reiner Frauenar- 
beitssektor, teilweise die Lehrer, die häufig nur 6-Monats-Verträge erhal- 
ten. Zu den Niedriglohnsektoren gehören weiter der Bausektor, die Leder-, 
Textil- und Schuhindustrie: alles Bereiche in denen fast ausschließlich Mi- 
grantInnen arbeiten, weiße Wanderarbeiter aus Irland, Männer und Frauen 


aus Asien. Dem entspricht ein sogenannter Lehrer-, Fahrer- und Pflege- 
"notstand”. 


Seit Jahren ist in vielen Sektoren praktisch die 7-Tage-Woche mit bis 
zu 90 Stunden bei Stundenlöhnen von etwa 6,50 DM durchgesetzt. Das 
Kapital hat ein klassisches Proletariat, eine neue arbeitende Massenarmut 
hergestellt. Erst als die Hungerlöhne der städtischen Arbeiterinnen mit bis 
zu dreimonatiger Verspätung ausgezahlt wurden, kam es zu einigen 24- 
stündigen Streiks. Eigentlich lächerlich wenig angesichts des Armutsni- 
veaus, auf das große Teile der Klasse seit 1979 gedrückt wurden. Insge- 
samt liegen zwei Drittel der 567 Tarifabschlüsse, die 10,7 Mio. Arbeiter- 
Innen umfassen, unterhalb der Inflationsrate, die seit August 88 von 5,7% 
auf zuletzt 8% anstieg und die Löhne weiter auffraß. Wenn man von einer 
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Zwei-Drittel-Gesellschaft sprechen will, dann ist Großbritannien auf dem 
Weg zu einer Zwei-Drittel-Armut. 

1984 ist ein ‘sweatshop report’ von Derek Bishton veröffentlicht wor- 
den, der damals von 4,7 Mio. Arbeiterinnen ausging, deren Einkommen 
unter der Armutsgrenze lag. 25% aller Betriebe zahlen Löhne unterhalb 
des gesetzlichen Mindestlohns. 40% aller Erwerbsfähigen, etwa 10 Mio. 
Menschen, erhalten gar kein Geld, oder liegen mit ihrem Einkommen un- 
ter der Armutsgrenze. In dieser Zahl fehlen noch die Rentner und Jugend- 
lichen unter 16. Der Report zeichnet weiterhin nach, daß die britische 
Klasse einer Trikontinentalisierung unterworfen wurde, und in der Metro- 
pole noch einmal Teile der Weltwervertungshierarchie reproduziert wer- 
den. Weite Teile der britischen Arbeits- und Lebensverhältnisse sind in 
der Tat im Zuge des Krisenangriffs der sogenannten Dritten Welt sehr 
ähnlich geworden. 

Zentren im Versuch, eine neuen Akkumulationszyklus anzukurbeln, 
sind die verbilligten Staatssektoren, die als Schrittmacher in der Durchset- 
zung und Verbreitung von Niedriglohnbereichen anzusehen sind, die jetzt 
privatisierten Staatsunternehmen, und die 27 neuen “enterprise zones’ 
(Handels- und Produktionszonen), mit oft japanischen Konzernansiedlun- 
gen. 

In diesen Zonen gilt meist das Prinzip des open shop, es gibt kaum Ge- 
werkschaften und Tarifverträge. In Tyneside beispielsweise haben sich 25 
Japanische Konzerne angesiedelt, das Lohnniveau liegt 15% unter dem im 
Süden Englands. 

In den Betrieben ist die Fluktuation der ArbeiterInnen jedoch sehr 
groß, viele wollen nicht bleiben und hauen manchmal schon nach ein paar 
Tagen wieder ab. Ganze Stadtviertel weigern sich dort, außerhalb ihrer 
Umgebung zu arbeiten, alles die alten Hafen- und Werftarbeiterwohnvier- 


tel, "die Woge des Wachstums ist insofern gescheitert, als sie diese Leute 
nicht einsaugen konnte" (Economist 3.6.89). 


Dieses neue Akkumulationsmodell basiert weitgehend auf der Rekrutie- 
rung von (meist asiatischen) Frauen in die neuen Betriebe und Klitschen. 
Bei einer Durchschnittsarbeitslosigkeit in Tyne von 15%, liegt die der 
Männer bei 70%. Landesweit liegt die Arbeitslosenrate, auch der schwar- 
zen Frauen, oft weit unter der der Männer. Der neue Akkumulationszyklus® 
stützt sich auf das Herausdrängen der Gewerkschaft, und das heißt ein Un- 
terlaufen der Tariflöhne, und besonders die Ausbeutung billiger Frauen- 
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arbeitskraft. Im Mittelpunkt stehen die Bekleidungs-, Nahrungsmittel- und 
Elektronikindustrie. 

Doch gerade dort sind es die farbigen Frauen, die sich autonom organi- 
sieren und immer wieder auch in den kleinsten Klitschen streiken, oft wo- 
chen- und monatelang. Wir wissen von solchen Streiks bei Raindi Textiles, 
Supreme Quilting, Rulecan, Sandhar and Kang und R.J.Vickers. 

Es läßt sich kaum etwas Abschließendes sagen angesichts dieser vielen 
Extreme und der Widersprüchlichkeit der Klassenkonfrontation. Der 
Krankenwagenfahrerstreik war ein wichtiger Erfolg gegen die Nieder- 
haltung des Klassendrucks, und die sehr hohe britische Inflationsrate deu- 
tet ebenfalls eher auf ein krisenhaftes, mit einem immer noch starken 
Klassenkampf konfrontiertes Kapital. In den Märzaufständen 1990 gegen 
die neue Kopfsteuer und in den rural riots schafft sich die Massenarmut 
kräftig Luft. Die Konservativen befinden sich in einer Regierungskrise, 
Thatcher wird fallen, und Labour wird in Kürze die Regierungsmacht 
übernehmen. Sowohl die osteuropäische Integration als auch die EG 92 


rufen beim englischen Kapital, angesichts ihrer Probleme in der Klassen- 
konfrontation, nur Verunsicherung hervor. 


Andererseits ist die Restrukturierung weiter Teile der 
lungen. Sektoren wie Automobil-, Motoren- 
Rekordgewinne ein. An der Spitze stehen die 
Barcleys Bank mit einer 277%igen Gewinns 
1989 machten einige wieder Verluste, wie 
Bank des Landes, oder mußten mit gevie 
(National Westminster). Ein ziemliches 


entlassungen sind nur gegen einige sehr heftige Kämpfe möglich gewesen, 
die neuen Industrien stehen und laufen, die rassistische Spaltung funktio- 
niert noch, das Elend ist Alltag der Massen. Eine weitgehend deregulierte 
Lage, explosiv, aber noch beherrschbar. 


Produktion ge- 
und Maschinenbau fahren 
Banken, und hier besonders 
teigerung 1988. Doch schon 
die Midland Bank, drittgrößte 
rtelten Gewinnen klarkommen 
"Auf und Ab" also. Die Massen- 
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Anhang: 


Interview mit einem streikenden Fährarbeiter 


1988 streikten 2300 Seeleute von P&O European Ferries. Während einer 


Rundreise dreier Streikender durch die BRD ist das folgende Interview 
entstanden. 


Aus welcher Situation heraus hat sich der Streik entwickelt? 

Sean: Der Streik ist ausgegangen von einem eintägigen, landesweiten 
Streik, der von der Seeleutegewerkschaft NUS ausgerufen wurde. Diese 
Aktion richtete sich gegen die Entlassung von Seeleuten bei der Isle of 
Man Steam Packard Company. Den Streik hielten die Arbeiter bei P&O 
für einen günstigen Aufhänger, um gegen die Einführung des neuen Tarif- 
vertrages zu kämpfen. Sie begannen ohne gewerkschaftliche Unterstüt- 


zung den Ausstand. Erst dadurch sah sich die NUS genötigt, ihn mitzutra- 
gen. 


Es ging um den Tarifvertrag, also auch um die Arbeitsbedingungen; wie 
waren die bisherigen, und wie sehen die geplanten Neuerungen aus? 

Die Arbeitsbedingungen waren schlecht, trotzdem kämpfen wir für ih- 
ren Erhalt, die neuen wären noch schlechter. Auf den Calais-Dover - 
Fähren wurde in 12-Std-Schichten gearbeitet. Der neue Vertrag verlangt 
die 24-stündige Anwesenheit an Bord, wovon nur 16 bezahlt werden. Der 
Rest gilt als Essenszeit, Pause und Ruhezeiten, und selbst die sind nicht 
garantiert. Es kann schon vorkommen, daß du auch in der Zeit arbeiten 
mußt. Jede dritte Woche hast du dann mal frei. Wenn aber die Ablösungs- 
mannschaft nicht vollständig ist, können sie uns auch in der "freien" 
Woche zur Arbeit zwingen. In unserer Freizeit haben wir stets eine Tele- 
fonnummer zu hinterlassen und in Bereitschaft zu stehen. Wird man aller- 
dings in Uniform in einer Kneipe erwischt, können sie einen fristlos ent- 
lassen, na und von solchen kleinen Schikanen gibt’s jede Menge. Will 
man die neuen Arbeitszeiten auf See mit denen an Land vergleichen, kann 
man sagen, sie entspricht einer Zeit von mindestens 366 8-Std-Schichten 
im Jahr, bei voller Ausschöpfung der Bereitschaften wären’s sogar 732 8- 
Std-Schichten. Weiterhin ist eine Kürzung des Wochenlohns von umge- 
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rechnet 75 - 135 DM vorgesehen. Der Grundlohn ist sehr niedrig, etwa 
sechs Mark die Stunde, erst Überstunden-, Schicht- und andere Zulagen 
machen ihn etwas erträglicher. Und die Mannschaften sollen um jeweils 
15 Leute verkleinert werden, insgesamt sollen etwa 450 Seefahrer entlas- 
sen werden. Begründet hat P&O diese Sparmaßnahmen mit der Konkur- 
renzfähigkeit gegenüber dem neuen Kanaltunnel. Was davon zu halten ist, 
machen ja die Veröffentlichungen deutlich, daß P&O mit 60% am Tunnel- 
bau beteiligt ist. 


Was war Dein Job an Bord? 

Ich habe als Leiharbeiter bei P&O gearbeitet, eigentlich als Techniker, 
hauptsächlich hab ich aber Schweißarbeiten gemacht. Mit mir waren bei 
dem Sklavenhändler nur noch zwei weitere‘ Leute beschäftigt. Ich hielt 
mich an den Grundsatz, niemals eine Streikpostenlinie zu überschreiten, 
so verlor ich meinen Job. Ich hatte noch nicht mal einen Arbeitsvertrag, 
vor dem Gesetz gelte ich als nicht streikend, und sie haben mir wegen ei- 
genem Verschulden eine sechsmonatige Sperre fürs Arbeitslosengeld auf- 
gedrückt. Zur Zeit habe ich auch keine feste Wohnung mehr. Ich stecke 
meine ganze Kraft in den Kampf und versuche Unterstützung zu organi- 
sieren. 


Wie sahen Deine Arbeitsbedingungen aus? 

Ich habe nicht regelmäßig an Bord gearbeitet, manchmal wurd’ ich 
auch woanders eingesetzt. Und wenn es Reparaturen am Schiff gab, haben 
sie mich auch nachts aus dem Bett geklingelt. Die Bedingungen waren 
einfach übel. Ich mußte so an die 70 Stunden in der Woche arbeiten, um 
auf einen einigermaßen vernünftigen Lohn zu kommen. 


Haben viele Fremafirmen auf den Fähren gearbeitet? 

Nein, die meisten waren Seeleute, und die Mannschaften waren alle bei 
P&O angestellt. Die Fremdfirmen waren fast nur für die Reparaturarbeiten 
zuständig. 


Von den Fremdwerkern haben sich wohl nicht viele so entschieden wie 
du? 


Nein, das kam für die nicht in Frage, sie konnten damit nur sich selbst 
schaden. Viele gelten als selbstständug und sind ihre eigenen Angestellten. 
Die hätten ja noch nicht mal Arbeitslosengeld zu erwarten. 


Die Streikbrecher, was sind das für Leute? 
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Nur wenige von denen sind Seeleute. Die meisten waren lange arbeits- 
los und haben noch nie vorher auf einem Schiff gearbeitet. Ich kann ihnen 
eigentlich auch keinen Vorwurf machen, sie müssen ja auch irgendwie 
ihre Schulden abbezahlen. Aber ihre Arbeitsbedingungen sind derart uner- 
träglich, daß sie jetzt selbst ihre eigene Fährarbeitergewerkschaft gegrün- 
det haben. Bloß, die ist natürlich nicht gerade stark. Und so hauen Woche 
für Woche mehr in den Sack. P&O kann deswegen nicht genügend Mann- 
schaften zusammenstellen und es gelingt nicht, die ganze Flotte zum Ein- 
satz zu bringen. Die Leute haben auch keine Ahnung von Schiffen, die 
sind ja völlig unerfahren. Und wo Seeleute sonst eine 16-wöchigen Sicher- 
heitslehrgang bekommen, da muß bei ihnen eine einwöchige Sicherheits- 
einweisung reichen. 


Woher erhaltet ihr Unterstützung? 


Von einfachen Arbeitern. Es wird Geld gesammelt, es passiert ’ne gan- 
ze Menge selbständig, unabhängig von Funktionären und Organisationen. 
Viele stärken durch ihre Anwesenheit die Streikpostenlinien. Es gibt auch 
Aktionen, die sich gegen Einrichtungen der P&O richten. Diese Entwick- 
lungen könnten demnächst auch zu einem geschlossenerem Vorgehen füh- 
ten, Solidaritätsstreiks z.B., ich halte das jedenfalls für realistisch. Das ist 
bloß so schwer zu organisieren, weil wir so vieles gleichzeitig machen 
müssen. Wir sammeln Geld und versuchen, Informationen über unseren 
Kampf zu verbreiten, und die Diskussion unter den Streikenden muß auch 
aufrechterhalten werden. Es sind auch Leute zu den anderen Häfen unter- 
wegs, naja, Gewerkschaftsfunktionäre, aber schon Leute, die der Gewerk- 
schaftsbürokratie gegenüber einen eigenen Kopf beweisen. Von arbeiten- 
den Seeleuten kriegen wir Geld, mit einer weitergehenden Unterstützung 
tun sie sich noch sehr schwer. Von den Bergarbeitern haben wir sehr viel 
Solidarität erfahren, sie unterstützen und beraten uns. Viele von ihnen in 
dieser Gegend sind arbeitslos und haben jetzt viel Zeit sich diesem Kampf 
zu widmen. Drucker, die in Wapping streikten, drucken unsere Flugblätter. 
Die Gewerkschaft selbst scheint eher an einem schnellen Ende interessiert 
zu sein. Schließlich besteht theoretisch die Möglichkeit, sechs Monate 
nach einem Ende des Streiks wieder an die beschlagnahmten Gelder zu 
kommen, ...wenn es diese Gewerkschaft dann überhaupt noch gibt. 


Kannst Du mehr zu der Politik der Gewerkschaft erzählen? 
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Die Gewerkschaftsbürokratie und die Labour Party propagieren offen 
den Kurs des "neuen Realismus" und die Abwendung vom Klassenkampf. 
Sie haben hinter geschlossenen Türen eine Gewerkschaftssitzung abgehal- 
ten und dort den Aufruf verabschiedet, wir mögen uns doch an die neuen 
Gesetze halten und nur noch die erlaubten sechs Streikposten aufstellen. 
Wir haben das ignoriert, und empfangen die Streikbrecher immer noch mit 
500 - 600 Leuten. Von der Gewerkschaft wurden Solidaritätsansteck- 
nadeln der support groups verkauft, nur der Erlös ging nicht auf deren 
Konto, sondern in die eigene Kasse. Sam Mc Cluskie, der Generalsekretär 
der NUS und Kämmerer der Labour Party ist, könnte ein Ende des Streiks 
kaum persönlich treffen. Er hat auch dazu aufgerufen, sich arbeitssuchend 
zu melden. Das wäre eine offizielle Aufgabe des Streiks. Einen Tag später 
hat er das zurücknehmen müssen. Und er appellierte an die Reisenden, auf 
die Konkurrenzlinie Sealink auszuweichen, nur hat Sealink erklärt, daß sie 
die gleichen Arbeitsbedingungen wie P&O einführen wollen, sobald es 
P&O gelungen ist, unseren Widerstand zu brechen. Das Gleiche gilt für 
andere Reedereien. Und Mc Cluskie wird wohl als erster Gewerkschafts- 
führer in die Geschichte eingehen, der während eines Streiks seiner 
Gewerkschaft nach Barbados reist, um sich in einer gewerkschaftseigenen 
Villa zu erholen. 


Ahnlichkeiten zu Eurem Kampf gab es beim Bergarbeiter- und Drucker- 
streik. Es waren auch Kämpfe gegen die neue Gewerkschaftsgesetz- 
gebung, auch hat sich das Bild der Gewerkschaften verändert. Inwieweit 
habt ihr daraus gelernt und K, Onsequenzen gezogen? 


dort die Gewerkschaftslinie recht stark durchzusetzen; da ist einiges an 
Kraft verlorengegangen. Und das unabhängige Informationsblatt der Strei- 
kenden, Sea Picket, wird im wesentlichen von ehemaligen Streikenden 
von Wapping gemacht. : | 
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Die Medien versuchen, euren Streik totzuschweigen, wie geht ihr damit 
um? 

Unterstützt werden wir nur solange, wie die Leute auch wissen, daß der 
Streik weitergeht und wir standhaft bleiben. Wir tauchen auf diversen 
politischen Veranstaltungen auf, um dort über unsere Lage zu informieren. 
Wir versuchen auch, die Presse zu benutzen und uns nicht von ihr 
benutzen zu lassen. Und "schlechte" Nachrichten über den Streik sind im- 
mer noch besser als gar keine. So brachte auch eine koordinierte Graffiti- 
Aktion an verschiedenen P&O-Niederlassungen Schlagzeilen. Zur Zeit 
planen wir eine Großdemonstration vor der Zentrale der P&O. Es ist eine 
illegale Demonstration, und die erste nach Einführung des Public Order 
Acts (Gesetz für öffentliche Ordnung),die bewußt die neue Demonstra- 
tionsgesetzgebung ignoriert, sie ist unangemeldet und die Organisatoren 
sollen unbekannt bleiben. Unser Büro vom Solidaritätskomitee bekam 


auch schon Besuch von sehr neugierigen Polizisten. Es ist wirklich was für 
die sensationslüsterne Presse. 


Beim Bergarbeiterstreik gab es einige Schwierigkeiten mit den Solidari- 
tätskonten und dem Umgang mit gespendeten Geld. Wie sieht das bei Euch 
aus? 

Es wird so gehandhabt, daß das Geld als rein humanitäre Unterstüt- 
zung gilt, damit ist es vor staatlicher Beschlagnahmung einigermaßen 
sicher. Das gewerkschaftliche Solidaritätskonto ist allerdings ein Problem, 
dort ankommendes Geld wird lange zurückgehalten und kommt erst nach 
einiger Verzögerung oder gar nicht bei den Streikenden an. Es gab zwar 
schon Auszahlungen, aber ich weiß von viel größeren Summen, die einzel- 

ewerkschaften überwiesen haben. Wir vermuten, daß die Gewerk- 


ne G 
schaft NUS das Geld für die Gerichtsverfahren will, in der albernen Hoff- 
Rückgabe der bisher beschlagnahm- 


nung, das Oberste Gericht würde eine 
ten Gelder verfügen. 


Kannst Du mehr über die ‘women Support groups’ erzählen? 

Mir scheint, daß sich auch die Support groups mehr und mehr institu- 
tionalisieren und bürokratisieren. Die ‘Women Support Group Dover’ ist 
von Frauen auf die Beine gestellt worden. Einige Seeleute sahen da die 
Möglichkeit, zu Ruhm und Ehren zu kommen, und die Frauen wurden aus 
dem Vorstand rausgewählt. Im Raum Dover gibt es alleine sechs Solidari- 
tätskomitees, aber oft kriegt man den Eindruck, sie stünden in Konkurrenz 
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zueinander, wer am meisten Geld gesammelt hat usw... es ist wirklich un- 
möglich. 


Du hast gesagt, ein besonderes Anliegen Deiner Rundreise sei der Aufbau 
eines internationalen Netzwerkes... 

Ja. Während des Bergarbeiter- und des Druckerstreiks bildeten sich 
jede Menge Unterstützergruppen. Und es besteht das Bedürfnis, über den 
Streik hinaus in Kontakt zu bleiben. Unser Kampf ist zur Zeit der wich- 
tigste Arbeitskampf in England, aber auch, wenn der vorüber ist, sollten 
die Kontakte nicht abreißen. Jederzeit können hier oder sonstwo in Europa 
neue Kämpfe ausbrechen. Da halte ich es für sehr wichtig, daß ein Netz- 
werk besteht, das sich über die einzelnen Kämpfe hinaus kontinuierlich 
koordiniert. Ich finde es traurig, daß die meisten Kontakte, die ich wäh- 
rend und für die Rundreise bekommen habe, schon mal bestanden und von 
britischer Seite wieder abgebrochen wurden. Innerhalb des Landes funk- 
tionieren die längerfristigen Kontakte schon einigermaßen. Ein Streikakti- 
vist von Wapping, der auf die schwarze Liste gesetzt wurde und in der 
Druckindustrie keine Chance auf einen Job mehr hat, ist in einem linken 
Londoner Stadtteil Labour-Abgeordneter geworden. Er versucht, seinen 
Posten und sein Büro dafür zu nutzen, das britische Netz zu koordinieren 
und den Informationaustausch lebendig zu halten. Ich halte ein unabhängi- 
ges internationales Netzwerk notwendig für den Kampf der Arbeiterklas- 
se. Es sollte für alle offen sein, aber wir sollten darauf achten, daß keine 
Partei oder Organisation die Kontrolle darüber gewinnt, das würde der 
Sache eher schaden. 
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Internationale Zeitschriften 


Collegamenti/Wobbly für die direkte Klassenorganisation, Angelo Ca- 
ruso, Via Felice Casati 26, 20124 Milano. Nr.25 (Herbst 89): Trommeln in 
der Nacht; Selbstverwaltung: Ansätze für eine historische Neudefinition; 
Probleme der Veränderung; Wörterbuch der 80er Jahre; Die immaterielle 
Produktion: Erkenntnisse über ein Problem; Die Arbeit: ein vollkommen 
historischer Prozeß. 

Echanges et mouvement, BM Box 91, London WC IN3 XX, U.K. 
Etcetera, Korrespondenz des sozialen Krieges, Ap. 1363, 08080 Barce- 
lona, Nr.14 (Dez. 89): Tienanmen: die kalkulierte Repression; Briefe. Ein 
Großteil der Zeitschrift besteht aus Briefen aus Westeuropa und den USA. 
Nr.15 (März 90): Unter dem Ostwind; Soziale Schwierigkeiten der 
Perestroika; Der große Schachzug von Gorbatschow; Aspekte des 
Wandels in den Ländern des Ostens; Die Veränderungen in der DDR und 
die deutsche Wiedervereinigung; Briefe. 

Incompatibili, Zeitung der selbstorganisierten Arbeiter, c/o COBAS 
Scuola, Via Balilla 7, 00185 Roma. 

Labor Notes, 7435 Michigan Avenue, Detroit, Michigan 48210, USA. 
Midnight Notes, Box 204, Jamaica Plain, MA, 02130 USA. Nr.9 (Mai 
88): Soziale Kämpfe in Mexico; Rambo an der Berberküste; Indien: Wi- 
derstand gegen den kapitalistischen Plan. 

Notebook, Vicolo Ponte Corvo 1, Padova. Nr.3/4: CHINA: Die vollstän- 
dige Diktatur über die Bourgeosie; Feuer aufs Hauptquartier, Harry Clea- 
ver: Die Technologie als politische Waffe; Thesen über die Migration; Der 
Rassismus der Klasse; Gedächtnis und Technik einer Arbeiterniederlage in 
den neuen Produktionsszenarien der informatisierten kapitalistischen Fa- 
brik; Rambo an der Berberküste; Politische Ökonomie des Heroins; Ras- 
sismus und differenzialistische Kultur, 

Processed World, 37 Clementina Street, San Francisco CA 94105, 
Solidarity Network, Hackney Trade Union Support Unit, 489 Kingsland 
Road, E 84 AU London 


Zaria, c/o Circolo Valerio Verbano, Piazza dell’Immacolata 28/29, 
00185 Roma 
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Thekla 10: 


Zerowork - Politische Materialien 


In den 70er Jahren untersuchte die Zeitschrift Zerowork aus den USA die 
Klassenkämpfe in Nordamerika und im internationalen Rahmen. Sie ent- 
wickelt eine radikale Theorie des internationalen Klassenkampfs, die glei- 
chermaßen die Kämpfe in der entlohnten wie in der unentlohnten Aus- 
beutung einschließt und die Verbindungen zwischen den verschiedenen 
Sektoren und Regionen herausarbeitet. Der Name der Zeitschrift drückt aus, 
was nun im Zentrum der Klassenauseinandersetzung steht: der Kampf 
gegen die Arbeit. 

In der ersten Nummer (erschienen 1975) beschäftigten sie sich var allem 
mit der Entwicklung der Kämpfe in Nordamerika und zeigen, wie sie sich 
grundsätzlich gegen die Arbeit und die kapitalistische Entwicklung richte- 
ten: Neuzusammensetzung der Arbeiterklasse in den USA seit dem Zweiten 
Weltkrieg, Kämpfe der Automobil-, Berg- und Postarbeiter, der Sozialhilfe- 
empfängerinnen, der Schwarzen, Frauen und StudentInnen. Die zweite 
Nummer (von 1977) knüpft an der Untersuchung der Energiekrise im ersten 
Heft an und zeigt sehr genau, daß und wie das Kapital mit einem internatio- 
nalen Kampfzyklus konfrontiert war: weltweite Kämpfe in der Landwirt- 
schaft und Hungerpolitik, die Klasse in Vietnam gegen kapitalistische und 
sozialistische Akkumulation, die internationale Geldkrise als Ausdruck des 
zugespitzten Klassenkampfs und die verschiedenen Kampfabschnitte in der 
Metropole New York. zerowork untersucht. mit weichen Strategien das Ka- 
pital auf diese zugespitzte Situation reagierte und welche Grenzen der kapi- 
talistischen Gegenoffensive durch die Klasse gesetzt werden. 


Obwohl diese Analysen nun bereits ein Jahrzehnt zurückliegen, sind sie 
für uns nach wie vor aktuell. Nur wenn wir die Herkunft der gegenwärtigen 
Kapitalstrategien aus den Klassenkämpfen begreifen und den hier versuch- 
ten Bezug auf die internationale Klassenzusammensetzung weiterentwik- 
keln, können wir heute ein revolutionäres Projekt bestimmen. Wir haben 
daher Zerowork vollständig übersetzt, damit ihre Analysen auch hier breiter 
diskutiert werden können. 


Thekla 12: Arbeit, Entropie, Apokalypse - 
Ökologischer Kapitalismus und Klassenkampf 


Auf die Klassenkämpfe der Jahre 1968 bis 1973 reagierte das Kapital mit der 
"Energiekrise". Mit Hilfe einer gewaltigen Steigerung der Energiepreise sollte 
gleichzeitig eine internationale Neuzusammensetzung des Kapitals (und damit 
der Arbeit und der Arbeiterklasse) und eine Senkung der Reallöhne durchge- 
setzt werden. Dieses Projekt wurde ideologisch begleitet von der Drohung mit 
dem "ökologischen" Ende der Welt. Die Botschaft ist klar: "Wir" verbrauchen 
zu viel, sind zu anspruchsvoll, arbeiten zu wenig. 

Selbstverständlich gibt es Wechselwirkungen zwischen dem Gebrauch der 
atomaren, fossilen Brennstoffe und ihren biologischen und sozialen Folgen. 
Aber es geht dabei nicht um "Energie". Energie ist mengenmäßig unerschöpf- 
lich und wird nicht verbraucht. Es geht um die Bedingungen ihrer Umwandlung 
in Arbeit. Die (Natur-)Wissenschaft liefert Modelle für die Organisierung der 
menschlichen Arbeit und ihrer Ausbeutung. Das Ausmaß der Unfähigkeit, 
Energie in Arbeit umzuwandeln, wird ausgedrückt in der physikalischen Größe 
Entropie. Sie ist dort am größten, wo die Unordnung am größten, die Energiezu- 
stände am ausgeglichensten sind. Dort ist Energie nicht mehr in Arbeit umzu- 
wandeln. Für das Kapital geht es darum, die Entropie im Produktionsprozeß 
aufzuspüren: faule ArbeiterInnen, bekiffte IngenieurInnen, Gefahr von Streiks, 
Daher der Aufschwung der Informationstechnologien: Energiesparen durch 
High-Tech, bessere Überwachung, schärfere Kontrollen. - Dem entspricht auf 
der anderen Seite die arbeitsintensive, dezentrale, schlechtentlohnte Produktion 
in den Klitschen und im Dienstleistungssektor. AKWs schaffen Arbeitsplätze: 
bei McDonalds, in der Plastikfabrik im Odenwald, im Transportsektor. 

"Arbeit, Entropie, Apokalypse" erschien 1980 in der amerikanischen Zeit- 
schrift Midnight Notes. Es zeichnet die Entwicklung des Kapitalismus als Re- 


sultat der Klassenkämpfe nach: technische Zusammensetzung des Kapitals und 
damit der Arbeit; Ideologie einschließlich der Rolle der 


"Natur"wissenschaft 
und einer Auseinandersetzung mit ökologischen Theorie 


n; Reproduktion der 
Ware Arbeitskraft und weibliche (Haus)-Arbeit ... ganz nebenbei wird noch das 
Wertgesetz erklärt. 


Das klingt trocken und schwierig. Aber ganz im Gegenteil! Es handelt sich 


um Theorie im allerbesten Sinn: sie hilft, die Verhältnisse besser zu verstehen 
(um sie umzuwerfen!). 


Albonniert die WILDCAT! 


Wir setzen die Preise der WILDCAT neu fest. 


In Zukunft schreiben wir wieder einen Preis außen drauf: 4 Mark. 
Im Buchladen oder als Einzelheft zugeschickt kostet die WILDCAT also 
zukünftig einheitlich 4 Mark. 
Bisher kostete ein Abo 10 Mark für 4 Hefte. Erstens ist der Zeitraum 
mit der Umstellung auf zweimonatliches Erscheinen zu kurz (der büro- 
mäßige Aufwand wird zu hoch). Zweitens können wir bei gestiegenen 
Druck- und Portokosten nicht mehr ein Heft für insgesamt ca. 1.20 
DM verkaufen (2.50 minus Porto, minus Briefumschlag, minus durch- 
schnittliche Irrläufer, minus Abo-Außenstände, die nicht mehr gedeckt 
werden). Wir setzen den Preis des Abos in Zukunft auf 20 Mark für 6 
Hefte (also ein Jahr) fest. Und gleichzeitig rufen wir alle auf, die sich 
die WILDCAT regelmäßig kaufen, jetzt zu abonnieren. Für uns machen 
Abos die Auflage kalkulierbar und sind trotz der Porto-Kosten die 
effektivste Versandart. Außerdem sind Abos die einzige Verbreitungs- 
art, bei der wir die Kohle im Voraus kriegen (wir haben wie wohl jede 
Zeitung große Außenstände - wo wir nicht von allen wissen, ob wir sie 
irgendwann auch kriegen). Wer die WILDCAT unterstützen will, soll 
abonnieren. (Und als kleines Trostpflaster für die Preiserhöhung: Wer 
jetzt die WILDCAT zum neuen Preis abonniert, kriegt eine der legendä- 
ren KARLSRUHER STADTZEITUNGen - im alten Format - geschenkt; 
natürlich nur so lange der Vorrat reicht.) 

Außerdem suchen wir noch massig Weiterverkäuferinnen und 


neue Strukturen, kriegen wir Resonanz 
den Weg, auch selber mal was zu schreiben... WeiterverkäuferIn- 
nen schicken wir genauso wie Buchläden die Zeitung für 3 
Mark pro Stück portofrei zu. 
Den "Rebind" der ersten Hälfte der 


"kleinen Serie" (WILDCAT 36- 
42) gibt es nicht mehr. 


Hier das Inhaltsverzeichnis der Hefte 43-49: 


wıLocAt 43 - Winter 87/88 

Empörung in Rheinhausen 

Der Weg in den Großbetrieb 

Streik bei Mercedes im Baskenland 
Wert hat Angst vor Cob(r)as / Italien 
Eisenbahnerstreik in Frankreich 
Südkorea (Teil II) 

Brasilien - Arbeiter, Besetzer, Banditen 
USA - Kampf gegen gespaltene Löhne 
Streikwelle in der Türkei 


WILDCAT. 44 - Frühjahr 88 

Milit. Untersuch. in der weißen Fabrik 
Interv. mit 2 KrankenhausarbeiterInnen 
BeschwerdeZentrum 99 die Psychiatrie 
Bericht: Multination. Arbeit in Hamburg 
Erfahrungen einer Flüchtlingsinitiative 
Vietnames. Kontraktarbeiter in Polen 
Europäische Migration - Thesen 
Rheinhausen: Der Kampf als Spektakel 
Euskalduna nach der. Schließung 


WILDCAT 45 - Sommer 88 
Bewegungsversuche 
Elektronikfabrik / Sklavenhändler 
ArbeiterInnennetz 
Gesundheitssektor 

Streiks in England und in den USA 
Umstrukturierung und Initiativen / BRD 
Zehn Jahre gg die Psychiatrie Teil Il 

Streikbewegungen in Westeuropa 
Ford/Großbrit., Metallarbeiter in Paris 


WILDCAT 46 - Winter 88 

Diskussion über die IWF-Aktionstage 
Jobberaktionen im Pressevertrieb 
Interview: türk. Arbeiter über die Fabrik 
Kämpfe in der "weißen Fabrik": 

in Frankreich, England und der BRD 
Streik in der Behinderten-Fabrik 

Die Oktoberrevolte in Algerien 
Klassenkämpfe in Mexiko 


WILDCAT 47 - Sommer 89 
Widersprüche in der Pfleger-Bewegung 
Hungerstreik bei VDO / Frankfurt 
"Arbeiter haben keine Länder” (Interv.) 
Arbeiterlnnenbewegung in der Türkei 
Der 1. Mai in Kreuzberg 


WILDCAT 48 - Herbst 89 
Streik bei Peugeot 
Krise der Montagearbeit / Flexibilis 
Tarifkampagne ‘90 / Der Arbeitsmarkt 
Land ho - Warum arbeiten gehen? 
Berlin: ArbeiterInnenversammlung 
Die Kliniken nach dem Tarifvertra. 
Ba in den USA - 
uskadi: Frauen in ambul. Di 
Streik im Tegeler Knast Denen 
WILDCAT 49 - Februar 90 
Arbeiterkampf in einer Berliner i 
Nachschlag und Tann 
Übersiedler auf dem Arbeitsmarkt 
"Der Löwe ist los“ (Peugeot-Streik I) 
Diskussion: Klassenkampf, Gewerk- 
schaften, Sozialismus 


Zur Entwicklung in der DDR 
Interv: Arbeiterbewegung in der Türkei 


Bezugsbedingungen 


WILDCAT: Einzelheft 4 Mark, 
Abo 20 Mark für 6 Hefte 
Schuber 43-49 12 Mark 
ThekKla Nr. 10 - 12 Mark 
Nr. 8, 11, 12, 13 je 7 Mark 
Alle Preise sind einschließ- 
lich Versandkosten. Über- 
weist das Geld einfach auf 
das Konto und schreibt dazu, 
wofür es ist (vergeßt eure 
Adresse nicht!!): 
"Sonderkonto Zeitung" 
H. Dietrich Postgiro Berlin 
Kto.-Nr. 31 502-109 
Kontakt: SISINA 


Postfach 360527 1 Berlin 36 


Polen: Autonome Arbeiterkämpfe 
gegen sozialistische Verwertung 


_ China: Massaker die Reformen 
- De nn nl des Kapitals 


Westeuropa: nn 
ins Terrae . 
Kritik der Keordinationen 


ee in nn 


Die Generation der nern M 
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